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Auch in diesem Jahr treff en sich Po-
litiker, Vertreter des Militärs und der 
Rüstungsindustrie wieder in Mün-
chen zur „Internationalen Konferenz 
für Sicherheitspolitik“. Es wird, wie 
in den letzten Jahren, vermutlich 
wieder ein „Sicherheits“-Konzept 
vorgestellt, das auf Androhung und 
letztlich auch auf Anwendung von 
militärischer Gewalt beruht. Diese 
„Sicherheits“-Konzepte können – wie 
die Kriege gegen Serbien/Montene-
gro, Afghanistan und Irak gezeigt 
haben - die Sicherheit der Menschen 
nicht gewährleisten. Die Berichte 
aus den genannten Ländern belegen 
dies.

Die Militarisierung der europäischen 
Außenpolitik, wie sie in der EU-Ver-
fassung festgeschrieben werden soll-
te, entspricht ganz der Logik dieses 
„Sicherheits“-Konzeptes. Eine solche 
Politik birgt die Gefahr, dass es beim 
Kampf um Interessenssphären und 
Ressourcen zu einem verschärften 
Rüstungswettlauf – selbst mit dem 
NATO-Partner USA – kommen wird.

Die Friedensbewegung nimmt die 
„Sicherheits“-Konferenz zum Anlass, 
gegen Krieg und Kriegsvorbereitung 
zu protestieren und eine Sicherheits-
politik einzufordern, die sich nicht 
mehr über militärisches Planen und 
Handeln defi niert.

Unsere öff entliche Friedenskonferenz 
mit internationaler Beteiligung soll 
die Kritik an der bestehenden Kriegs-
politik ausdrücken und Konzepte für 
Frieden, Abrüstung und Konfl ikt-
bearbeitung öff entlichkeitswirksam 
vorstellen. Sie soll zeigen, dass Krieg 
Probleme immer nur verschärft und 
auch die Gefahren durch den „in-
ternationalen Terrorismus“ erhöht, 
wie uns die jüngste Vergangenheit 
drastisch vor Augen geführt hat.

Konzepte für zivile Konfl iktbearbei-
tung und friedliche Entwicklung sind 
vorhanden. Die für zivile Konfl ikt-
bearbeitung bereitgestellten Mittel 
decken allerdings nicht annähernd 
den nötigen Bedarf.

Frieden und Sicherheit erwachsen 
aus Interessensausgleich und Gerech-
tigkeit. Der Einsatz für politische 
und soziale Gerechtigkeit sowie für 
die Erhaltung der Umwelt ist natür-
licher Bestandteil der Friedensarbeit.

Die starke Beteiligung an den Veran-
staltungen zur „Internationalen Frie-
denskonferenz“ der letzten Jahre hat 
uns gezeigt, dass ein großes Inter-
esse besteht, sich mit Chancen und 
Möglichkeiten einer kooperativen 
Politik auseinander zu setzen und 
Alternativen zu einer auf Machtstre-
ben und Gewalt basierenden Politik 
kennen zu lernen.

Die öff entliche Friedenskonferenz 
soll der Entwicklung einer anderen 
politischen Kultur und deshalb auch 
der Vernetzung der internationalen 
Friedens- und Sozialbewegungen 
dienen.

Mit dem diesjährigen Thema „Frie-
densprozesse- Erfahrungen und 
Hoff nungen“

soll darauf hingewiesen werden, wie 
sich verschiedene Menschen und 
Gruppierungen mit gewaltfreien Mit-
teln für Versöhnung, Verständigung 
und Kriegsverhinderung einsetzen. 
Wir wünschen uns, dass die Öff ent-
lichkeit verstärkt Notiz nimmt von 
Friedensprozessen, die ja konkret zu 
beobachten sind.

Die „Münchner Friedenskonferenz 
2006“ will deshalb an drei ausge-
wählten Beispielen zeigen, wie Frie-
denspolitik mit gewaltfreien Mitteln 
aussehen kann.

Aufruf
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Internationales Forum

Friedensprozesse – 
Erfahrungen und Hoff nungen

Einführung
Auszüge aus der Einführung von Cle-
mens Ronnefeldt, der als Moderator 
durch den Abend geleitet hat. Er ist seit 
15 Jahren als Referent für Friedensfra-
gen beim deutschen Zweig des Inter-
nationalen Versöhnungsbundes tätig 
und hat in dieser Zeit an zahlreichen 
Friedensmissionen im ehemaligen Jugo-
slawien, in Israel und Palästina, Syrien 
und Libanon, zuletzt im Dezember 
2005 im Iran teilgenommen.

Die diesjährige Friedenskonferenz 
mit dem Motto „Frieden und Gerech-
tigkeit gestalten – Nein zum Krieg“ 
wird ermöglicht durch 
zahlreiche Einzelunter-
stützerinnen und Un-
terstützer sowie einem 
Trägerkreis von Organi-
sationen (s.S. 67-70), die 
sich heute Abend auch 
mit Informationstischen 
vorstellen.

Allen, die zum Zustande-
kommen dieses Abends 
wie auch des morgigen 
Tages beigetragen haben, 
möchte ich an dieser 
Stelle bereits einen herz-
lichen Dank sagen.

Es ist mir eine Ehre und 
Freude zugleich, Sie 
heute Abend durch das 
Programm zu führen.

Besonders begrüßen 
möchte ich die Referen-
tin und Referenten des 
heutigen Abends, Frau 
Roswitha Jarman, Herrn 
Dieter Wenderlein und 

Herrn Emanual Matondo, die ich 
Ihnen später noch näher vorstellen 
werde.

Damit sich nach den einzelnen 
Beiträgen das Gehörte besser setzen 
kann und gleichzeitig Kopf, Herz 
und Bauch neu geöff net werden, 
haben wir einen der weltbesten 
Saxophonisten eingeladen: Klaus 
Kreuzeder, dem wir ebenfalls sehr 
herzlich für sein Kommen und seine 
Musik danken.

Herrn Professor Hans-Peter Dürr gilt 
unser Dank für die Schirmherrschaft 
der heutigen Veranstaltung. Er wird 

ein Grußwort an uns richten.

Wir freuen uns, dass der Oberbürger-
meister der Stadt München, Christi-
an Ude, dem weltweiten Netzwerk 
der „Bürgermeister für den Frieden“ 
beigetreten ist, die die Abschaff ung 
aller Atomwaff en bis zum Jahre 
2020 einfordern.

Als ersten Gast möchte ich nun den 
3. Bürgermeister der Landeshaupt-
stadt München Hep Monatzeder 
bitten, ein Grußwort der Stadt Mün-
chen an uns zu richten. Auch ihm 
gilt unser herzlicher Dank.
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Grußworte

Hep Monatzeder
3. Bürgermeister der Landes-
hauptstadt München:

(Es gilt das gesprochene Wort!)

Im Namen der Landeshauptstadt 
München darf ich Sie sehr herzlich 
zur Internationalen Friedenskon-
ferenz, der meiner Meinung nach 
eigentlichen Sicherheitskonferenz, 
in unserer Stadt begrüßen. Ich sage 
„eigentliche Sicherheitskonferenz“, 
weil im Mittelpunkt der von Herrn 
Teltschik veranstalteten Sicher-
heitskonferenz einmal wieder nicht 
langfristige Sicherheit für möglichst 
viele Menschen im globalen Maßstab 
stehen wird. Nebenan beim Treff en 
der NATO-Staaten und der Rüstungs-
industrie wird es wie immer dar-
um gehen, Einfl usssphären einiger 
weniger Staaten abzusichern und die 
Androhung militärischer Gewalt als 
Allheilmittel zur Lösung von Konf-
likten hoch zu stilisieren.

Um wessen Sicherheit geht es? Diese 
Frage müssen sich verantwortliche 
Politikerinnen und Politiker endlich 
stellen. Die Sicherheit der Menschen 
und Familien im Irak wurde jeden-
falls durch den Krieg der führenden 
„Sicherheitsnation“ nicht verbessert. 
Erst der Krieg hat dieses Land zum 
vielleicht unsichersten Land dieser 
Welt gemacht und unsägliches Leid 
über hunderttausende von Menschen 
gebracht.

Es ist auch – leider – nicht nur die 
derzeitige USA-Regierung, die von 
einem falschen, ja pervertierten 
Sicherheitsbegriff  ausgeht. Der fran-
zösische Präsident hält den Einsatz 
von Atomwaff en gegen Terror-
Regime durchaus für legitim und 
angebracht. In welcher Welt leben 
wir eigentlich, wenn ein führender 
europäischer Politiker ungestraft 
den Einsatz der Atombombe andro-

hen darf und damit Kriege bislang 
ungekannten Ausmaßes in Aussicht 
stellt? Und in welchem Land leben 
wir, wenn wir in der Zeitung vor 
drei Wochen wörtlich lesen dürfen: 
„Bundeskanzlerin Merkel unterstützt 
die Atomdrohung Chiracs“?

Die Welt soll sicherer gemacht wer-
den. Aber wer Augen hat zu sehen, 
der sieht, dass diese Damen und 
Herren die Welt unsicherer machen, 
und dass sie sogar vor dem letz-
ten Tabubruch nicht mehr zurück 
schrecken und selbst einen atomaren 
Flächenbrand in Kauf nehmen.

Es gibt Terror auf dieser Welt, und 
dieser Terror muss bekämpft wer-
den; denn diesem Terror fallen 
unschuldige Menschen zum Opfer. 
Darüber sind wir uns alle einig. 
Wenn Terror aber mit Krieg oder 
der Androhung von Krieg beantwor-
tet wird – siehe Irak und siehe die 
Atomdrohung Chiracs – dann wer-
den letztendlich nur neue Kreisläufe 
des Terrors entfacht. Die eigent-
lichen Probleme werden verschärft, 
aber um die Ursachen kümmert man 
sich nicht.

Es führt kein Weg an der Tatsache 
vorbei. Terror speist sich aus Ernied-
rigung, aus Perspektivlosigkeit, aus 
der Erfahrung von Ohnmacht und 
Gewalt. Hier und nur hier liegt der 
Ansatzpunkt zur eff ektiven Bekämp-
fung von Terror. Die Lebensverhält-
nisse der Menschen im weitaus größ-
ten Teil dieser Welt erträglicher, 
menschenwürdiger und sicherer zu 
machen, zivile Konfl iktlösungen 
zu entwickeln und nach Wegen zu 
suchen, diese auch einzusetzen. Das 

müsste im Mittelpunkt einer jeden 
Sicherheitskonferenz stehen, die 
diesen Namen führen will.

Ich freue mich, dass ich auch in 
diesem Jahr wieder die Internationa-
le Friedenskonferenz eröff nen darf. 
Sie stellt diese elementaren Fragen 
in den Mittelpunkt und erarbeitet 
Alternativen zur überkommenen und 
letztendlich gescheiterten Sicher-
heitspolitik.

Frieden und Gerechtigkeit können 
nicht herbei gebombt werden, son-
dern sie müssen gestaltet werden, 
ganz wie es das Motto dieser Kon-
ferenz hier zum Ausdruck bringt. 
Natürlich haben Sie und haben wir 
noch nicht alle konkreten Antworten 
für die aktuellen und zukünftigen 
Konfl ikte dieser Welt gefunden. Aber 
hier werden zumindest die richtigen 
Fragen gestellt – während ich der of-
fi ziellen Konferenz nur bescheinigen 
kann: Erneut Thema verfehlt!

In diesem Sinne bedanke ich mich 
noch einmal, dass so viele von Ihnen 
zu dieser Alternativ-Veranstal-
tung gekommen sind. Ich bedanke 
mich bei den Veranstaltern für das 
anspruchsvolle Programm. Und ich 
wünsche Ihnen allen spannende 
Diskussionen.
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Hans-Peter Dürr
Schirmherr der Friedenskon-
ferenz

Abschrift vom Band: Gudrun Schnee-
weiß

Liebe Friedensfreundinnen und liebe 
Friedensfreunde!

Auch ich möchte Sie ganz herzlich 
begrüßen zu diesem internationalen 
Forum des internationalen öff ent-
lichen Friedenskongresses und ich 
freue mich sehr, dass Sie in so groß-
er Zahl erschienen sind.

Wir sind auch der Stadtverwaltung 
sehr dankbar – das möchte ich auch 
an den Oberbürgermeister Ude wei-
tergeben und das möchte ich auch 
dem Bürgermeister Hep Monatzeder 
sagen, dass wir sehr glücklich darü-
ber waren, - dass wir wieder diesen 
schönen altehrwürdigen Festsaal der 
Stadt zu dieser Veranstaltung be-
nützen dürfen. Es ist atmosphärisch 
einfach wunderbar.

Das Thema der Friedenskonferenz 
ist ja ein Doppeltes: Frieden und 
Gerechtigkeit gestalten auf der einen 
Seite und Nein zum Krieg. Ein Ja am 
Anfang, aber auch ein Nein danach.

Diese Konferenz ist zeitgleich, wie 
Sie wissen, – und ganz bewusst 
zeitgleich – mit der 42. Sicherheits-
konferenz, die heute auch noch 
den Untertitel hat wie letztes Jahr: 
„Friede durch Dialog“, die jetzt im 
Bayerischen Hof stattfi ndet, nur eini-
ge Häuserblöcke weiter. Die Nach-
folgekonferenz von den  früheren 
Nato-Wehrkundetagungen, an die 
sich einige noch erinnern, die um 
1964 hier begonnen haben. Grob 
betrachtet – und das fragen mich die 
Journalisten auch immer „Was ist 
der Unterschied? Könnt Ihr nicht mit 
einverstanden sein, was sie gefordert 
haben?“ – „internationale Sicher-
heitskonferenz“ und dann noch den 
Untertitel „Frieden durch Dialog“. 
Eigentlich eine Gemeinheit. Es ist 
uns gestohlen worden. Es ist unser 
Slogan gewesen: „Frieden durch 
Dialog“.

Der Dialog ist doch genau das, was 
wir vorantreiben wollten. Aber es 
gehört einfach dazu heute, diese 
schönen Ausdrücke, die wir brau-
chen zu unserer eigenen Orientie-
rung, die dann auch auf einmal 
in einem anderen Kontext wieder 
eingebaut werden. Und das kann 
man sehr wohl nachlesen bei Orwell, 
das nenne ich „new speak“, auf 
diese Weise zu vertuschen, dass wir 
eigentlich etwas ganz anderes damit 
meinen. Sie wissen, das ist doch 
dasselbe geworden mit dem Wort 
Globalisierung, was wir „eine Welt“ 
nannten, und was ist draus gewor-
den? In der Globalisierung ist etwas, 
was wir auch ablehnen müssen, weil 
es missbraucht wurde.

Wir sind in diesem Sinne keine 
„Gegenveranstaltung“, wenn ich nur 
den Titel nehme, aber wir sind ganz 
bestimmt verschieden, wenn wir 
etwas nachsehen, was wir eigentlich 
damit meinen. Wir unterscheiden 
uns ganz wesentlich in den Inhalten, 
wir betonen anders, wir sprechen 
von Gerechtigkeit für alle, das ist bei 
uns ganz am Anfang, die anderen 
sagen Sicherheit. Für wen? Für die, 
die jetzt hinter den Mauern zusam-
mensitzen, oder Sicherheit für die , 
die wir alle außerhalb sind? Darum 
geht es doch. Aber das wird nicht 
klar, das wird nicht weiter defi -
niert, wie es ist. Wir sind öff entlich, 
sie tagen im Geheimen. Wir beide 
wollen Frieden durch Dialog, aber 
wir haben den verbindlichen Dialog, 
in dem wir uns austauschen und das 
Gemeinsame herauszufi nden versu-
chen, was der einzelne, der andere 
meint. Und wir meinen nicht den 
hierarchischen Dialog, wo einer das 
Problem defi niert und die anderen 
müssen es abnehmen, sie müssen 
einfach dem folgen. Wir sind Vertre-
ter der Zivilgesellschaft, wir glau-
ben, wir sind in  dem  Sinne mehr 
legitimiert, für die Menschen zu 
sprechen im großen und ganzen, ob-
wohl wir es nicht abgezählt haben, 
aber wir brauchen uns nur zu un-
terhalten mit den Menschen und Sie 
werden sehen, sie wollen alle den 
Frieden und sie wollen nicht das, 
was im Augenblick passiert und was 
diese andere Gruppe repräsentiert. 
Wir wissen gar nicht, wer sie ist. Ist 

es die Rüstungslobby? Oder sind es 
einfach die heutigen Repräsentanten 
der Macht, wie auch immer, ob sie 
sich politisch legitimiert fühlen oder 
sich legitimiert fühlen, weil sie das 
meiste Geld haben, oder weil sie die 
größte Zerstörungsmacht der Welt 
darstellen. Das ist unser Problem 
heute.

Die Friedenskonferenz hat die 
beiden Aspekte, Frieden und Ge-
rechtigkeit gestalten und dann Nein 
zum Krieg. Wir sind alle enttäuscht, 
dass wir wieder den zweiten Punkt 
heute betrachten müssen. Ich habe 
angenommen, nachdem wir den 
Irak-Krieg vor drei Jahren auf die-
selbe Weise besprochen haben und 
nicht durchgekommen sind, dass 
wir heute doch ganz klar doch die 
Folgen davon sehen, dass es nicht 
mehr notwendig sein wird, jemals 
darüber zu sprechen, warum Krieg 
eigentlich notwenig ist, dass wir 
nochmals sagen müssen „Nein zum 
Krieg“. Und wieder sind wir in der 
Situation , dass wir hier jetzt darü-
ber sprechen müssen, und dass wir 
uns nicht konzentrieren können 
auf das, was uns mehr interessiert, 
nämlich, Frieden und Gerechtigkeit 
gestalten, was ja auch der Inhalt ist 
dieses Forums, denn diesmal wollten 
wir uns darauf konzentrieren, nicht 
das Kriegsthema als Hauptthema 
zu nehmen, sondern wir haben uns 
auch Gedanken darüber gemacht, 
wie es anders gehen könnte. Und das 
ist auch unsere Aufgabe und nicht 
nur zu sagen, wir wollen das andere 
nicht, sondern dass wir auch formu-
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lieren können, was wir eigentlich 
wollen und wie wir es können und 
wie wir unsere ganze Zeit benützen, 
das auszuformulieren und es auch 
immer wieder an die Öff entlichkeit 
zu bringen. Das ist, was wir eigent-
lich vor Augen haben.

Iran, wieder dieselbe Situation wie 
vor drei Jahren, nur hieß es damals 
Irak, nur ein Buchstabe ausgewech-
selt und wieder derselbe Schwindel 
am Anfang! Erinnern Sie sich noch? 
„Massenvernichtungswaff en“, dies 
sei die eigentliche Bedrohung der 
westlichen Welt und dies fordere 
uns dazu auf präventive Kriege zu 
führen, wir sollten doch nicht war-
ten bis diese „Schurken“ mit ihren 
Massenvernichtungswaff en über 
den Westen herziehen. Und was ist 
heute? Wir reden eben wieder über 
Massenvernichtungswaff en - nicht 
so direkt -, über die Möglichkeit, 
dass der Iran eine Uranbombe baut. 
Ja, sie reichern Uran an, Uran 235, 
„diese Schurken“. Anreicherung 
von Uran ist erlaubt. Wer heute 
Kernkraftwerke betreibt, betreibt 
sie nicht mehr mit Natururan, 
weil Natururan nur zu 0,7 % Uran 
235 enthält. Es ist einfacher einen 
Kernreaktor zu bauen, wenn man 
das Uran anreichert, bis zu 20 %. 
Wenn jemand ein Kernkraftwerk 
bauen will, warum lässt man ihn 
nicht das Uran anreichern? Das ist 
nicht verboten aufgrund des Nicht-
verbreitungsvertrages. Aber jetzt 
auf einmal, wenn es ein „Schurke“ 
macht, dann muss man es verbieten, 
denn er kann ja am Ende auch eine 
Bombe bauen. Ja, ich untertreibe 
nicht. Ich als Kernphysiker weiß 
noch viel besser, warum das ein 
ganz gefährliches Geschäft ist, diese 
Atombomben. Aber warum lügt man 
uns an? Warum sagt man nicht, dass 
alle Kernkraftwerke, die für zivile 
Zwecke gebaut werden, jedes Jahr 
70 Tonnen Plutonium produzieren 
in ihrem Abfall? 70 Tonnen! Für 
eine Nagasaki-Bombe brauche ich 
nur 8 kg, d.h. ich stelle das Material 
bereit für 10 000 Nagasaki-Bomben, 
wenn ich diesen Abfall aufbereiten 
würde. Warum fordert man nicht, 
dass alle Kernkraftwerke sofort abge-
stellt werden, dass diese Quelle eben 
verschwindet?

Ich möchte die Atombombengefahr 
nicht verkleinern, nun, ich fi nde es 
wirklich gefährlich, aber ich fi nde es 
gefährlich, wenn jemand behauptet, 
ich habe das Recht, einen Atomkrieg 
anzufangen, einfach so, präventiv, 
davor habe ich Angst. Ich habe 
Angst davor, wenn jemand sagt, wir 
werden Atomwaff en nicht nur gegen 
Atomwaff enstaaten anwenden, son-
dern auch gegen Staaten, die keine 
Atomwaff en haben. Davor habe ich 
Angst, denn es gibt sehr viele von 
diesen Staaten. Was soll das eigent-
lich? Ich habe Angst, wenn Leute 
über Kernwaff en so leichtsinnig 
sprechen wie Chirac, dass er sagt: 
„Selbstverständlich, wir haben sie ja, 
und wir werden sie auch anwenden 
selbst durch einen Ersteinsatz, wenn 
der andere es nicht machen kann.“ 
Dann sagt auch noch eine Angela 
Merkel: „Ja, ja, das haben wir immer 
schon gewusst, dass das so ist.“ Als 
ob das das natürlichste in der Welt 
ist! Oder ein Rupert Scholz, der sagt, 
„Ja, dann müsste auch Deutschland 
seine eigenen Atomwaff en haben. 
Wie sollte es sich schützen?“ 

Jetzt sind wir wieder dort angekom-
men, was wir eigentlich vermeiden 
wollten, dass die Leute sagen, ich 
muss Atomwaff en selber entwickeln, 
damit ich mich schützen kann, von 
diesen, die Atomwaff en haben, ange-
griff en zu werden. Das ist doch die 
Situation. Dieser Schwindel kommt 
hier wieder durch. Ich verstehe nicht 
den iranischen Präsidenten, der so 
Reden führt, dass er so über Israel 
redet, und  ich würde ihm verbieten, 
so zu reden. Aber ich würde auch es 
jedem anderen Staatsoberhaupt ver-
bieten, so über andere zu sprechen.

Das Nein zum Krieg: Ich frage 
mich, wer mit gesundem Menschen-
verstand und wer einen minima-
len Sinn für Menschenrechte und 
vielleicht auch noch für Ehrfurcht 
vor dem Leben auf unserer Erde 
hat, kommt dazu, dass er noch nicht 
genügend Beweise hat, dass Krieg 
keine Möglichkeit mehr darstellt, 
Konfl ikte zu lösen, Konfl ikte zu 
bearbeiten. Er ist unbrauchbar, er 
treibt uns in eine Eskalation hin-
ein, und muss deshalb schlicht und 
einfach verbannt werden als eine 

Möglichkeit, auch nicht als „ultima 
Ratio“, wie man immer sagt: „Ja, 
wenn mir nicht anderes übrig bleibt, 
dann muss ich es machen.“ Warum 
denn, wenn es auch nicht funktio-
niert. Wenn das eine nicht funkti-
oniert, warum muss ich auch noch 
das andere machen, auf diese Weise 
können wir uns hier von dieser 
Erde verabschieden. Das hat Albert 
Einstein schon vor 60 Jahren gesagt 
und ist todunglücklich gewesen, dass 
keiner darauf gehört hat. Es liegt 
auch daran, dass Krieg nicht mehr 
Krieg ist, was man darunter früher 
verstanden hat. Krieg müssten wir 
eigentlich Massaker nennen. Wir 
müssten ihn eigentlich auch puren 
Terror nennen. Wenn Sie eine Bom-
be abwerfen aus großer Höhe und 
sagen, dass dabei hundert Tausende 
Menschen zu Grunde gehen, ist das 
Terror, weil es nur einer vielleicht 
verdient hat, von dieser Bombe 
erwischt zu werden, aber die Hun-
derttausend weniger eins sind nicht 
davon betroff en, das ist doch Terror. 
Auf diese Weise kommt der Terror in 
die Welt herein.

Ich frage mich, was geht in den 
Menschen vor, die das immer noch 
nicht begriff en haben. Ist es Bos-
heit? Vielleicht ist es nicht einmal 
Bosheit, sondern sie haben einen 
Nutzen davon. Aber das sind doch 
nur ein paar. Ist es Dummheit? Ich 
kann mir nicht vorstellen, dass es so 
viele dumme Menschen gibt. Aber es 
könnte sein, dass ihre Wahrnehmung 
es nicht mehr zulässt, das, worüber 
sie sprechen, auch noch zu sehen, 
weil sie von soviel Information über-
schwemmt werden.

Wir brauchen eine andere Möglich-
keit, um den Krieg wirklich unmög-
lich zu machen. Das ist eine richtige 
Aussage. Und warum fangen wir 
nicht heute an? Wir brauchen eine 
andere Möglichkeit, Kriege zu ver-
hindern, Konfl ikte zu entschärfen. 
Johannes Rau hat mit Recht gesagt: 
„Friede ist der Ernstfall, nicht der 
Krieg. Der Krieg ist schon die Katas-
trophe.“

Wir werden immer wieder aufgeru-
fen als Friedensgruppe: Was macht 
ihr jetzt. Wir haben hier jetzt einen 
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Fall, den wir nicht lösen können. 
Warum seid ihr auf einmal so still? 
Warum? Weil die Katastrophe 
eingetreten ist, vor der wir immer 
gewarnt haben. Dann können wir 
es auch nicht reparieren. Der Friede 
ist der Ernstfall, bevor ich in diese 
Situation komme, muss ich etwas 
machen und jetzt anfangen, noch im 
Frieden, bevor es zu spät ist und wir 
müssen hier Methoden entwickeln, 
um das zu verhindern, und das 
fängt schon viel früher an. Und dazu 
gehört auch folgendes: Auch die 
Drohung mit Gewalt ist schon ein 
Auslöser von Gewalt , sie ist schon 
Terror und muss verboten werden. 
Und es ist nicht nur die Drohung 
mit militärischer Gewalt, es ist auch 
die strukturelle Gewalt, die auf die 
Mehrzahl dieser Menschen ausgeübt 
wird durch ein Finanzsystem, das 
absolut nicht funktioniert, das den 
Menschen Schwierigkeiten bereitet. 
Das ist Gewalt, das ist auch der Aus-
löser und wir kommen damit auch in 
eine Eskalation hinein.

Im  Zusammenhang mit dieser 
Tagung hier möchte ich noch sagen: 
Wenn wir eine solche Tagung haben 
und morgen eine Demonstration 
usw., dann sollten wir uns immer 
überlegen: „Können wir nicht auf 
eine Art demonstrieren, dass wir 
unser Gegenüber nicht wiederum 
bedrohen, weil es dann auch wieder 
zu einer Eskalation kommt.“ Stellen 
Sie sich vor, Sie haben diese Polizis-
ten vor sich - das ist ein schreckli-
cher Anblick -, aber denken Sie auch 
daran, hinter diesen Schilden und 
Helmen da sind auch junge Ge-
sichter, da sind auch Leute, die mit 
uns leiden, in dieser Welt zu leben. 
Und sorgen wir dafür, dass sie an 
unserer Demonstration auch Freude 
haben, deshalb bin ich dafür, dass 
wir tanzen und singen. Damit wir 
zeigen, das wir das, was wir als Frie-
den bezeichnen, auch leben wollen 
und nicht den Krieg im Hass gegen 
den anderen überwinden wollen.

Ich will noch ein Beispiel geben: 
Wie können wir den Krieg ver-
meiden, wie Konfl ikte lösen? Wie 
können wir es anfangen? Wäre es 
nicht an der Zeit, den Vorschlag, 
den ich der rot-grünen Regierung 

vor sieben Jahren gemacht habe, als 
sie nach Berlin umgezogen ist, zu 
verwirklichen. Wäre es nicht an der 
Zeit, das Verteidigungsministerium 
umzubenennen? Es hieß einmal 
Kriegministerium, dann hat man es 
Verteidigungsministerium genannt. 
Gut schon! Könnten wir nicht noch-
mals einen weiteren Schritt machen, 
es nochmals umzubenennen. Wir 
brauchen keine Verteidigung mehr, 
weil wir nur noch von Freunden um-
geben sind. Ich bin nicht dafür, dass 
man es nun als ein Ministerium be-
schreibt für globale Schnelleingreif-
truppen, so müsste man es ja heuer 
benennen, um es zu bezeichnen, was 
wir im Augenblick tun. Könnten wir 
es nicht einfach nennen ein Ministe-
rium für Konfl iktbearbeitung? Und 
dann würden wir die jungen Leute 
auff ordern: „Möchtest Du in den 
zivilen Zweig oder in den militä-
rischen Zweig? Und Du hast auch 
die Möglichkeit, eine Ausbildung zu 
bekommen, wie man mit friedlichen 
Methoden, Konfl ikte bearbeitet.“ 
Und diese Kunst müssen wir alle 
erlernen und wir müssen einmal 
damit anfangen. Und das Land, das 
damit anfängt, sein Ministerium 
für Konfl iktbearbeitung zu nennen, 
wird in der ganzen Welt Nachahmer 
bekommen, insbesondere wenn es 
denselben Etat bekommt.

Liebe Freunde, das wäre doch eine 
phantastische Aufgabe für Europa zu 
sagen: „Warum noch mit den USA 
wetteifern, und nicht diesen neuen 
Weg beschreiten.“ „Gut“, haben sie 
mir gesagt, „wo willst Du die Lehrer 
dazu hernehmen?“ Ich antwortete: 
„Ich kenne sie noch nicht. Aber 
morgen werden wir sie haben, wenn 
wir anfangen, das zu lehren und 
übermorgen haben wir noch mehr 
und überübermorgen haben wir sie 
in allen Schulen. Und dann machen 
auch die Schüler mit und lösen ihre 
eigenen Probleme, weil sie gelernt 
haben, wie man Konfl ikte löst. Und 
das ist doch die Zukunft der Mensch-
heit.“

Wäre das nicht wunderbar, wenn 
wir dies hier in Gang setzen könnten 
und damit auch zeigen, wir haben 
auch anderes im Kopf, wir wollen 
nicht nur den Krieg verhüten, wir 

wollen auch einen „Ersatz“ dafür 
schaff en? Ich will nicht weiter auf 
andere Möglichkeiten eingehen, aber 
es gibt genügend zu tun, und lassen 
Sie uns irgendeinen Weg sehen, wo 
wir auch unter unseren so genann-
ten Gegnern nicht die Gesamtheit 
meinen, sondern immer nur die 
wenigen sehen, die diese große 
Menge von Menschen verführt, in 
die falsche Richtung zu gehen. Das 
sind alles Leute, die im Prinzip auch 
auf unserer Seite sein möchten, aber 
es nicht können, weil sie verführt 
werden mit diesen Dingen wie Mas-
senvernichtungswaff en und so fort.

Ja, wir müssen deshalb weiterma-
chen, auch unsere Stimme zu erhe-
ben, wobei wir alle diese Menschen 
brauchen. Viele Leute fragen mich: 
„Warum hast Du überhaupt den 
Optimismus, dass das geht, das ist 
doch eine solch verfahrene Ge-
schichte.“ Der Grund ist, weil ich an 
den Menschen glaube. Der Mensch 
ist von Grund auf jemand, der em-
pathisch ist, der nicht den anderen 
totschlagen will, wenn er könnte, 
wenn er nicht durch Gesetze gehin-
dert wird. Wir wollen letzten Endes 
mit dem anderen etwas zusammen 
tun, weil das auch das Prinzip des 
Lebendigen ist, Ich will anders sein, 
als der andere, aber ich will mit dem 
anderen etwas gemeinsam machen, 
was wir nur zusammen machen 
können. Das ist das Prinzip des Le-
bendigen und das müssen wir in den 
Menschen wecken. Wir brauchen 
nicht die Institution, die uns sagt: 
„Du darfst nicht den anderen töten!“ 
Das kommt ganz natürlich auf uns 
zu. Wir werden aggressiv, wenn wir 
mit dem Rücken zur Wand stehen, 
es wird uns immer wieder vorge-
führt, Du stehst mit dem Rücken zur 
Wand. Jetzt musst Du aggressiv sein 
und alles, was in den Weg kommt, 
totschlagen. Nein, wir müssen den 
anderen erkennen und wir sagen, 
wir können die Probleme lösen. Es 
gibt unendlich viele Möglichkeiten.

Wenn jemand sagt, es gibt keine 
Alternative, dann heißt das nur, es 
ist ein Mangel an Phantasie. Bitte, 
geh nach Hause und versuche etwas 
phantasievoller zu werden.
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Einleitung zu den Vorträgen

Clemens 
Ronnefeldt
„Frieden und Gerechtigkeit gestalten 
- Nein zum Krieg“ - unter diesem 
Motto möchten wir Alternativen zu 
einer auf Militär und Rüstung basie-
renden Politik aufzeigen.

Während im vergangenen Jahr 
weltweit rund 960 Milliarden Dollar 
für Rüstung und Militär ausgegeben 
wurden, summierte sich die globale 
Entwicklungshilfe auf gerade einmal 
rund 70 Milliarden US-Dollar.

Den Sicheitsdoktrinen der USA 
wie auch der Europäischen Union 
zufolge scheinen die Gefahren durch 
Schurkenstaaten und Internationalen 
Terrorismus heute so groß wie nie 
zuvor. Von dieser Analyse profi tie-
ren in hohem Maße vor allem Rüs-
tungskonzerne und Wirtschaftslob-
byisten einiger weniger Branchen.

Den Studien Internationaler Frie-
densforschungsinstitute zufolge 
zeigt sich ein ganz anderes Bild. 
Zwischenstaatliche Kriege wie z.B. 
zwischen Indien und Pakistan um 
Kaschmir scheinen zum Auslaufmo-
dell zu werden, Bürgerkriege dage-
gen haben an Bedeutung gewonnen.

Weltweit hat sich seit dem Jahre 
2000 die Zahl der Kriege von 52 auf 
26 halbiert - der niedrigste Stand 
seit dem 2. Weltkrieg.
Wer waren und sind die Menschen, 
die mit ihrem Engagement in zähen 
Verhandlungen es vermocht haben, 
Kriegen ein Ende zu setzen - oder 
drohende Gewalt zu verhindern?

Warum nimmt die Öff entlichkeit so 
wenig Notiz von Friedensstiftern, die 
sich oft selbst aufreiben und in die 
Schusslinien geraten, um verfeinde-
te Gruppen oder ganze Milizen an 
einen Tisch zu bringen?

Im Gegensatz zu den Vertretern 
der gleichzeitig in München statt-
fi ndenden „Münchner Konferenz 

für Sicherheitspolitik“ sind wir als 
Vorbereitungsteam dieser heutigen 
Veranstaltung der Ansicht, dass Ge-
rechtigkeit, Frieden oder Demokratie 
niemals durch Kriege erzwungen 
werden können. Der beste Schutz 
vor neuen Kriegen und Gewalt in 
den internationalen Beziehungen 
ist unseres Erachtens eine gerechte 
Weltwirtschaftsordnung.

Wir halten es für eine gefährliche 
Entwicklung, dass internationale 
Konfl ikte zunehmend mit militä-
rischen Mitteln bearbeitet werden. 
Haben nicht gerade die Kriege der 
jüngeren Zeit gezeigt, dass der 
Einsatz von Militär nicht nur keine 
Probleme löst, sondern im Gegenteil 
zu einer erheblichen Konfl iktver-
schärfung führt, wie das Beispiel 
Irak zeigt?

Bei schweren Menschenrechtsver-
letzungen stellt sich immer wieder 
die Frage, wie durch andere als 
militärische Mittel Konfl ikte gelöst 
oder zumindest deeskaliert werden 
können.

Wer erinnert sich noch an die Mitte 
der achtziger Jahre, als das Regime 
des Diktators Marcos auf den Phil-
ippinen mit Hilfe einer gewaltlosen 
Revolution namens „people power“ 
gestürzt wurde?

Wie erfolgte die Beendigung der 
jahrzehntelangen Unterdrückung der 
schwarzen Bevölkerungsmehrheit 
in Südafrika? Zeigte dieses Beispiel 
nicht einmal mehr, dass politische 
Transformationsprozesse ihre Zeit 
brauchen und es auch ohne Bomben-
krieg möglich ist, einen langjährigen 
politischen Häftling und Kämpfer für 
Gerechtigkeit wie Nelson Mandela 
als Staatsoberhaupt zu wählen? Wie 
viel Hass- und Vergeltungspotenzial 
wären immer noch aufgestaut, wenn 
es keine Versöhnungs- und Wahr-
heitskommissionen gegeben hätte?

Zwischen Ecuador und Peru tobte 
mehrere Jahre ein Krieg mit vie-
len Opfern um die Grenzziehung 
zwischen beiden Ländern. Der  als 
Vermittler eingeladene Friedensfor-
scher Professor Johan Galtung trug 
1995 maßgeblich zu einem Friedens-
schluss bei, der bis heute hält. Sein 
kreativer Lösungsvorschlag brauchte 
den  Mut beider Länder, aus alten 
festgefahrenen Denkgleisen heraus 
zu springen: Er schlug vor, statt 
einen Grenzzaun zu ziehen, eine 
gemeinsame binationale Zone mit 
einem Naturpark einzurichten, die 
beiden Ländern gemeinsam gehört, 
was dann auch umgesetzt wurde.

Im Jahre 2001 stand Mazedonien 
am Rande eines Bürgerkrieges. Im 
Abkommen von Ohrid wurde eine 
diplomatische Lösung gefunden, zum 
Krieg bereit liegende Waff en wieder 
eingesammelt. Warum hat dieses 
Beispiel einer erfolgreichen zivilen 
Konfl iktbearbeitung bisher nur so 
wenig öff entliche Aufmerksamkeit 
gefunden?

In Zeiten der Verteidigung Deutsch-
lands am Hindukusch und eines 
möglichen Einsatzgebietes der 
Bundeswehr, das inzwischen die 
ganze Welt umfasst, scheint immer 
mehr in Vergessenheit zu geraten, 
mit welchen gewaltfreien Methoden 
die Berliner Mauer zum Einsturz 
gebracht wurde.

Wir möchten heute Abend an drei 
ausgewählten Beispielen zeigen, 
wie Friedenspolitik mit gewaltfreien 
Methoden aussehen kann.
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Dieter Wenderlein

Mosambik - 
Frieden schaff en in Afrika

Auf höchster politischer Ebene hat die 
kleine italienische Nichtregierungsor-
ganisation Sant’Egidio in Rom durch 
unparteiliche Vermittlung im mosam-
bikanischen Bürgerkrieg es vermocht, 
nach fast einem Jahrzehnt unermüd-
lichen Einsatzes Anfang der 80ger Jah-
re ein Friedensabkommen zu erzielen. 
Welche Rückschläge es immer wieder 
gab und was schließlich zu diesem 
Erfolg geführt hat, darüber wird uns 
gleich Dieter Wenderlein berichten, der 
die Verhandlungen über lange Zeit aus 
nächster Nähe verfolgt hat.

Der Einsatz für die Armen
Einer der charakteristischen Züge 
der Gemeinschaft Sant‘Egidio ist 
der Einsatz für die Armen. Dieser 
wird als konkrete Freundschaft, wie 
eine Beziehung zu Familienange-
hörigen, gelebt. Die Mitglieder von 
Sant‘Egidio kümmern sich z.B. um 
alte Menschen, Obdachlose, Kinder 
aus sozialen Brennpunkten, Gefan-
gene oder Flüchtlinge; sie tun dies 
in der Überzeugung, dass man ein 
christliches Leben nicht ohne die 
Armen leben kann. In diesem Sinne 
sind auch die Friedensinitiativen der 
Gemeinschaft Sant‘Egidio immer 
von der klaren Entscheidung für ein 
Engagement zugunsten der Armen 
und Ausgegrenzten getragen.

Nach der Unterzeichnung des durch 
Vermittlung von Sant‘Egidio erreich-
ten Friedensabkommens für Mosam-
bik erkundigte sich ein Journalist 
der New York Times, seit wann sich 
die Gemeinschaft von den früheren 
sozialen Aktivitäten abgewandt 
und der friedensstiftenden Diplo-
matie zugewandt hatte. Dies ist nie 
geschehen. Niemand braucht den 
Frieden mehr als der Arme, denn der 
Krieg ist die Mutter aller Armut. Die 
Freundschaft zu den Armen ließ das 
Interesse an internationalen Proble-

men reifen. Seit den frühen 
80er Jahren ist Sant‘Egidio in 
zahlreichen Regionen, die un-
ter Kriegen und lokalen Konfl ikten 
leiden, tätig; so leistete Sant’Egidio 
zunächst Entwicklungs- und Ka-
tastrophenhilfe in Albanien, in El 
Salvador, Vietnam, und in vielen 
afrikanischen Ländern, vor allem in 
Guinea Bissau und Mosambik.

International bekannt wurde 
Sant’Egidio durch die Vermittlung 
des Friedens im mosambikanischen 
Bürgerkrieg.

Am 4.10.1992 unterschrieben der 
Präsident von Mosambik, Joaquim 
Chissano, und der Anführer der 
Guerilla, Alfonso Dhlakama, in 
Rom die Friedensvereinbarung für 
Mosambik, die den über 15-jährigen 
Krieg zwischen der Frelimo und der 
Guerillabewegung Renamo beende-
te. Der Unterzeichnung des Friedens-
vertrages waren mehr als zwei Jahre 
Friedensverhandlungen in Rom 
durch die Gemeinschaft Sant‘Egidio 
vorausgegangen.

Bevor ich versuche, das Spezifi sche 
an diesem Friedensprozess herauszu-
arbeiten, will ich zum besseren Ver-
ständnis einige Daten zur jüngeren 
Geschichte Mosambiks nennen:

Nach der Nelkenrevolution in Lis-
sabon (25.04.1974) änderten sich 
auch in Mosambik innerhalb eines 
Jahres die Verhältnisse in entschei-
dender Weise: Der Befreiungs-
kampf der Frelimo setzte die neue 
Regierung in Lissabon unter argen 
Druck, die einer Übergangsregie-
rung in Maputo und schließlich 
der Unabhängigkeit zustimmte. 
Am 25.06.75 konnte der damalige 
Frelimo-Führer Samora Machel die 
Unabhängigkeit der Republik von 
Mosambik ausrufen; Machel wurde 

•

erster Präsident.
Es trat eine Verfassung in Kraft, 
mit der ein marxistisches Ein-Par-
teien-Regime zementiert wurde; 
die marxistische Frelimo wurde 
die führende Kraft in Staat und 
Gesellschaft.

1977 wurde von Rhodesien die 
Renamo gegründet, als Teil der 
Destabilisierungspolitik des ras-
sistischen Regimes von Ian Smith. 
Mit dem Ende des Smith-Regi-
mes 1980 und der Schaff ung des 
Staates Simbabwe unter Robert 
Mugabe endete die Unterstützung 
der Renamo.
Dafür wurde Südafrika aktiv:
Südafrika entschied sich gegen ei-
nen direkten Krieg gegen Mosam-
bik, sondern wollte durch die Un-
terstützung der Renamo das Land 
destabilisieren. Die logistische 
Unterstützung der Renamo war 
Bestandteil des südafrikanischem 
Militärkonzepts der „Total Natio-
nal Strategy“; mit dieser Strategie 
wollte das Apartheid-Regime einen 
cordon sanitaire von Ländern 
um Südafrika einrichten, die ihm 
freundlich gesonnen waren und 
die den ANC nicht unterstützten.

Die durch den Bürgerkrieg und 
eine Dürreperiode (1986) oh-
nehin kritische politische und 
ökonomische Situation Mosambiks 
verschlechterte sich durch den Tod 
des Präsidenten Samora Machel 
im Oktober 1986 weiter. Machel 
kam bei einem Flugzeugabsturz 
ums Leben, dessen Hintergründe 
bis heute unklar sind, es ist aber 
davon auszugehen, dass Südafrika 
darin verwickelt war.
Neuer Präsident Mosambiks wurde 
der damalige Außenminister 

•

•
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Joaquim Chissano. Chissano führte 
mit großer Umsicht einige Ände-
rungen im Vorgehen der Regie-
rung gegenüber die Renamo ein, 
die offi  ziell noch darin bestanden, 
der Renamo jegliche politische 
Legitimation zu entziehen, in dem 
man sie als „bandidos armados“ 
bezeichnete. Unter Chissano löste 
sich die Frelimo 1989 vom Marxis-
mus-Leninismus.

Der mosambikanische Bürgerkrieg 
gehörte zu den von der Weltöff ent-
lichkeit weitgehend vergessenen 
Kriegen in Afrika. Mosambik war 
gelähmt. Der Krieg war blutig, beide 
Seiten kämpften gnadenlos. Es gab 
grauenhafte Massaker, für die man 
sich gegenseitig die Verantwortung 
zuschob. Der Krieg forderte etwa 
eine Million Tote, 1,7 Millionen 
Flüchtlinge befanden sich im Aus-
land, im Land gab es etwa vier Milli-
onen Vertriebene.

Der mosambikanische Bürgerkrieg 
ist also sehr im Zusammenhang der 
politischen Ereignisse im südlichen 
Afrika nach der Unabhängigkeit der 
portugiesischen Kolonien, innerhalb 
der sogenannten „3. Welle der De-
mokratisierung“, ein Begriff , den der 
amerikanische Politikwissenschaftler 
Samuel Huntington für diesen Zeit-
raum prägte.

Der Frieden in Mosambik ist oft 
auf das Ende des Kalten Krieges 
zurückgeführt worden. Genannt 
werden auch die politische Ent-
wicklung in Südafrika und das Ende 
der Apartheid, der Friedensprozess 
in Angola und die Unabhängigkeit 
Namibias. Ein solcher Zusammen-
hang zwischen der internationalen 
Entspannung und der Mäßigung 
der kriegerischen Ambitionen der 
Kriegsparteien existiert, falsch ist 
jedoch die Annahme, es habe sich 
um einen reinen Stellvertreterkrieg 
gehandelt.

Der Einfl uss des Apartheid-Regimes 
in Südafrika und sein Zusammen-
bruch auf den mosambikanischen 
Bürgerkrieg sind oft überschätzt 
worden. Die Rolle Südafrikas war 
komplex, doch insgesamt hatte sich 

Südafrika in den Jahren langsam, 
aber stetig immer mehr zurückge-
zogen. Der Konfl ikt in Angola, der 
namibische Befreiungskampf und 
der Kampf gegen die Apartheid 
bereiteten ihm zunehmend Probleme 
und banden viele Kräfte. Die Rena-
mo, die lange als Marionette Süd-
afrikas galt, war seit Mitte der 80er 
Jahre weitgehend autark. Der Krieg 
konnte also durchaus ohne Südafrika 
weitergeführt werden.

Der Krieg in Mosambik war ein 
Bürgerkrieg, der in den Regional-
konfl ikt im südlichen Afrika einge-
bunden war, ließ sich nicht durch 
eine Veränderung internationaler 
Gegebenheiten beenden. Der Krieg 
war zum Dauerzustand geworden, 
auf den die traditionelle Diplomatie 
kaum Einfl uss nehmen konnte.

Das Interesse der Gemeinschaft 
Sant‘Egidio für Mosambik geht auf 
die Zeit direkt nach der Unabhängig-
keit des Landes 1975 zurück. Mitte 
der 70er Jahre begann die Freund-
schaft zu einem jungen mosambi-
kanischen Priester, der Sant’Egidio 
in Rom kennen lernte und sich mit 
für die Armen Roms einsetzte. Nach 
seiner Rückkehr wurde er schnell 
zum Bischof der zweitgrößten Stadt 
Mosambiks, der mittelmosambika-
nischen Stadt Beira. Bereits 1976 bat 
der jungen Bischof von Beira, Jaime 
Gonçalves, die Gemeinschaft um 
Hilfe für seine Diözese. Seit dieser 
Zeit leistet Sant‘Egidio kontinuier-
lich Entwicklungshilfe. Durch die 
Hilfen konnte im Lauf der Jahre ein 
Netz von Freundschaften und Bezie-
hungen in Politik und Kirche aufge-
baut werden; Sant‘Egidio galt als ein 
engagierter und verlässlicher Freund 
Mosambiks.

Bei der Gemeinschaft reifte die 
Erkenntnis, dass eine nachhaltige 
Verbesserung der Lebensverhältnisse 
für die arme Bevölkerung nicht zu 
erreichen war, wenn man nicht zu-
erst das grundlegende Problem des 
Friedens anging. Ohne den Frieden 
war alles verloren, mit dem Frieden 
wurde alles möglich.

Die Zeit vor den Verhandlungen
Die Gemeinschaft Sant‘Egidio 

versuchte, als sie in den 80er Jahre 
überlegte, was für den Frieden getan 
werden könne, die Kriegsparteien 
und vor allem die inneren Gründe 
für den Konfl ikt zu verstehen.

Die Frelimo war leicht zu verstehen: 
Sie war eine marxistische Partei, die 
vor der Unabhängigkeit den Befrei-
ungskampf geführt hatte. Dagegen 
war die Renamo, die Guerilla, sehr 
undurchsichtig, nirgends war ein po-
litisches Programm zu entdecken. Es 
gab kaum Auslandskontakte, außer 
anfangs nach Rhodesien und später 
nach Südafrika nur nach Deutsch-
land - nach Bayern.

In geduldiger, jahrelanger und sys-
tematischer Arbeit wurden Bezie-
hungen zu beiden Parteien aufge-
baut. Einer der ersten Schritte war, 
Erleichterungen für die bedrängte 
katholische Kirche in Mosambik zu 
erreichen. Sant‘Egidio vermittelte 
einen Kontakt zwischen dem Gene-
ralsekretär der italienischen Kom-
munisten Enrico Berlinguer, der den 
„historischen Kompromiss“ zwischen 
Kommunisten und Katholiken vor-
geschlagen hatte, und der Frelimo. 
Der Einsatz von Berlinguer und den 
italienischen Kommunisten für Reli-
gionsfreiheit in Mosambik (ab 1982) 
führte zu einer gewissen Entspan-
nung zwischen Staat und Kirche (ab 
Ende 1984); vor allem aber wurde 
die Frelimo in einen Dialog einge-
bunden und fasste Vertrauen.

Ein weiterer Schritt war, einen 
Kontakt mit der geheimnisvollen 
Renamo aufzubauen. Über viele 
Umwege wurde es möglich, dass 
Bischof Jaime zum Stützpunkt der 
Renamo im Busch Mittelmosambiks 
reisen konnte (Ende Mai 1988). 
Darauf wurde der Renamo-Führer 
Dhlakama nach Rom eingeladen. 
In den folgenden Monaten verstand 
die Renamo immer besser, dass sie 
nicht nach den üblichen Klischees 
(wie „schwarze Khmer“) oder den 
propagandistischen Äußerungen 
der Regierung in Maputo („banditos 
armados“ = „bewaff nete Banditen“) 
betrachtet wurde.

Zwischen 1989 und 1990 entschied 
die Renamo, sich auf die politische 
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Ebene zu begeben; gleichzeitig wur-
de sich die Frelimo der Unmöglich-
keit eines militärischen Sieges be-
wusst. Nun musste eine Möglichkeit 
gefunden werden, dass die beiden 
Parteien miteinander sprachen.

Die Gespräche in Rom
Am 08.07.1990 fand die erste 
Begegnung in Rom in den Räumen 
von Sant‘Egidio statt. Vier Personen 
führten die Bürgerkriegsparteien 
zum Frieden: Andrea Riccardi und 
Matteo Zuppi von der Gemeinschaft 
Sant‘Egidio, der Mosambikaner 
Jaime Gonçalves, Erzbischof von 
Beira, sowie der italienische Abge-
ordnete Mario Raff aeli.

Man musste auf die kriegsbestim-
menden Faktoren einwirken. Dies 
war an erster Stelle der Hass zwi-
schen den Bürgerkriegsparteien. In 
der ersten Begegnung schlug Andrea 
Riccardi als Regel für die Ver-
handlungen das Arbeitsmotto von 
Johannes XXIII vor: „Bemühen wir 
uns das zu suchen, was verbindet, 
nicht das, was entzweit“. So wurde 
der Rahmen für die Verhandlungen 
gesucht, der von beiden Parteien 
geteilt werden konnte: Mit Mühe 
erkannte man sich als „mosambika-
nische Brüder, Teil derselben großen 
Familie“. Die Gespräche durften 
nicht zu einem Tribunal werden, bei 
dem einer der Parteien der Prozess 
gemacht wurde.

Neben unzähligen konkreten Details 
mussten in den folgenden Monaten 
die grundlegenden Probleme geklärt 
werden: Die Renamo hatte die Freli-
mo als Regierung des Landes anzu-
erkennen und nicht mehr nur als 
Partei zu betrachten, die die Macht 
an sich gerissen hatte. Im Gegen-
zug musste die Frelimo die Renamo 
als Oppositionspartei anerkennen 

und nicht mehr nur als „bandidos 
armados“. Der Renamo gelang es, 
sich während der Verhandlungen 
von einer rein militärisch geprägten 
Guerilla zu einer politischen Partei 
zu wandeln.

Ein wesentlicher Punkt bei 
den Verhandlungen war die 
Aufl ösung der Streitkräfte 
der ehemaligen Bürger-
kriegsparteien, die Aufstel-
lung eines gemeinsamen 
Heeres und die Wieder-
eingliederung ehemaliger 
Kämpfer ins Zivilleben. Dass 
die alten Streitkräfte noch 
vor den ersten Wahlen Ende 

Oktober 1994 demobilisiert wurden 
und man eine neue Armee aufstell-
te, war für die Aufrechterhaltung 
des Friedens von großer Bedeutung, 
denn so wurde es für den künftigen 
Wahlverlierer bedeutend schwie-
riger, das Wahlergebnis mit Waff en-
gewalt zu revidieren.

Die „italienische Formel“
Von einigen Seiten wurde die 
lange Dauer und die zu langsamen 
Fortschritte der Gespräche in Rom 
kritisiert (v.a. von Portugal), wäh-
rend derer ja das Sterben in Mo-
sambik weiterging. Doch die 27 
Monate der Verhandlungen waren 
nötig, um den Hass abzubauen und 
wichtige Punkte wie das Protokoll 

über „Gründung und Zulassung po-
litischer Parteien“, ein Wahlgesetz, 
Probleme der Verfassung, militä-
rische Fragen u.v.m. zu klären.

Die Verhandlungen waren eher unty-
pisch, vor allem wegen der außer-
gewöhnlichen Zusammensetzung 
der Vermittlertruppe. Diese schuf 
die geeignete Atmosphäre für die 
Gespräche, ein menschliches Klima 

zwischen den Parteien. Die langwie-
rige Vermittlungsarbeit forderte ein 
hohes Maß an Geduld und Ausdau-
er; es gab einige Momente, in denen 
die Verhandlungen sich im Kreise 
drehten oder zu scheitern drohten, 
und in diesen Momenten musste der 
Dialog wieder angeregt werden. Die 
Vermittler nötigten den mosambika-
nischen Parteien keine Dokumente, 
Lösungen oder Fristen ab, sondern 
unterstützten sie im Dialog, bauten 
das gegenseitige Misstrauen und den 
Hass ab, und schufen Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit (im Unter-
schied zum damaligen Friedens-
prozess in Angola, der in gewisser 
Hinsicht aktiv von den Vermittlern 
geleitet wurde und am Ende schei-
terte).

Die „immanente Schwäche“ einer 
Vermittlung durch Sant‘Egidio 
erschien den Bürgerkriegsparteien 
als eine Garantie dafür, dass keine 
wirtschaftlichen oder politischen 
Interessen verfolgt wurden. Im 
Gegenteil, es erwies sich als Stärke, 
keine bestimmten materiellen Inter-
essen verfolgen oder verteidigen zu 
müssen.

Der damalige UNO-Generalsekretär 
Boutros-Ghali bezeichnete das Kon-
zept von Sant’Egidio als „italienische 
Formel“, als eine „Mischung aus 
Regierungs- und Nichtregierungsak-
tivitäten für den Frieden, die in ihrer 
Weise einzigartig ist, eine Mischung 
aus Flexibilität und dem Verzicht auf 
große Formalitäten, dem Nutzen von 
Kontakten zu allen Kräften, die zu 
einer Lösung beitragen können. Der 
Respekt für die am Konfl ikt beteili-
gten Parteien, für die, die vor Ort in 
den Konfl ikt verwickelt sind, ist ein 
grundlegender Faktor für den Erfolg 
dieser Arbeit.“

Charakteristische Züge der Frie-
densarbeit von Sant‘Egidio
Es gibt kein einheitliches Schema, 
keine „Gebrauchsanleitung“ der 
Friedensinitiativen von Sant‘Egidio. 
Die Konfl ikte nach dem Ost-West-
Konfl ikt sind viel komplexer ge-
worden, jeder Konfl ikt hat seine 
eigenen Charakteristika, und deshalb 
erfordert jede bewaff nete Ausein-
andersetzung eigene Antworten. In 
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diesen neuen Situationen muss sich 
auch die Diplomatie erneuern und 
entwickeln.

Trotzdem könnte man einige Züge 
benennen, die in allen Friedensbe-
mühungen von Sant‘Egidio zu fi nden 
sind:

Eine christliche Gemeinschaft 
wie Sant‘Egidio ist schwach; sie 
verfügt weder über politische noch 
militärische noch wirtschaftliche 
Macht, mit denen man Druck 
ausüben kann. Diese vermeintliche 
Schwäche erweist sich jedoch 
immer wieder als eine Stärke; die 
Tatsache, dass Sant‘Egidio keiner-
lei wirtschaftliche oder politische 
Interessen verfolgt, ist wie eine 
Garantie für die Konfl iktparteien, 
die das Vertrauen zueinander 
fördert. Das einzige Interesse von 
Sant‘Egidio ist der Frieden; dies 
macht Sant’Egidio zu einem glaub-
würdigen Vermittler.

Die Einsätze von Sant‘Egidio 
entstehen immer aus einer jah-
relangen Verbundenheit mit 
dem Land, sei es dass dort lokale 
Gemeinschaften von Sant‘Egidio 
leben oder dass Entwicklungshilfe 
geleistet wurde (oder beides). Dies 
führt zu einer detaillierten Kennt-
nis der Verhältnisse und schaff t 

•

•

ein Gefl echt von Beziehungen und 
Freundschaften in Politik, Kirche 
und Gesellschaft.

Das einzige Mittel für die Beendi-
gung eines Konfl ikts ist der Dialog. 
Es ist nötig, mit allen zu sprechen, 
alle in den Dialog einzubinden, 
und man begegnet dabei nicht 
nur den „Guten“. Im geduldigen 
Dialog entdeckt man, dass es eine 
Entwicklung auch für den „Bösen“ 
gibt.

Eine besondere Aufgabe kommt hier-
bei den Religionen zu. Sant‘Egidio 
betrachtet die Religionen als eine 
Kraft des Friedens. Leider ist davon 
oft wenig zu spüren, denn häufi g 
dient die Religion zur Legitimation 
von Krieg und Unterdrückung. Wir 
glauben, dass dem Friedensgedan-
ken, der in jeder Religion enthalten 
ist, geholfen werden muss, ans Licht 
zu kommen. Die jährlichen inter-
nationalen Friedenstreff en in der 
Nachfolge des interreligiösen Frie-
densgebets, zu dem Johannes Paul II 
1986 die Führer der Weltreligionen 
nach Assisi eingeladen hatte, zeigen, 
dass man auch unter den Religionen 
einen Dialog führen kann - keinen 
theologischen Dialog, vielmehr 
einen Dialog über bestimmte Situati-
onen und Konfl ikte. Gerade der Dia-
log der drei großen Buch-Religionen 

•

- Judentum, Islam, Christentum - ist 
von größter Bedeutung.

Um zu einer Verständigung im 
Dialog zu kommen ist es nötig, die 
„Grammatik“ der Sprache des ande-
ren zu lernen. Man braucht im ge-
meinsamen Gespräch eine „multiet-
hnische Grammatik“ aus Sympathie 
und Respekt, Geduld und Hoff nung, 
um die Sprache des Friedens, der To-
leranz und des Pluralismus sprechen 
zu können.

Auf dieser Basis fand die Gemein-
schaft zu Formen der Diplomatie, 
die der „free lance diplomacy“ 
zugerechnet werden (womit ihr 
nichtstaatlicher Ursprung in der 
Gesellschaft und in Nichtregierungs-
organisationen gemeint ist). Denn 
wenn spätestens seit den Attentaten 
des 11. September 2001 klar ist, 
dass jede Gruppe einen Krieg begin-
nen kann, so zeigte das Beispiel Mo-
sambik schon viel früher, dass auch 
jeder in der Lage ist, den Frieden 
zu vermitteln. Die Erfahrungen von 
Sant‘Egidio im mosambikanischen 
Friedensprozess sind ein Beispiel 
dafür, welche Möglichkeiten der 
Einfl ussnahme für Nichtregierungs-
organisationen, Gruppen und Einzel-
personen der Gesellschaft im Bereich 
der Konfl iktlösung bestehen.



FK 2006 - 15

Roswitha Jarman

Versöhnungs- und Vermitt-
lungsarbeit im Kaukasus

Zu den internationalen hot-spots der 
Sicherheitspolitik gehört auch unser 
zweites Beispiel: Die Kaukasus-Region. 
Vor wenigen Wochen bekam Roswitha 
Jarman, die sich seit vielen Jahren im 
Kaukasus engagiert, in Bremen einen 
Friedenspreis und wir freuen uns, dass 
sie die weite Reise aus London nach 
München auf sich genommen hat. Sie 
wird uns von ihrem Engagement an der 
Basis mit verfeindeten Gruppen, ihrer 
Heilungsarbeit mit Opfern und ihrer 
Beratungstätigkeit von Friedensgruppen 
der Region berichten.

Roswitha Jarman ist in Kolberg in 
Pommern aufgewachsen, 1945 fl oh sie 
in den Westen. 1956 begann sie eine 
Ausbildung als Krankenschwester in 
England, heiratete 1958 und bekam 
drei Kinder. Von 1960 bis 1969 lebte 
sie in Australien, anschließend ein 
Jahr in Genf, bevor es sie wieder nach 
England zog. Sie arbeitete als Lehre-
rin, war in der Lehrerinnenfortbildung 
tätig und machte eine Ausbildung als 
Gesprächstherapeutin.

Von 1983 bis 1989 besuchte sie regel-
mäßig die DDR und lebte von 1991 bis 
1994 in Moskau. Nach einer erneuten 
Zeit in England zog sie um nach New 
York, von wo sie wieder nach London 
zurückkehrte. 

Seit vielen Jahren bereist sie die Kau-
kasus-Region und ich möchte sie nun 
bitten, uns von ihrer Friedensarbeit zu 
berichten.

„Wenn wir uns hilfl os fühlen, fangen 
wir an zu hassen“, sagte ein junger 
Ossete, als wir über das Schicksal 
der Ingusch Flüchtlinge sprachen, 
die aus seinem Land in einem Kurz-
krieg vertrieben wurden. Gewaltak-
tionen sind erniedrigend und können 
zu Hilfl osigkeit und Hass und so zu 
weiteren Gewalttaten führen.  

Nord-Ossetien, Inguschetien und 

Tschetschenien gehören zu den 
vielen kleinen Republiken des 
Nordkaukasus, die sich zwischen 
dem Schwarzen und dem Kaspischen 
Meer befi nden. In diesen drei Repub-
liken war ich in den letzten fünfzehn 
Jahren hauptsächlich tätig. Ich wer-
de aus meinen Erfahrungen in diesen 
Republiken sprechen.

Krieg und Gewalt hat viele Wurzeln, 
im Politischen wie im Persönlichen. 
Meine Erfahrungen liegen auf der 
persönlichen Ebene. Wie können 
wir Menschen so gegenwärtig sein, 
dass sie sich nicht hilfl os fühlen, 
und dass wir dazu beitragen kön-
nen, dass Hass nicht entfacht wird? 
Wie können wir Menschen helfen, 
ihre Würde wieder so zu fi nden 
und aufzubauen, dass sie nicht zu 
Gewalttaten getrieben werden? Wie 
kann man Menschen beistehen, dass 
sie nach erlebten Verlusten, nach 
Schmerz und Trauma, Gesundung 
fi nden? Wie können verfeindete 
Gruppen wieder Kontakt miteinan-
der aufnehmen, sodass Versöhnung 
geschehen kann? Das sind meine 
Themen hier.

Ich möchte in dem was ich sage, das 
Wort Krieg auf ’Gewalt anwenden’, 
und auf Gewaltsituationen, erwei-
tern. Der Krieg in Tschetschenien 
ist offi  ziell vorbei, aber die Tschet-
schenen leben in konstanter Angst 
vor weiterer Gewalt, die fast pausen-
los ihr Leben bedroht.

Zu mir und meiner Arbeit
Seit 1991 bin ich mindestens zwei 
Mal im Jahr im Nordkaukasus tätig. 
Ich bin Quäkerin. Mein Mann und 
ich lebten von 1991 bis 1994 in 
Moskau für die Quäker (Gesellschaft 
der Freunde), um in dieser Zeit 
den Menschen beiseite zu stehen 
und sie zu unterstützen im Aufbau 
einer Zivilgesellschaft. Wir waren 

Gesprächspartner und boten Work-
shops an, um Fertigkeiten zu lernen 
mit Konfl ikten besser umzugehen. 
Nach 1994 setzte ich meine Arbeit 
auf Bitten von Menschen aus dem 
Kaukasus und auf eigene Initiative 
fort. Seit 1995 bin ich zusätzlich als 
Trainerin für eine tschetschenische 
NGO tätig, deren Aufgabe es ist, 
traumatische Erfahrungen zu heilen. 
Ich spreche russisch, was auch die 
Verbindungssprache zwischen den 
kleinen Republiken ist.

Zu der Situation im Nord Kau-
kasus
Mit dem Zerfall der Sowjet-Union 
sind die Spannungen in dem ganzen 
Gebiet gestiegen. Menschen erin-
nerten sich an Ungerechtigkeiten die 
zur Zeit der Sowjet-Union unter-
drückt lagen. Dispute über Umver-
teilung von Landstrichen zur Zeit 
der Deportationen wurden leben-
dig (1944 deportierte Stalin ganze 
Volksgruppen - z.B. Tschetschenen 
und Ingusch - weil sie angeblich mit 
Hitler kollaboriert hatten). Auch 
Missachtung eigener Sprache, Kultur 
und die Bevormundung während 
der Sowjet-Zeit hatten Schmerz und 
Zorn hinterlassen. Die Frage der 
Nutzung des tschetschenischen Öls - 
who benefi ts from the oil? – war und 
ist nicht gelöst. Die muslimischen 
Gruppen, zu denen die Ingusch und 
die Tschetschenen gehören, hatten 
zur Zeit der Sowjet-Union besonders 
gelitten. Ossetien war in dieser Zeit 
eine bevorzugte Republik, denn Sta-
lin war ein Süd-Ossete (Georgier).

Eine Anzahl von meist gewalttätigen 
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Ereignissen spielen in diesem Gebiet 
eine Rolle. 1989 wurden Süd-Osse-
ten aus Georgien nach Nord-Osse-
tien vertrieben. 1990 verlangte der 
damalige tschetschenische Präsi-
dent Dudaev die Unabhängigkeit 
Tschetscheniens von Russland. Dies 
führte zu einer Trennung zwischen 
Inguschetien und Tschetschenien 
und dann zu zwei Kriegen zwischen 
Tschetschenien und Russland. Der 
erste von 1994-96 und der zweite, 
der im Herbst 1999 anfi ng und bis 
jetzt weiterschwelt.

Im Herbst 1992 trieb ein Kurzkrieg 
zwischen Nord-Ossetien und In-
guschetien um einen umstrittenen 
Landstreifen (Prigorod) 60 000 
Ingusch auf die Flucht. Nur ein klei-
ner Teil der Menschen ist seit dem 
wieder zurückgekehrt. Die meisten 
leben auch heute noch in Baracken 
in einem Stück Niemandsland wo 
ihnen jetzt droht, wieder raus zu 
müssen. - Vergessene Menschen.

Zu meiner Tätigkeit
Seit 1991 bin ich regelmäßig auf 
Bitten der Menschen in der Regi-
on, um dazu beizutragen, wie man 
kreativ mit Konfl ikten umgehen 
kann. Nach dem Kurzkrieg zwischen 
Nord-Ossetien und Inguschetien ist 
es mein Anliegen, den Menschen 
der beiden Republiken gegenwärtig 
zu sein, ihre Geschichten zu hören 
und nach Wegen zu suchen, die 
das Zusammenleben der beiden 
Menschengruppen wieder möglich 
machen. So war ich in Nord-Ossetien 
und Inguschetien in Kontakt mit 
Psychologen, Lehrern, Schülern und 
Studenten, um in Workshops zu ver-
stehen worum es uns geht, was wir 
uns für die Zukunft wünschen und 
was dieser Zukunft im Weg steht. 
Wir haben darüber nachgedacht, wie 
wir uns mit uns selbst und wie wir 
uns mit dem andern versöhnen kön-
nen und wie wir besser mit unseren 
Ängsten, Verletzungen, Vorurteilen 
und Schuldgefühlen umgehen kön-
nen, damit sie uns nicht in weitere 
Gewalt führen.

Ich verstehe mein Engagement im 
Kaukasus so, dass ich den Menschen 
ein Gesprächspartner bin und in ers-
ter Linie zuhöre. Als Zuhörer werde 

ich ein Zeuge des Erlebten. So war 
es wichtig, die vertriebenen Men-
schen in ihren Baracken und Zelten 
aufzusuchen und ihre Geschichten 
zu hören, aber auch im Zuhören ihre 
Wut und ihren Schmerz auszuhalten. 
Dies ist ein erster Schritt, den Men-
schen zu helfen ihre Würde wieder 
zu fi nden, denn Kriegserlebnisse 
entwürdigen. Dies braucht seine 
Zeit, aber sollte dahin führen, dass 
die Menschen sich ermutigt fühlen, 
ihre eigenen Kräfte und Fähigkeiten 
im Leben wieder positiv einzuset-
zen. Mein Zuhören galt aber nicht 
nur den Vertriebenen, sondern auch 
denen, die vertrieben hatten. Das 
Zuhören bei diesen Gruppen, fi el 
mir nicht leicht, ich wollte mich in 
Gegenargumente verwickeln lassen, 
die zu nichts führen konnten. Wie 
konnte ich mit meiner begrenz-
ten Erfahrung behaupten, dass die 
Vertriebenen nicht dem Feinbild ent-
sprechen, das mir in diesen Gruppen 
vorgestellt wurde?

Ich entschloss mich bei meinen 
nächsten Aufenthalten, in beiden 
der zerstrittenen Republiken tätig 
zu sein, um durch mein einfaches 
Hin- und Herreisen zu zeigen, dass 
Menschen auf beiden Seiten gelitten 
hatten und sich nach einer Zukunft 
sehnen, die nicht noch mehr Gewalt 
herbeiführt. So bot ich Konversa-
tions-Englisch an der Universität 
von Inguschetien an (was mit großer 
Freude aufgenommen wurde) und 
war drei Tage in der Woche dort. Ich 
fuhr in Nord-Ossetien fort mit den 
Workshops an Schule und Universi-
tät zusammen mit Psychologen zu 
Fragen, wie man kreativ (schöpfe-
risch) mit Konfl ikten umgehen kann.

Als Gesprächspartner kann ich 
dazu beitragen, Hilfl osigkeit zu 
überwinden. Eine Hilfl osigkeit, die 
verschiedene Gründe haben kann. Es 
kann bedeuten, dass die einfachen 
Fertigkeiten fehlen, gewaltfreie 
Lösungen für Konfl ikte zu fi nden 
und anzuwenden oder auch, dass 
die Emotionen und die verwirrenden 
Ereignisse in den Menschen das 
Gefühl der Hilfl osigkeit hinterlas-
sen. Hilfl osigkeit baut sich auch auf, 
wenn sich der Mensch als passives 
Opfer der Geschehnisse sieht. Krieg 

ist entwürdigend. Wir können den 
Menschen so gegenwärtig sein, 
dass sie ihre eigene Würde und 
Handlungsfähigkeit fühlen, in dem 
sie (auch Kinder) voll einbezogen 
werden in die Lösung der Probleme. 
Das bedeutet, dass wir aufmerksame 
Gesprächspartner sind, die Achtung 
vor dem Menschen, seiner Tradition 
und seiner Situation zeigen und die 
den möglichen Einsatz des Einzel-
nen würdigen und unterstützen. Aus 
Hilfl osigkeit heraus zu führen bedeu-
tet auch, Menschen zu helfen, ihre 
Traumata und starken Emotionen zu 
verstehen und zu verarbeiten; und es 
bedeutet, sich mit Schuldgefühlen, 
Schuld-Übertragungen und Verge-
bung auseinanderzusetzen.

Über Gewalt
Es wird gesagt, dass Gewalt in 
diesen Situationen in vier Varianten 
erlebt werden kann.

Die erste Variante ist die Gewaltakti-
on als solche, d.h. der Krieg und die 
Zerstörung.

Die zweite Gewalt kann die sein, die 
ich als Außenseiter bringe, indem 
ich meine Lösungen verwirklichen 
will.

Die dritte Form der Gewalt in diesen 
Situationen ist die, dass sich Men-
schen als Opfer fühlen. Opferstellung 
übt seine eigene Gewalt aus, indem 
sie vom Anderen Lösungen erwartet.

Und die vierte Form ist die der 
Vereinfachung, wenn die Dinge 
schwarz-weiß gesehen werden. Ge-
walt überwinden bedeutet also auch, 
die Dinge komplex zu machen. Ich 
muss mir immer wieder klar werden, 
dass ich durch meinen Beitrag auch 
Teil der Gewaltaktionen sein kann.

Parallel mit den Aufgaben auf der 
persönlichen Ebene ist es natürlich 
wichtig, sich auch auf politischer 
Ebene zu engagieren. Es ist gut, 
wenn man politische Strukturen 
versteht und Wege fi nden kann, die 
Verbindungen zwischen dem Ein-
zelnen und den Strukturen knüpfen 
und es ist wichtig, den Menschen 
hinter der Struktur zu erkennen. 
Meine Erfahrung auf diesem Gebiet 
ist sehr spärlich, aber ich habe von 
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Zeit zu Zeit mit Verantwortlichen in 
der lokalen Regierung gesprochen 
und aus meiner Erfahrung mit den 
Opfern meine Besorgnis um be-
stimmte Gruppen und Situationen 
ausgedrückt.

Aus der Praxis
Erfahrene Gewalt liefert die Baustei-
ne für weitere Gewalt. Mein Engage-
ment liegt hauptsächlich in der Zeit 
nach Gewalt, die eben auch immer 
eine Zeit vor möglicher weiterer 
Gewalt ist. Was kann in dieser Zeit 
getan werden?

1992 lud International Alert (IA 
ist eine internationale Organisati-
on, die unter anderem Workshops 
zu Konfl iktmanagement anbietet) 
Menschen aus dem Kaukasus zu 
einem zweiwöchigen Workshop im 
Kaukasus ein. Ich nahm an diesem 
Workshop teil. Als die jungen Leute 
(Lehrer, Journalisten und Menschen 
aus dem öff entlichen Dienst) kamen, 
lächelten sie etwas verlegen und 
auch überlegen und drückten ihre 
Einstellung etwa so aus: „ja, wir 
nehmen gern an diesem Seminar 
teil, wir hören gern was ihr uns zum 
Umgang mit Konfl ikten sagen wollt, 
aber wir haben unsere Konfl ikte 
bisher immer mit Waff en gelöst. 
Das wird auch weiter so sein.“ Nach 
zehn Tagen hatten sie ihre Meinung 
geändert, ihnen wurden Erfahrungen 
und Fertigkeiten vorgestellt, die ihre 
Sicht erweiterten. Sie konnten sich 
nun Alternativen zu Gewalt vorstel-
len. Heute sind einige von ihnen in 
kleinen Friedensgruppen tätig.

Es ist wichtig, die Traditionen zu 
würdigen, aber ebenso wichtig ist es, 
sie respektvoll zu hinterfragen, in-
dem man Alternativen vorstellt. Eine 
gute Art, etwas Neues zu lernen und 
aufzunehmen, ist die durch Selbster-
fahrungs-Workshops. Man bietet also 
nicht eine Theorie an, sondern man 
durchlebt mit den Teilnehmern des 
Workshops neue Denk- und Hand-
lungsweisen und zieht aus dieser 
Erfahrung neue Einsichten für das 
Leben.

Bei dem Workshop mit Internatio-
nal Alert hatte ich eine Einsicht, die 
für mich hilfreich war. Nach einer 

Übung (Visualisation) zu Vergebung 
sagten die Männer voller Enttäu-
schung, „ja aber wenn ich vergeben 
habe, dann verliere ich ja die Ener-
gie zum Kampf“. Ich konnte sehen, 
wie wichtig für die Männer diese En-
ergie als Bestätigung ihrer Männlich-
keit und Würde war. Diese Energie 
ist Leben bestätigend, Wert bestäti-
gend, besonders in Zeiten, wo viel 
verloren gegangen ist. Krieg oder 
Kampf wird oft geführt, weil man 
denkt, dadurch seine eigene Würde, 
den Respekt vor sich selbst wieder 
neu zu gewinnen oder zu erhalten. 
Bei den Menschen im Kaukasus ist 
dies noch besonders deutlich zu 
erleben. Es verlangt Zeit, Sensibilität 
und Aufmerksamkeit, den Schritt zur 
Vergebung zu machen und in der 
neuen Situation seinen Wert, den 
Respekt vor sich selbst und seine 
Lebensenergie zu fi nden. - Es ist ein 
großer Schritt.

Aus meiner Projektarbeit
1. Das Prigorod und die vertrie-
benen Menschen aus diesem 
Gebiet
Die Tragik der vertriebenen Men-
schen des Prigorod ist eine Nach-
kriegssituation, die die Emotionen 
für weitere Gewalt schürt. Offi  ziell 
sind politisch die Weichen gestellt 
für eine langsame Rückkehr der Ver-
triebenen, aber die feindseligen Ge-
fühle der Osseten und die Angst der 
Ingusch verhindern diese Rückkehr. 
Hass, ein Ausdruck der Hilfl osigkeit 
und der Angst, stellt sich wie eine 
Mauer zwischen Menschengruppen, 
die über Jahrhunderte Nachbarn 
waren und rechtfertigt Gewalttaten. 
Dem Andern wird Schuld zuge-
sprochen, der Andere wird verteu-
felt, Geschehnisse werden verzerrt 
dargestellt, die eigene Schuld wird 
übersehen oder auf den Anderen 
übertragen, die eigenen Taten wer-
den gerechtfertigt. Dinge werden in 
Schwarz-Weiß repräsentiert.

Seit dem Kleinkrieg 1992 habe 
ich versucht, mit Menschen Wege 
zur Versöhnung zu fi nden. Ich 
habe in Schulen und Universitäten 
Workshops gehalten, die sich mit 
persönlichen Verletzungen, persön-
lichen Ängsten, Vorurteilen und 

Hilfl osigkeit beschäftigt haben und 
habe immer wieder erlebt, dass das 
Nachfühlen der eigenen Emotionen 
und das Erkennen der Gründe für 
diese Emotionen hilft, dem andern 
gegenüber off ener zu sein und zu 
verstehen, dass auch der andere von 
Ängsten, Hilfl osigkeit und Verlet-
zungen getrieben ist. Ich habe in 
diesen Workshops erlebt, wie sich 
Einstellungen verändert haben. 
Es war ermutigend einen jungen 
Osseten nach den Workshops sagen 
zu hören: „ich weiss nicht, warum 
meine Eltern diesen Krieg mit den 
Ingusch geführt haben, aber ich 
habe keinen Hass auf die Ingusch.“

2002 war es mir möglich mit einer 
Inguschin und einer Ossetin ein 
Projekt aufzubauen, in dem sich 
Lehrer und Schüler (Ingusch und 
Osseten) aus dem Prigorod trafen 
und langsam Vertrauen zueinander 
aufbauten und gemeinsam sport-
liche und kulturelle Begegnungen 
organisierten. Diese gemeinsamen 
Treff en brauchten eine Zeit der 
Vorbereitung, indem zuerst mit jeder 
Gruppe separat gesprochen wurde 
und ausgedrückt werden konnte, 
was die Menschen noch betroff en 
macht (Dies waren in kleinen Orten, 
in die einige Ingusch zurückgekehrt 
waren).

Als ich mich im Frühjahr 2004 in 
einer Schule mit jungen Schulabgän-
gern (Osseten und Ingusch gemischt) 
unterhielt, sagten mir die jungen 
Leute, „jetzt lebt es sich gut in 
diesem Ort, wir haben keine Angst 
mehr hier zu leben, wir können 
überall hingehen, wir treff en uns 
und tun gemeinsame Dinge.“ Das 
war zwei Jahre früher nicht der Fall. 
Ich habe bei diesen Treff en auch ge-
merkt, wie sehr sich Menschen nach 
Heilung sehnen, aber ohne einen 
Dritten den Weg nicht leicht fi nden 
können. Dann kam das furchtbare 
Geschehen von Beslan. Der alte 
Hass, die alten Vorurteile, das Ver-
teufeln einer ganzen Menschengrup-
pe baut die Trennungsmauer wieder 
auf und damit die Gefahr weiterer 
Gewalt. Nur sehr langsam kann die 
Versöhnungsarbeit wieder aufge-
nommen werden.
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Es ist bei solchen ersten Versuchen 
des Zusammenkommens nicht 
ratsam, über die Geschehnisse, 
den Krieg, die Gewaltereignisse 
zu sprechen. Dazu muss erst mehr 
Vertrauen aufgebaut sein. Dieses 
Aussprechen kann erst dann gesche-
hen, wenn beide Seiten es selbst 
wünschen. Für das Gelingen einer 
solchen Aussprache ist ein Dritter, 
der als Zeuge dabei ist, hilfreich. 
Jedoch für eine unbestimmte Zeit 
müssen die grausamen Geschehen 
erstmal in einem schwarzen Kasten 
(symbolisch) aufgehoben werden. 
Später kann man anfangen, Erinne-
rungen auszusprechen. Es ist wich-
tig, sich dabei nicht um absolute 
Wahrheiten zu streiten, sondern die 
Wahrheit des Einzelnen und seine 
Erfahrungen zu würdigen. Es geht 
um eine gemeinsame Erinnerung 
und um das Würdigen des Erlebten 
eines jeden Einzelnen. (Dies kommt 
aus den Einsichten der Erfahrungen 
in Süd Afrika - A Common Memory).

Nicht zugegebene Schuld führt zu 
Hass und Vorurteilen, man sieht im 
andern, was man von sich selbst 
nicht zugeben möchte. Die Osseten 
haben in dem Kurzkrieg besonders 
viel Schuld auf sich geladen, es ist 
schwer für sie, das zuzugeben und 
zu verarbeiten. Hass, den man für 
die feindliche Gruppe fühlt, kann auf 
nicht zugegebenen Schuldgefühlen 
aufgebaut werden.

Es dauert also oft eine lange Zeit, bis 
Menschen ihre Einstellungen verän-
dern können, um Veränderungen in 
der Situation zu erreichen. In diesem 
Fall die Rückkehr der vertriebenen 
Ingusch in das Prigorod. Die Osseten 
sind voller Angst und Vorurteile und 
tun alles, um dies zu verhindern. 
Aber die Einstellung von Gruppen 
von Menschen ist nicht die einzige 
Hürde, die überwunden werden 
muss. Als ich mit einem klugen und 
sensiblem Mann aus der Regierung 
von Inguschetien sprach und ich am 
Ende die Frage stellte: „wie kommt 
es, dass, wenn das Problem so gut 
verstanden ist und wenn es ein 
Programm gibt, die Vertriebenen 
zurückkehren zu lassen, und wenn 
so sensible Menschen wie Sie sich 
damit beschäftigen, wie kommt es, 

dass keine Veränderung zustande 
kommt?“ antwortete er mir: „Sie, 
aus dem Westen kommend, haben 
keine Ahnung was alles im Hinter-
grund mitspielt!“

Ein unsichtbares politisches Netz 
mit politischen Interessen liegt auf 
diesen politischen Handlungen (und 
Nicht-Handlungen) in dieser Region, 
zu dem den einfachen Menschen der 
Überblick und der Zugang fehlt. Im-
mer wieder haben die Ingusch-Ver-
triebenen versucht, eine Protestak-
tion zu organisieren. Immer wieder 
wurden sie unmündig gemacht.

2. Tschetschenien und das ver-
bliebene Trauma
Traumatische Ereignisse verändern 
den Menschen. Der normale Prozess 
in dem wir mit unsern Sinnen und 
unserem Verstand Veränderung 
aufnehmen und eingliedern, gilt bei 
einem traumatischen Ereignis nicht. 
Das Geschehen bricht so unvorbe-
reitet in unser Leben ein, dass wir 
verwirrt aus dem Geschehen heraus-
kommen. Ganz abgesehen von den 
Verlusten einer Gewaltaktion hin-
terlässt der plötzliche Einschnitt ins 
Leben Symptome und verändert Ver-
halten, mit denen sich der Mensch 
auseinandersetzen muss. Der zu-
rückbleibende emotionale Wirrwarr 
schürt Wut und Zorn, macht hilfl os 
und kann die Grundlage für weitere 
Gewalt werden. Um mit Traumata 
zurechtzukommen und einen Weg 
zu Gesundung zu fi nden, braucht der 
Mensch einen Gesprächspartner.

Eine Kinderärztin aus Grosny wollte 
mit Hilfe von Geldern der nieder-
ländischen Kirchen Frauen (meist 
Lehrerinnen) ausbilden lassen, um 
Kindern zu helfen, traumatische 
Erlebnisse zu verarbeiten. Sie sah 
die Symptome die die Ereignisse in 
den Kindern hinterlassen hatten, 
Symptome wie lähmende Angst, 
Alpträume, emotionales Erstarren, 
ungebändigte Wut und Zorn und 
mehr und erkannte, dass hier mehr 
als ärztliche Behandlung von Nöten 
war. Ich bin als Gesprächstherapeu-
tin ausgebildet und weil ich regel-
mäßig in dem Gebiet war, bat man 
mich, mich mit ihr zu treff en und 
Lehrerinnen und Sozialarbeiterinnen 

Fähigkeiten zu vermitteln, um mit 
diesen Kindern zu arbeiten.

Psychologische Hilfe war in diesem 
Gebiet etwas Neues und wurde 
zuerst mit viel Misstrauen gesehen, 
man wollte nicht als psychisch 
kranker Mensch eingestuft werden. 
Die Psychologie, die man aus der 
Sowjet-Zeit kannte, betraf entweder 
kranke Menschen oder es waren psy-
chologische Tests, die den Menschen 
in die eine oder andere Kategorie 
einordneten.

Die ersten Treff en mit den Frau-
en die zu diesem psychologischen 
Training kamen, waren Gratwan-
derungen. Traditionell zeigen die 
Tschetschenen ihre Gefühle nicht. 
Man weint nicht, man ist stark und 
erfüllt seine Aufgaben und erfüllt 
die Rolle, die von Frau, Mann und 
Kind erwartet wird. Die Frauen, die 
zusammen kamen hatten alle ihre 
eigenen traumatischen Geschichten, 
die sie tapfer in sich trugen. Sie 
konnten diese Geschichten zwar in 
beherrschter Form und von Gefüh-
len losgelöst erzählen, aber ihre 
Gefühle dazu auszusprechen oder 
einen Trauerprozess einzugehen, 
war zu viel verlangt. Es war für mich 
wichtig, ganz langsam voran zu 
gehen. Wir mussten erst ein Vertrau-
ensklima aufbauen, einen sicheren 
Raum schaff en und uns dann Ver-
haltensregeln für diesen besonderen 
Raum erlauben. Die Würde und der 
Selbstrespekt der Frauen durften auf 
keinen Fall verletzt werden.

Zweimal jährlich kamen wir zu-
sammen; und jetzt, nach 10 Jahren, 
arbeiten diese Frauen nicht nur mit 
Kindern, sondern mit allen Men-
schen einschließlich mit Familien. 
Es war eine große Überraschung für 
mich, als nach zwei oder drei Jah-
ren dieser Arbeit Männer auf mich 
zukamen und sagten, „dies ist eine 
wichtige Arbeit, die ist nicht nur für 
Kinder wichtig, wir Männer brau-
chen sie auch.“

Wie kann Trauma-Heilung in der 
Realität aussehen? In einer Schule, 
in der eine von unsern Konsultan-
tinnen arbeitet, brach der Direktor 
immer wieder in Wutanfälle aus. Die 
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Lehrer kamen zur Konsultantin und 
baten sie, doch auch dem Direk-
tor zu helfen. Es war eine mutige 
Sache für die junge Frau, gegenüber 
einem Mann - und noch dazu einem 
Mann in höherer Position - vorzu-
gehen (wir sind bei den Menschen 
im Kaukasus!), um etwas für ihn zu 
tun. Aber sie stellte sich geschickt 
an und der Mann war bereit, mit 
ihr zu sprechen. Er sagte selbst: „ich 
weiß nicht, was ich machen kann, 
aber ich kann diese Wutanfälle nicht 
beherrschen.“ Dann fi ng er an, ihr 
seine Geschichte zu erzählen. Er war 
in einem Filtrationslager* der rus-
sischen Sicherheitskräfte und wurde 
nach Tortur und Schikanen von dort 
entlassen und nackt auf einem Feld 
aus dem Auto ausgeladen. Mit viel 
Mühe schlug er sich zu seinem Dorf 
und seinem Haus durch. Er arbeitete 
zuerst auf dem Land und in dieser 
Arbeit ging es ihm gut. Dann wurde 
er als Direktor an diese Schule gebe-
ten und damit fi ngen seine unkont-
rollierbaren Wutanfälle an.

Die junge Konsultantin kommt nun 
regelmäßig zu ihm und er spricht 
sich aus. Langsam versteht er seine 
Gefühle und durch Verstehen kann 
er Wege fi nden, wie er damit umge-
hen will. Das Erlebte hatte ihm den 
Respekt vor sich selbst geraubt und 
das schmerzt tief, es will sich aus-
drücken. In diesem Fall in Wut und 
Zorn. In anderen Fällen vielleicht in 
weiterer Gewalt.

Zentral für die Trauma-Arbeit ist, 
Gefühle kognitiv zu machen, da-
mit der Mensch wieder Herr seiner 
Gefühle werden kann und ihn nicht 
die ungebändigten Gefühle treiben. 
Die Geschichte eines kleinen Jungen 
illustriert dies gut. Der Junge sah 
immer Teufel vor Augen. (Weil so 
viele Grausamkeiten durch Ver-
mummte ausgeführt werden, bleiben 
Teufelsbilder besonders bei Kindern 
hängen). In der Gruppe, in der 
der Junge war, wurde mit Masken 
gespielt und als die Konsultantin 
eine Maske sah, die teufl isch aussah, 
fragte sie den Jungen: „sehen Deine 
Teufel so aus?“ „Ja“, sagte er, „aber 

da müssen noch Ohren dran.“ Er 
veränderte die Maske so, dass sie 
wie seine Teufelsbilder aussah. Dann 
bat die Konsultantin ihn diese Maske 
zu malen, was er auch tat. Danach 
fragte sie ihn: „und was willst du 
nun mit dem Bild machen?“ Da 
nahm der Junge das Bild, zerknüllte 
es und stampfte darauf. Erleichtert 
und mit einem großen Lächeln sah 
er sich um.

Kreative Aktivitäten, Malen, Be-
wegung, Rollenspiele, Rituale sind 
wichtige Elemente im Heilungspro-
zess. Es ist auch wichtig, das soziale 
Miteinander wieder aufzubauen. 
Erlebte Gewalt isoliert die Men-
schen, soziale Verbindungen werden 
zerbrochen; zum Heilungsprozess 
gehört auch Gemeinsamkeit und 
Verantwortlichkeit füreinander neu 
zu defi nieren und zu fi nden.

Immer wieder bin ich mir bewusst, 
dass besonders junge Männer in ei-
ner Notsituation sind. Viele werden 
als Terroristen festgenommen und 
gefoltert oder irgendwo tot aufge-
funden. Viele verschwinden ohne 
jegliche Spur. In letzter Zeit sind es 
in Tschetschenien aber nicht nur 
Männer die verschwinden, sondern 
auch Frauen. Täglich geschehen Er-
niedrigungen und Gesetzlosigkeiten, 
gegen die es keinen Widerspruch 
gibt. Die tobenden Gefühle, die diese 
Gewaltaktionen hinterlassen, treiben 
die jungen Männer voller Zorn und 
Wut in die Berge zu den Separatis-
ten. Sie fühlen sich hilfl os angesichts 
der Geschehnisse und der Gefühle, 
die diese hinterlassen haben. Ihr ein-
ziger Ausweg ist, sich zu den Separa-
tisten zu gesellen.

Die jetzige Situation in Tschetsche-
nien ist alles andere als normal. 
Die Zeltlager in Inguschetien, in 
die hunderttausende Tschetschenen 
nach Ausbruch des zweiten Krieges 
(1999) gefl ohen waren und in denen 
sie verhältnismäßig sicher lebten, 
sind geschlossen. Die Menschen 
mussten 2005 nach Tschetscheni-
en zurückkehren und leben dort in 
provisorischen Wohnheimen oder 

kleinen Räumen, mühsam in dem 
Trümmerskelett von Grosny zusam-
mengebastelt. Wasser gibt es meist 
nur aus einem Hahn auf der Strasse 
und Licht und Gas wird unzuverläs-
sig geliefert.

Die meisten Menschen versuchen, so 
gut wie möglich, zwischen den ge-
setzlosen Akteuren dieses Landes ihr 
Leben zu führen. Zusätzlich zu den 
spasmodischen Gewaltaktionen gibt 
es unerklärte Krankheiten, die die 
Menschen unsicher machen, was die 
Gründe dafür sein können. In einer 
Fabrik in Grosny wurde sehr hohe 
Radioaktivität gefunden. Viele junge 
Menschen sterben plötzlich am Herz-
infarkt. Der Stress, in Tschetschenien 
zu leben, ist groß.

Journalisten werden kaum ins Land 
gelassen. Die mutigen Menschen von 
Memorial, einer russischen Men-
schenrechtsgruppe, arbeiten in stän-
diger Gefahr. Die Menschen fühlen 
sich machtlos, sie können nicht pro-
testieren und die Weltgemeinschaft 
weiß wenig von dem, was wirklich 
vor sich geht.

Die Menschen im Kaukasus sind 
nicht von Natur aus Terroristen oder 
gewalttätige Menschen. Sie haben 
sehr schöne Traditionen und eine 
feine Kultur. Die Gastfreundschaft 
ist besonders stark ausgeprägt. Man 
sagt, dass ein Gast ein von Gott (Al-
lah) geschickter Engel ist. Egal, ob er 
aus der eigenen oder einer fremden 
Menschengruppe kommt. Auch der 
schlimmste Feind wird im Haus be-
wirtet und respektiert. Das Gras vor 
dem Haus soll fl ach getreten sein; 
das bedeutet: viele Engel Gottes sind 
hier zu Besuch gewesen.

Es ist Ehrensache, sein Wort zu 
halten. So erzählt man diese Ge-
schichte: Ein zu Tode Verurteilter 
stand vor seinen Anklägern und bat 
vor seinem Tod, noch einen Becher 
Wasser zu bekommen. Als er ihn 
in der Hand hielt und nicht trank, 
fragten die Ankläger: „warum trinkst 
du nicht?“ Da antworte er: „ich 
fürchte, ihr werdet mich nicht zu 
Ende trinken lassen.“ „Doch“, sagten 
die Ankläger, „du kannst zu Ende 
trinken.“ Da schüttete er das Wasser *Die Filtrationslager sind russische Gefängnisse in die vermutliche Ter-

roristen gebracht werden und furchtbaren Torturen ausgesetzt werden.
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auf die Erde, die Ankläger behielten 
ihr Wort und er behielt sein Leben.

Der Tanz ist eine wichtige Aus-
drucksform. Er kann überall und 
mit einfachsten Mitteln organisiert 
werden. Man stellt sich in einen 
Kreis und klatscht. Schön, wenn es 
eine Ziehharmonika und eine Trom-
mel gibt, aber es geht auch ohne. 
Ein Mann geht in den Kreis und lädt 
diskret mit Augen oder Hand ein 
Mädchen in den Kreis. Das Mädchen 
bewegt sich mit ruhigen, graziösen 
Schritten und der Mann zeigt seine 
Kraft und seine Beherrschtheit in 
seinen schnellen, rhythmischen und 
kraftvollen Bewegungen, mit de-
nen er um die Frau tanzt, aber sie 
auf keinen Fall berührt. Ein wun-
derbares Zwiespiel von weiblicher 
Grazie und männlicher Energie. Ich 
erinnere mich an einen Abend wäh-
rend der Kriegszeit 1995 in Grosny, 
als eigentlich Ausgangssperre war. 
Wie die Menschen aus den Wohn-
blocks schlichen und sich in einem 
Hof trafen, um zu tanzen. Ein paar 
hundert Meter entfernt schossen die 
Russen ihr Begleitspiel in die Luft.

Auch in den Zeltlagern war der 
Tanz immer eine eindrucksvolle 
Art, Menschen an ihre Wurzeln, 
ihre Würde und an ihre Freude zu 
erinnern. Kleine Kinder tanzen schon 

mit genau so viel Energie und Grazie 
wie die Erwachsenen. Der Tanz und 
die Erinnerung an Traditionen haben 
heilende Kräfte, ich würde sogar 
sagen: Die Tschetschenen tanzen 
sich gesund.

Was habe ich aus diesen Erfah-
rungen über Friedensarbeit gelernt?

Dass Menschen sich nach Versöh-
nung und friedlichem Zusammen-
leben sehnen.

Dass Menschen, die sich durch Ge-
schehnisse erniedrigt fühlen, ihre 
Würde wieder fi nden und fühlen 
wollen und dass sie oft nur den 
einen Weg, den Weg der Gewalt 
sehen können.

Dass das Gefühl der Hilfl osigkeit 
Menschen dazu treiben kann, zu 
hassen.

Dass Zeuge sein, Zuhören, den an-
dern achten (nicht nur tolerieren, 
sondern achten!), wichtige Ele-
mente beim Friedenbauen sind.

Dass Versöhnung ein langer Pro-
zess ist.

Dass traumatische Erlebnisse Hei-
lung brauchen.

Dass ein Dritter, ein Zeuge, ein 
Katalyst für viele Situation wichtig 
ist.

•

•

•

•

•

•

•

Friedensarbeit verlangt von uns 
so viel Mut, wie sie ein Krieger 
braucht. Friedensarbeit ist nicht so 
sehr Hilfe, als ein Ausdruck unseres 
gemeinsamen Menschseins. Die 
Erfahrungen in der Friedensarbeit 
knüpfen enge Verbindungen, wenn 
man einmal angefangen hat, kann 
man nicht einfach aufhören und 
weggehen. Wir sind wichtiger Teil 
einer Sache und Menschen gewor-
den, die weiter unsere Sache sein 
wollen. Friedensarbeit verlangt 
Ausdauer und Hingabe.

Ich weiß auch, dass ich Friedens-
arbeit mit einem freien Herzen tun 
muss. Wenn ich Erfolg oder Dank 
erwarte oder wenn ich mich als 
Person beweisen will, dann sollte 
ich es lieber nicht tun. Erfolg und 
auch Niederlagen müssen mit einem 
ruhigen Herzen angenommen wer-
den. Friedensarbeit muss in Freiheit 
getan werden, die Menschen mit 
denen man zusammen ist, müssen 
sich hinterher auch frei fühlen, nicht 
gebunden an die Person oder zu 
Dank verpfl ichtet, das entwürdigt. 
Friedensarbeit zu leisten, bedeutet 
für mich: das Leben in seiner ganzen 
Fülle zu schätzen und zu erleben.
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Emanuel Matondo

Das andere Afrika: 
Widerstand gegen Krieg, 
Korruption und Unterdrückung

Abschrift vom Band: Gudrun Schnee-
weiß

Mit dem dritten Beispiel möchten wir 
uns der wohl größten Herausforderung 
Afrikas, dem Krieg im Kongo, stellen. 
Seit August 1998 sind bis heute knapp 
vier Millionen Menschen in diesem 
weltweit verlustreichsten Konfl ikt seit 
dem zweiten Weltkrieg ums Leben 
gekommen.

Emanuel Matondo engagiert sich seit 
langem in der Friedensarbeit im Kongo 
und wird uns über die Versuche zu 
einer gewaltfreien Lösung  in diesem 
zentralafrikanischen Land berichten. 
Beim letzten Kirchentag war er in der 
Projektleitung Afrika aktiv.

Emanuel Matondo ist 39 Jahre und 
stammt aus Angola. Dort verweigerte er 
den Kriegsdienst und wurde Menschen-
rechtler. 1998 gründete er - nun schon 
in Deutschland - den Verein „Antimi-
litaristische Angolanische Menschen-
rechtsinitiative“.

Er ist Sprecher des Dritte-Welt-Journa-
listInnen-Netzwerkes und Mitglied im 
Rat der „War Resisters International“, 
einer weltweit tätigen Kriegsdienstver-
weiger-Organisation.

Ich möchte ihn nun bitten, zu uns zu 
sprechen.

Ich will heute hier in München über 
Angola und den demokratischen 
Kongo sprechen, beide Länder, die 
sich als Treff punkt aller Globalista, 
oder Globalisierungstreiber, aller 
Abenteurer oder Kriegsausbeuter 
hervorgetan haben, über eine Region 
mit sehr, sehr vielen Bodenschätzen.

Ich will aber auch über die Zusam-
menhänge zwischen den Kriegen 
dort und Euren Ländern sprechen, 

in diesem Falle, Deutschland, 
Schweiz und München als Straftat-
ort für die Verbrechen, die damals 
im Kongo unter Mobutu begangen 
wurden, und dies nachweislich. Man 
wusste schon, dass solche Firmen 
wie Giesecke und Devrient hier in 
München Mobutus Falschmünzerei 
quasi unterstützt haben und falsche 
zairische Banknoten bis in die Neun-
ziger Jahre massiv hier in München 
gedruckt wurden. Und weil er die 
Rechnungen nicht bezahlte, durfte 
auch die Firma Giesecke und Devri-
ent ihre Verluste unter Mobutu beim 
Finanzamt, beim deutschen Fiskus, 
als Verluste abschreiben lassen.

Afrika...
Das ist der Witz: Was alles erzählt 
man nicht über Afrika, was hatte 
man hier uns nicht über Afrika er-
zählt, dem Ursprung der Menschheit. 
Schaltet man die Medien von Europa 
ein, von USA erst gar, sieht man 
Bilder, die nicht ganz der Realität 
unseres afrikanischen Kontinents 
entsprechen. Manchmal erkennt 
man unser Afrika wirklich nicht 
und alles kommt uns sehr befremd-
lich vor, nur hungernde Kinder und 
durch lange Märsche erschöpfte 
Frauen, schwer bewaff nete Männer 
mit Autos oder Panzern, an Flücht-
lingskolonnen vorbeiziehend, und 
die massenhaften Totenköpfe als 
Symbol von Massenmord und Geno-
zid. Darauf folgend die humanitäre 
Katastrophe und die menschliche 
Tragödie. Also Sensation für die 
Zuschauer und Zuschauerinnen hier 
im Westen! Fragt man nach dem 
Warum dieser Bilder, wird einfach 
erklärt, dass ohne solche Bilder sich 
Afrika nicht medial vermitteln lässt. 
Der Meinung sind auch viele in der 
boomenden „humanitären Hilfsin-

dustrie“. Darnach folgt Empörung 
in Politik und Gesellschaft, und um 
dieser dann Nachdruck zu verleihen, 
automatisch die Forderung nach mi-
litärischer Invasion, um Frieden im 
schwarzen Kontinent zu erzwingen. 
Also nach dem Motto: „Der schwarze 
Mann ist und bleibt unfähig, Frieden 
zu schaff en.“ Oder in Stammtischma-
nier formuliert: „Der schwarze Mann 
ist unfähig, sich selbst zu helfen, 
oder zu entwickeln.“ Ein ins Gehirn 
des weißen Mannes eingebranntes 
Vorurteil oder Klischee, das mehrere 
Jahrhunderte alt ist!

Ist Afrika so unfähig, selbst Frieden 
zu stiften, wie man hier denkt und 
propagiert? Ist der afrikanische 
Mensch wirklich so unfähig zur Frie-
densstiftung, wie es den Leuten hier 
von Kindheit an erklärt wird? Ist 
Afrika nur ein Kontinent von Misere, 
Elend, Bürgerkriegen und Katastro-
phen, von Bettlern und Almosen-
empfängern, wie man es hier oftmals 
präsentiert? Manche klischeehaften 
Bilder – sei es auf großfl ächigen Pla-
katen, denen man jeden Tag an allen 
Orten und Metropolen begegnet, 
sei es in Fernsehen und Zeitungen 
– werden den Menschen unseres 
Kontinent nicht gerecht und blenden 
die Kapazität der gesamten Mensch-
heit dieses Kontinent völlig aus.

Dass hinter vielen Katastrophen bei 
uns (insbesondere auch Kriegen) 
jene dunklen Kräfte aus aller Herren 
Länder stecken - etwa Waff enhänd-
ler, korrupte Diplomaten und Politi-
ker und zweifelhafte so genannte Mi-
litärberater oder Entwicklungshelfer, 
Plünderer und Unruhestifter jeder 
Art - dies wird nur wenig erwähnt.
Wenn überhaupt, dann in Beiträgen 
am Rande oder in Sendungen außer-
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halb der regulären Fernsehzeiten, 
während Europa oder die ganze Welt 
schläft, damit sich hier oder in der 
Welt keiner verärgert fühlt. Nein, 
Afrika ist nicht unfähig und seine 
Menschen sind es auch nicht. Dieser 
Kontinent hat menschliches Poten-
zial, das sich selbst schon vor der 
ersten Begegnung mit dem weißhäu-
tigen Manne, dem Menschenhändler 
aus Arabien und dann aus Europa 
zu helfen wusste. Der afrikanische 
Mensch hat fast allen Genozid 
überlebt, der von Menschenhänd-
lern oder barbarischen Völkern 
von Europa und Arabien begangen 
worden ist, und steht heute gegenü-
ber seinen Peinigern ohne Groll da, 
verlangt nicht einmal Entschädigung 
für alles erlittene Unrecht der letzten 
fünf Jahrhunderte, sondern will nur 
seine Ruhe oder strebt einfach nach 
Frieden wie die ganze Menschheit.

Wer in diesem Kontinent ernsthaft 
Ausschau hält, der wird merken, 
dass der Wunsch nach Gerechtigkeit 
und Gleichheit allgegenwärtig ist. 
Und trotz Armut, Elend und schlech-
ter Regierungsführung, Korruption 
und Ausbeutung haben die Men-
schen dieses Kontinents nie resi-
gniert. Sie organisieren sich in den 
von westlichen, arroganten Organi-
sationen manchmal nicht beachteten 
Zivilgesellschaften und kämpfen un-
ermüdlich für die Verbesserung ihrer 
Lebensverhältnisse, insbesondere 
für Frieden und Freiheit, aber ohne 
Gewehre. So kämpfen sie gegen 
Kriege und Waff enexporte, für das 
Recht auf Leben. Es sind Menschen 
aus unterschiedlichen Schichten und 
Herkunft, die sich diesem Kampf 
um ein anderes Leben in diesem 
schwarzen Kontinent im Alltag an-
schließen, und zwar überall. Es sind 
Lichtgestalten Afrikas, die einiges 
in unseren Gesellschaften bewegen, 
oder ernsthaft bewegen wollen, über 
die man hier jedoch wenig weiß und 
selten oder fast nie berichtet. Ich 
würde sie vergessene Helden und 
Heldinnen nennen.

Die Menschen Afrikas, die sich 
einem Kampf um einen anderen und  
besseren Kontinent verschrieben 
haben, ohne Diktatoren und Gauner 
an der Macht, sehen sich oft mit 

repressiven Regimes konfrontiert 
und haben oft mit Verbrechern an 
der Spitze und deren Regierungs-
führung zu tun. Das größte Problem 
oder die ernsthafteste Herausforde-
rung unserer Zeit in Afrika nach dem 
formellen Abzug der Kolonialisten 
sind die vielen marodierenden Mili-
tärs, die Warlords und die anderen 
Herren in Uniform bei Regierungs-
truppen und Rebellen. Bei den Men-
schen dort, die sich für Frieden und 
Zivilität einsetzen, sind die größten 
Hindernisse die Kultur der Strafl osig-
keit für Kriegsverbrechen sowie die 
massive Unterstützung von Mördern 
durch den Westen, die maßgeblich 
für die Führung und Verlängerung 
der Kriege in unserem Kontinent 
verantwortlich sind.

Afrika und der Westen
Dass afrikanische Despoten zu den 
besten Freunden der westlichen Welt 
gehören und ihnen problemlos Zu-
gang zu allen Regierungskanzleien 
dieser Welt gewährt wird, macht es 
den Gewaltlosen schwer, sich in den 
Hauptstädten dieser Demokratien 
Gehör zu verschaff en, und eine Al-
ternative zu militärischen Lösungen 
zu präsentieren.

Trotz alledem kämpfen die Basisbe-
wegungen Afrikas für ein Ende die-
ser Kultur der Strafl osigkeit und mit 
dem Aufbau von Zivilgesellschaften 
bieten sie vielerorts Alternativen.

Diese Gruppen versuchen Konzepte 
von nichtmilitärischen Konfl ikt-
lösungen zu entwickeln und zu 
defi nieren. Manche von ihnen tragen 
durch ihre direkte Intervention 
oder die Vermittlung zwischen den 
verfeindeten Parteien zur Deeskalati-
on bei. In einigen Fällen werden sie 
sogar zu Repräsentanten der Mehr-
heit, welche die größte Zustimmung 
aus allen Bevölkerungsschichten 
erhalten. Gerade diesen Zivilgesell-
schaftsgruppen Afrikas sollten die 
Aufmerksamkeit des Westens und 
der internationalen Gemeinschaft 
gelten, doch es ist fraglich, ob das 
rhetorische Bekenntnis zu partizipa-
tiver Politik und Priorität von Kon-
fl iktprävention ernst gemeint ist.

Gerade das Gegenteil wird nun be-

obachtet und zwar durch die Stär-
kung des Militärs allerorts, durch 
massive Militärhilfe, insbesondere 
aus den USA und China, aber auch 
aus Europa im Namen der neuen An-
titerrorideologie oder zur Kontrolle 
von dort vorhandenen Ressourcen. 
Anstatt in Soziales, Bildung und Ge-
sundheit zu investieren und so den 
Lebensstandard und die Lebenser-
wartung der afrikanischen Menschen 
zu verbessern, setzen die neuen und 
die alten kolonialen Kräfte auf Mili-
tär. Mit diesen Marionetten vor Ort, 
die manche Drecksarbeit für ihre 
Förderer erledigen, werden sowohl 
die Ausplünderung Afrikas durch 
die Industrienationen, als auch die 
dort von ihnen angezettelten Kriege 
schwer nachweisbar gemacht.

Die Mehrheit der Afrikaner will 
lieber Gesundheit, Brot, Bildung, 
Entwicklung und Frieden anstel-
le von Waff en und Kriegen aus 
Deutschland, den USA und der 
Schweiz, Frankreich, Großbritannien 
und China. Deshalb entstehen über-
all Bewegungen gegen kriegerisches 
Unrecht, Despotismus und Barba-
rei. Diese Friedenskämpfer stellen 
das andere Afrika dar und sind die 
Hoff nung dieses reichen Kontinents, 
ihretwegen kann man auch sagen: 
Afrika bewegt sich und Afrika wird 
sich ändern. Daran glauben wir.

Kongo
Nehmen wir das Land im Herzen 
Afrikas, die Demokratische Republik 
Kongo.

In der Demokratischen Republik 
Kongo, die damals noch Zaire 
hieß, herrschte jahrzehnte lang der 
Diktator Mobutu, bekannt als der 
Mann mit der Leopardenmütze. Er 
war korrupt und der beste Freund 
von Franz Josef Strauß oder des 
baden-württembergischen Minister-
Präsidenten und aller konservativer 
Kreise in Europa, aber auch der 
Linken. Er regierte repressiv, Kre-
dite und Entwicklungshilfsgelder 
überwies er sofort auf eines seiner 
Schweizer Privatkonten. Statt In-
frastrukturen aufzubauen, Schulen 
und Krankenhäuser, und Entwick-
lungsprojekte durchzuführen, kaufte 
Mobutu teure Villen in Europa und 
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in den USA. Getrieben von kriminel-
ler Energie ließ er sich Falschgeld in 
der Landeswährung und Dollarnoten 
drucken und zwar mit Druckmaschi-
nen eines bayerischen bekannten 
Unternehmens. Apropos Bayern 
und München. Ich zitiere: „ Falsch-
münzerei hatte schon früh einen 
Platz auf der Liste der kriminellen 
Aktivitäten des Mobutu-Milieus. Im 
April 1983 beschuldigte die Regie-
rung von Sambia unter Vorlage von 
Beweisen die zairische Botschaft in 
der Hauptstadt Lusaka geradeheraus 
der Falschgelddruckerei. Bei Bem-
basalona, Mobutus Baron und Zaires 
größtem Unternehmer – heute ist 
er noch an der Macht neben Kabila 
– wurde in Brüssel dann zehn Jahre 
später – 1993 – eine gigantische 
Menge noch unfertiger falscher 100-
Dollar-Noten sichergestellt, die nach 
einem neuen, damals nach Aussagen 
des FBI als beinahe perfekt bezeich-
neten Verfahren hergestellt wurden. 
Gegen Ende der Achtziger Jahre 
wurde der Staat Zaire mit Zutun und 
unter unmittelbarer Anleitung des 
Präsidenten Mobutu zur bisher größ-
ten Falschgeldmünzerei dieser Welt. 
Eine bedeutende Rolle spielte dabei 
die deutsche Hauptsicherheit und 
Notenbankdruckerei Giesecke und 
Devrient aus München/ Bayern und 
die getarnte Firma Security Printing 
in Zürich in der Schweiz. Das Sche-
ma war einfach: Mit falschen Zaire-
Banknoten von Giesecke-Devrient 
und bei besonderem Bedarf zusätz-
lich in England  und Argentinien im 
Auftrag des Mobutu-Regimes, nicht 
aber im Auftrag der Zentralbank, 
gedruckt, wurden die Gold- und 
Diamantenminenarbeiter bezahlt, 
genau wie manchmal die Elitet-
ruppen „special presidentiel“ und 
die „guarde de civil“ – auch hier in 
Deutschland ausgebildet -, genauer 
deren Befehlshaber, die meist auch 
noch einen der Gouverneursposten 
hatten, wie Baramoto in Nord-Kivu, 
der immer wieder nach Deutschland 
kam, obwohl er als repressiver Mör-
der galt. Der Druck der Banknoten 
in München kostete weniger als 10 
Rappen pro Geldschein, der in Zaire 
zum Einsatz kam. Für die Münchner 
Giesecke und Devrient ergab sich 
mit dem Deal mit dem zairischen 

Notendrucks zudem ein vorzügliches 
Vehikel, das deutsche Finanzamt zu 
umfahren“, schreibt der Autor. Of-
fi ziell und nominell hat die Zentral-
bank von Zaire kaum eine Rechnung 
bezahlt, trotzdem druckte Giesecke 
und Devrient fast endlos und wei-
ter für Mobutu. Allein schon bis 
1992 habe Giesecke und Devrient 
mindestens 50 Millionen Schweizer 
Franken als verlorene Lieferschulden 
für den Druck von Falschnoten für 
die Zentralbank Zaires gegenüber 
dem deutschen Fiskus als Verlust 
abgeschrieben, währenddessen die 
Rechnungen von Security Printing 
wenigstens teilweise aus Gold- und 
Diamantenschmuggel in Jamai-
ka  vom Mobutu-Regime bezahlt 
worden seien, schrieb der deutsche 
Journalist und Brüsseler Korre-
spondent Haimo Klassen in dem 
Dossier mit dem Titel „Kalter Krieg 
und Plünderkumpanei – Schweizer 
Beziehungen in Zaire von 1967 bis 
1997“, erschienen in Basel/ Schweiz. 
– Das Buch kann ich nur empfeh-
len – Trotzdem galt der Despot als 
Mann des Westens und war damit 
automatisch ein Liebling der inter-
nationalen Finanzinstitutionen IWF 
und Weltbank. So wurde München 
zum Straftatort vergangener Verbre-
chen gegen die Menschen im Kongo, 
oder in Zaire, wie der Staat damals 
noch hieß. Manche von ihnen fl ohen 
nach Deutschland und wurden sogar 
abgewiesen, abgelehnt, das ist die 
Politik. Und die Mörder des dama-
ligen Regimes unter Mobutu laufen 
noch straff rei herum, auch hier in 
Deutschland.

Zivilgesellschaft
Mitte der Achtzigerjahre, als die 
Menschen in Zaire gegen das Mi-
litärregime zu protestieren began-
nen, formierte sich im Untergrund 
eine Zivilopposition, später wurden 
Menschenrechtsgruppen gegründet. 
Gerade diese zivile Opposition um 
die charismatische Figur von Eti-
enne Teschekedi trug zur politischen 
Öff nung Zaires bei und mobilisierte 
Menschen in allen Provinzen und 
Schichten. Es ist dieser Bewegung 
und dieser Partei in Zaire zu verdan-
ken, dass es unter Mobutu Anfang 
der Neunzigerjahre zur Bildung 

einer gut funktionierenden Zivilge-
sellschaft kam. Mit ihrer Gewalt-
losigkeit war diese Bewegung die 
richtige Alternative zum Militärre-
gime Mobutus. Sie wurde jedoch im 
Ausland nicht wahrgenommen. Der 
Despot hatte einfach viel zu viele 
Freunde im Westen wie im Ostblock. 
Er galt beiden als Garant der militä-
rischen Stabilität in der Region und 
bot ihnen die Möglichkeit an, ihre 
Interessen im reichen Zaire wahrzu-
nehmen. Die Durchführung der nati-
onalen Konferenz durch die Zivilge-
sellschaft schwächte Mobutu zwar 
im Jahr 1992, der von einigen seiner 
Kumpane im Westen fallen gelassen 
wurde, doch die Gunst der Stunde 
zur Förderung und Stärkung ziviler 
Kräfte und Reformbewegungen in 
Kongo-Zaire wurde nie genutzt.

Mobutu hielt sich an der Macht 
bis kurz vor seiner Flucht. Dann 
tauchte wie aus dem Nichts eine 
Gruppe im Osten von Kongo-Zaire 
auf und plötzlich verhandelte man 
nur mit diesen Waff enträgern. Der 
Rebellenführer und der geschwächte 
Diktator verständigten sich über die 
Verteilung der Macht. Die Zivilge-
sellschaft blieb ausgeschlossen und 
die internationale Gemeinschaft 
unterstützte auch noch diese Politik. 
Der Rebellenführer Laurent Kabila, 
der Vater, sah dies als Ermutigung 
nach dem Sturz Mobutus dessen 
Politik weiterzuführen. Dass ehe-
malige Freunde Mobutus wie die 
USA und ihre Verbündeten den 
neuen Diktator Kabila unterstützten, 
bestärkte ihn darin, repressiv gegen 
die Zivilgesellschaft und die Oppo-
sitionellen vorzugehen. Auch gegen 
die Besatzung Kongos, oder weiter 
Teile Kongos durch Ruanda und 
Uganda zwischen 1998 und 2002 
hatte der Westen nichts einzuwen-
den gehabt. Die Zivilgesellschaft 
des Kongo kämpfte unermüdlich 
für einen sofortigen Rückzug, trotz 
der ruandischen und ugandischen 
Besatzungstruppe, für die Einhal-
tung der Menschenrechte und einen 
nationalen Dialog zur friedlichen 
Lösung des Konfl ikts in ihrem Land, 
aber ohne fremde Interventionen. 
Bis zu seiner Ermordung im Jahre 
2001 war Laurent Kabila, der Vater, 
Alleinherrscher über den Kongo. Da-
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nach wurde sofort sein Sohn Joseph 
Kabila zum Machthaber des Herzens 
Afrikas ernannt, wie in einem König-
reich. Auch wenn die ugandischen 
Truppen und Teile der ruandischen 
Armee Ende 2002 sich aus dem 
Land zurückzogen, hinterließen 
sie ihre kongolesischen Helfershel-
fer und Handlanger zersplitterter 
Rebellengruppen, die nicht nur ihr 
kriegsverbrecherisches Unwesen 
gegen die Zivilbevölkerung trieben, 
sondern auch ihren Befehlshabern 
und Förderern in Kampala, der 
Hauptstadt Ugandas, und in Kigali 
in Ruanda zu Ressourcenausbeutung 
Kongos verhalfen. Nach einem Frie-
densabschluss 2003 mit einer bisher 
nie weltweit erprobten Formel mit 
einem Präsidenten und 4 Vizeprä-
sidenten teilt Joseph Kabila, der 
Sohn, nun sein Erbe der Kabila-Dy-
nastie mit vier weiteren ehemaligen 
Rebellenführern, auf deren Konten 
mit den Besatzungsmächten ca. 4 
Millionen tote Kongolesen gehen. 
Mit diesen Dämonen an der Macht 
werden bis heute zivilgesellschaft-
liche Akteure Kongos, insbesondere 
Menschenrechtler und Journalisten 
weiterhin drangsaliert und bedroht. 
Das Bewundernswerte an dieser 
kongolesischen Zivilgesellschaft ist, 
dass sie seit über zwanzig Jahren 
nun gegen Unrecht kämpft und sich 
von nichts entmutigen oder gar 
einschüchtern lässt. Sie hat alle Dik-
taturen überlebt, wird von Jahr zu 
Jahr dynamischer und hat sogar die 
Dörfer Kongos erreicht. Sie glaubt 
einfach an die Veränderbarkeit der 
Dinge. Das ist ihre Stärke.

Seit April 2003 befi ndet sich Kongo 
in einer Übergangsphase, die nach 
den Friedensvereinbarungen in Sun 
City in Südafrika mit der Durchfüh-
rung von freien fairen Wahlen nach 
51 Jahren beendet werden sollte, 
um so eine vom Volk gewählte, eine 
legitime Regierung für das Land zu 
bekommen. Aber die Kriegsherren 
und die Machthaber haben die Wahl 
eigenmächtig verschoben. Am 30. 
Juni 2005 oder am 40. Jahrestag der 
Unabhängigkeit des Kongo sollte sie 
eigentlich stattfi nden. Sie haben ein-
fach die Übergangsphase verlängert 
um weitere 12 Monate. Der Kongo 
durfte also nicht am 30. Juni 2005 

wählen, sondern wird jetzt voraus-
sichtlich im Frühjahr 2006 wählen, 
sowohl eine Mehrheit im Parlament, 
als auch den Präsidenten und die 
Gemeindevertreter. Wenn alles ge-
lingen sollte, dann dürfte der Kongo 
am 30. Juni 2006 seinen ersten frei 
gewählten Präsidenten bekommen 
– wenn überhaupt, weil die Krieg-
parteien schon anfangen die „Beute“ 
zu verteilen. Und während sie mit 
allen Tricks und Manöver versuchen, 
diesen Prozess zu sabotieren, droht 
immer wieder Ruanda, das Land zu 
besetzen.

Dies tat der Präsident von Ruanda 
auch Ende 2004, indem er diesem 
Land drohte, es wieder zu besetzen, 
aber dann gingen Frauen auf die 
Straße. Es war wohl am 3. Dezember 
2004. Aber drei Tage später gingen 
Tausende Frauen nach Bukavu , der 
Provinzhauptstadt der Provinz Kivu, 
es waren unorganisierte Frauen. 
Sie gingen mit Fanfaren und Gesän-
gen und als Zeichen ihrer Stärke in 
Rot gekleidet. Rechtsanwältinnen, 
Studentinnen, Hausfrauen, Vertrete-
rinnen von nichtstaatlichen Orga-
nisationen und nichtorganisierte 
Frauen forderten den sofortigen Ab-
zug der Besatzungstruppen und das 
Recht auf Freiheit und Frieden und 
Leben. Ihre Demonstration führte sie 
bis zur Grenze nach Ruanda. Dem 
Marsch dieser Frauen folgte ein nati-
onaler Aufschrei und später auch ein 
internationaler. Schweden zog sofort 
die Konsequenzen und stoppte seine 
Entwicklungshilfe an Ruanda. Das 
Land wurde so unter diplomatischen 
Druck gesetzt, dass die Machthaber 
in Kigali unter Paul Kagame ihre 
Drohung, den Kongo wieder zu 
besetzen, nicht wahr werden ließen. 
Die Besatzungsmacht steht seitdem 
unter Beobachtung. Also es geht 
doch auch ohne Gewalt!

Angola -
Nehmen wir einmal Angola, das 
Land, aus dem ich komme. In Ango-
la lieferte sich die korrupte und mili-
taristische Regierung der MPLA über 
dreißig Jahre hin einen erbitterten 
Kampf mit der ebenso skrupellosen 
Rebellenbewegung Unita, auch eine 
von F. J. Strauß unterstützte Grup-
pe. Unita oder Sawimbi galt als der 

beste Freund der CSU, er hatte sogar 
seine Villa hier bei München. Auch 
wenn viele deutsche Parteistiftungen 
keine Vertretung in Angola haben 
durften, die Hanns-Seidel-Stiftung 
war mit ihrer Vertretung im Unita-
Hauptquartier ganz offi  ziell zugegen. 
Viele Abgeordnete durften sogar 
hinfl iegen und zwar über Südafrika 
zur Apartheid-Zeit oder über Rho-
desien, Besetzer-Rhodesien. Das ist 
die wahre Geschichte. Das an Erdöl 
und Diamanten reiche Land wird 
von einer Handvoll von Militaristen 
beherrscht, die zunächst stellver-
tretend für Freunde im Westen und 
im Ostblock, später dann auf eigene 
Rechnung Krieg führten.

- und seine Zivilgesellschaft
Erst nach der politischen Öff nung 
1992 konnte sich langsam eine Zivil-
gesellschaft entwickeln in dieser Re-
publik, die von Generälen beherrscht 
wurde. Mitte der Neunzigerjahre, 
als die Stimme der unabhängigen 
Journalisten lauter wurden, gewann 
die Bildung einer Zivilgesellschaft an 
Dynamik. Sie war nach dem erneu-
ten Ausbruch des Bürgerkrieges 
1998 so stark, dass sie zum größten 
Problem für die Kriegsparteien wur-
de. Viel zu lang haben die Menschen 
in Angola den Militärs vertraut 
und ihnen das Feld des politischen 
Handelns überlassen, bis sie merk-
ten, dass die Männer in Uniform das 
ganze Land ins Elend oder sogar in 
eine menschliche Tragödie gestürzt 
haben. Nun setzte sich die Überzeu-
gung durch, dass mit den Militärs 
kein Frieden zu erreichen ist, und 
der Militarismus aller Kriegsparteien 
die humanitäre Krise nur verschärft 
– und dies gilt weltweit. Deshalb 
stellte sich die Zivilgesellschaft 
Angolas gemeinsam mit den Kirchen 
und den Ziviloppositionsparteien 
gegen den Krieg und forderte einen 
sofortigen Waff enstillstand und 
einen Dialog mit allen gesellschaft-
lichen Kräften, einschließlich jenen, 
die seit Jahrzehnten von politischen 
Entscheidungen ausgeschlossen 
waren. Diese Bewegung empfahl, die 
ökumenische Friedensorganisation 
und die beiden großen Kirchen An-
golas als Vermittlerinnen zwischen 
den Kriegparteien. Daran war ich 
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auch persönlich beteiligt. Die hinter 
dieser Friedensinitiative stehenden 
Gruppen brachten viele Vorschlä-
ge ein und präsentierten zugleich 
Konzepte für einen Friedensplan, 
an dem ich persönlich auch mitge-
arbeitet habe und ihn mit verfassen 
durfte. Die Kriegsparteien gerieten 
dann plötzlich unter Druck, und es 
bewegte sich etwas. Gespräche und 
Kontakte kamen zwischen der öku-
menischen Friedensorganisation und 
der MPLA-Regierung zustande, erste 
Vermittlungsgespräche zwischen der 
beteiligten Unita-Abteilung und der 
MPLA wurden im Ausland geführt. 
Dies veranlasste die UN später, ihre 
einseitige Position zugunsten der Re-
gierungspartei teilweise aufzugeben 
und sich unserer Politik des wahren 
politischen Dialogs zwischen den 
Kriegsparteien anzuschließen.

Nur – während die Kriegsparteien 
wieder über mögliche Verhand-
lungen sprachen, führten sie weiter 
ihre erbitterten Kämpfe überall im 
Lande mit einer Politik der ver-
brannten Erde, deren Folgen wir 
heute noch zu spüren bekommen. 
Der Widerstand einer Gesellschaft, 
die nicht mehr Krieg wollte und 
kategorisch ablehnte, ignorierten 
die Kriegsparteien einfach und dann 
wurden sie von einer massenhaften 
Kriegdienstverweigerung junger 
waff enfähiger Menschen überrascht. 

Dieses Phänomen breitete sich im 
ganzen Lande aus, unterstützt von 
einer Kampagne unabhängiger 
Medien und meiner angolanischen 
Organisation aus Deutschland. 
Dies brachte dann später unse-
re Oberkommandierenden der 
Kriegsparteien in die Bredouille 
und veranlasste den angolanischen 
Verteidigungsminister später einzu-
gestehen, dass sie Personalengpässe 
hatten. Also, ich halte immer noch 
Kriegsdienstverweigerung für die 
eff ektivste Form, jedem Krieg den 
Boden zu entziehen.

Diese Broschüre ist bei „connec-
tion“ erhältlich (s.S. 57)
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Clemens Ronnefeldt

Ausblick und Positionen für 
die Friedensbewegung
Beim Anhören unserer drei Refe-
renten wurde deutlich, dass wir in 
der Politik einen Paradigmenwech-
sel brauchen – von militärischem 
Denken in Machtkategorien hin zu 
einer umfassenden Friedenskultur. 
Dazu zählt die Schwerpunktsetzung 
auf Kriegsprävention ebenso wie die 
Nachsorge für traumatisierte Opfer 
in Form von Versöhnungsarbeit.

Zu einer Friedenskultur gehört 
auch ein nachhaltiger Lebensstil auf 
Grundlage erneuerbarer Energien, 
der Kriege um die zu Ende gehenden 
Öl- oder Gasreserven überfl üssig 
macht.

Hier dürfte einer der fundamentals-
ten Unterschiede zwischen unserer 
Veranstaltung und der Sicherheits-
konferenz im Bayrischen Hof liegen: 
Präsident Bush hat erst vor wenigen 
Tagen noch einmal selbst die Öl-
sucht der Vereinigten Staaten off en 
benannt – und scheint – wie auch 
einige EU-Staaten - off ensichtlich 
auch bereit, zur Aufrechterhaltung 
des westlichen Lebensstils weitere 
Kriege zu führen.

Der heutige Abend hat gezeigt: 
Wenn Menschen oder Organisati-
onen ohne Eigeninteressen sich als 
wirklich neutrale Vermittler zwi-
schen zwei Konfl iktparteien engagie-
ren, haben sie oft größere Chancen, 
Konfl ikte zu schlichten, einen Krieg 
zu beenden oder gar zu verhindern 
als Regierungen.

Die beiden Friedensforscher Prof. 
Paul Collier und Dr. Anke Höffl  er 
von der Universität Oxford haben 
in einer Studie errechnet, das die 
Verkürzung eines Bürgerkrieges um 
ein Jahr im weltweiten Durchschnitt 
eine Einsparung von ca. 9 Milliarden 
Dollar mit sich bringt – vom vermie-
denen Leid der Opfer einmal ganz 
abgesehen.

Wäre es daher nicht allein schon 
aus ökonomischen Gründen sinn-
voll, weitaus mehr Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in zivilen Friedens-
diensten auszubilden statt wertvolle 
Ressourcen in unsinnige Rüstungs-
projekte zu stecken?

Die Kosten von rund 25 Personen in 
einem Pilotprojekt der Nonviolent 
Peaceforce - den derzeit noch im 
Aufbau befi ndlichen gewaltfreien 
Friedenskräften - in Sri Lanka sind 
verschwindend gering im Vergleich 
zu den Ausgaben und Folgekosten 
bei Fortsetzung des Krieges.

Ein weiterer Ansatz für eine Frie-
denskultur stellt die Kontrolle von 
Zahlungen für Gold, Erdöl, Coltan 
oder Diamanten dar, mit denen 
Warlords und Regierungen ihre 
Kriege fi nanzieren. 

„Publish, what you pay“, veröff ent-
liche, „was du zahlst“, heißt eine 
internationale Kampagne, die z.B. 
die Zertifi zierung von Diamanten 
unbedenklicher Herkunft aus Sierra 
Leone fordert,  um diese von Blutdi-
amanten der Warlords für potenti-
elle Käufer zu unterscheiden.

Obwohl Rüstungsexporte gerade 
mal 1 Prozent des Welthandels 
- abgesehen von verdeckten Geschäf-
ten - ausmachen, werden in dieser 
Branche nach Schätzungen von Frie-
densforschern 50% aller weltweiten 
Schmiergeldzahlungen getätigt. 
„International Transparancy“ – „In-
ternationale Transparenz“ - heißt 
eine Kampagne, die sich dem Kampf 
gegen die Korruption im Waff enhan-
del verschrieben hat und regelmäßig 
Ranking-Listen sauber und korrupt 
arbeitender Staaten veröff entlicht. 
Dies soll nicht heißen, dass wir 
einem „fairen Waff enhandel“ das 
Wort reden. Ganz im Gegenteil:

Rüstungsexporte, wie z.B. die ak-
tuelle U-Boot-Lieferung an Israel, 
tragen in aller Regel zur Eskalation 
von Konfl ikten in einer Region bei, 
und gehörten daher ganz verboten.

Wer heute Abend Lust bekommen 
hat, sich weiter mit der Kunst des 
Frieden-Stiftens zu beschäftigen, 
dem empfehle ich die Lektüre des 
Buches „Die Friedensmacher“ von 
Petra Gerster und Michael Gleich 
(Hanser-Verlag).

Im Rahmen des Projektes „Peace 
Counts“, „Frieden zählt“, werden in 
diesem Buch Personen in verschie-
densten Konfl iktregionen mit ihrer 
Friedensarbeit portraitiert.

12 von Ihnen wurden bereits in 30-
minütigen Fernsehsendungen des 
Westdeutschen Rundfunks einem 
breiten Publikum bekannt gemacht 
– ein erfreulicher Lichtblick in einer 
oft Gewalt fördernden Medienland-
schaft.

Nach dem 15.2.2003, als mehr als 
10 Millionen Menschen weltweit 
in 604 Städten der Erde gegen den 
damals noch drohenden Irak-Krieg 
demonstrierten, schrieb die New 
York Times: Es gibt wieder zwei Su-
permächte: Die USA und die durch 
die Friedensbewegung geformte 
öff entliche Meinung, wonach Krieg 
kein Mittel der Politik sein kann. Di-
ese in der Zivilgesellschaft steckende 
ernorme Kraft möchten wir weiter 
stärken.

Die Chancen, eine Bombardierung 
Irans durch diplomatische Mittel 
noch abzuwenden, sehe ich dies-
mal größer, weil die Risiken eines 
Krieges für alle Beteiligten noch 
schwerer kalkulierbar sind als es im 
Fall Iraks war.

Um allen Kriegsstrategien eine 
Absage zu erteilen und gleichzeitig 
eine Friedenskultur zu fördern, ruft 
ein breites Bündnis von Frieden-
sorganisationen morgen zu einer 
Großdemonstration hier in München 
auf. Der Auftakt wird um 12.00 Uhr 
am Lenbachplatz sein, die Abschluss-
kundgebung um 15.00 Uhr am 
Marienplatz.
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Bereits am vergangenen Mittwoch 
trafen sich vorwiegend junge Men-
schen im Gemeindehaus der Erlö-
serkirche München, um sich über 
Friedensdienste verschiedenster Art 
zu informieren.

Morgen Vormittag gibt es die Gele-
genheit, mit unseren drei Referenten 
von 9.30 Uhr bis 12.00 Uhr die 
heute Abend angerissenen Fragen im 
DGB-Haus in der Schwanthaler Stra-
ße 64 in 3 Diskussionsforen weiter 
zu vertiefen.

Parallel bieten wir zur gleichen Zeit 
im Eine-Welt-Haus in der Schwan-
thalersr. 64 drei Workshops an zu 
den Themen:

„Frieden auf Gasleitungen“ mit Kai 
Ehlers

„Schritte zur Abrüstung“ mit Tho-
mas Rödl und

„Chancen für einen Friedenspro-
zess in Tschetschenien“ mit Imran 
Escheev.

Morgen Abend laden wir zu einer 
Podiumsdiskussion zum wohl derzeit 
aktuellsten Thema ein: „Wie ist der 
Krieg gegen Iran abwendbar“? 
Um 19.00 Uhr diskutieren im DGB-
Haus Prof. Mohssen Massarrat, 
Dr. Katajun Amirpur und Andreas 
Zumach.

Zum Schluss dieses Abends möchte 
ich allen danken, die zum Gelingen 
dieser Veranstaltung beigetragen, 
ganz besonders Roswitha Jarman, 
Dieter Wendelein, Emanuel Ma-
tondo, Hans Peter Dürr, und Klaus 
Kreuzeder.

Wir bedanken uns beim Kulturrefe-
rat der Landeshauptstadt München, 
das es uns auch in diesem Jahr 
ermöglicht hat, den Auftakt zur 
Internationalen Friedenskonferenz in 
diesem wunderschönen Rathaussaal 
durchzuführen, ebenso bei den An-
gestellten der Stadt München hinter 
den Kulissen dieses Saales.

Unser Dank gilt allen, die sich bei 
der Vorbereitung engagiert haben 
sowie den zahlreichen Unterstüt-
zerorganisationen und mitfi nanzie-
renden Einzelpersonen.

Bei einer Person liefen die Fäden der 
Organisation in den letzten Mona-
ten in besonderer Weise zusammen: 
Thomas Rödl von der Deutschen 
Friedensgesellschaft – Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen, der un-
seren Dankes-Applaus in besonderer 
Weise verdient hat.

Im Namen des Vorbereitungskreises 
möchte ich Ihnen allen danken, die 
sie heute Abend gekommen sind und 
sich für die Friedensfrage geöff net 
haben.

Wir laden Sie ein, beim Hinausgehen 
noch etwas bei den Informationsti-
schen zu verweilen, Materialien mit 
nach Hause zu nehmen und mit uns 
ins Gespräch zu kommen.

Ich möchte den Abend beschließen 
mit einem ermutigenden, sehr per-
sönlichen Text von Nelson Mandela 
und Ihnen allen einen guten Nach-
hauseweg wünschen.

  

Unsere tiefste Angst ist nicht, dass wir unzureichend sind,
Unsere tiefste Angst ist, dass wir maßlos sind in unserer Kraft.
Unser Leuchten ist es, nicht unsere Dunkelheit, was uns am meisten 
erschreckt.
Wir fragen uns: Wer bin ich, dass ich brilliant, großartig, begabt und 
sagenhaft sein dürfte?
Allerdings: Wer bist denn Du, dass Du es nicht sein dürftest?
Wenn wir unser eigenes Licht scheinen lassen, ermutigen wir unbewusst 
auch andere Menschen, ihr eigenes Licht scheinen zu lassen.
Wenn wir frei sind von unserer eigenen Furcht, wirkt unser eigenes Sein 
ganz von allein befreiend auf andere.

Nelson Mandela
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Diskussionsforum 1: 
Region Mozambique
Praktische Nächstenliebe 
hilft Frieden schaff en.

mit Dieter Wenderlein

Zusammenfassung: Klaus Mittlmeier

Die TeilnehmerInnen des Gespräches 
haben mit dem Referenten, Herrn 
Dieter Wenderlein, in einer fast 
persönlichen Unterhaltung die ge-
naueren Vorgänge, die Beweggründe 
und Handlungschancen bei den am 
Vorabend vorgestellten Friedensge-
sprächen für Mosambik erörtert.

Schwerpunkt der Diskussion war das 
Herangehen von Sant’Egidio an das 
Problem:

Dass Sant’Egidio zunächst ange-
treten ist, um humanitäre Hilfe zu 
leisten,

dass ihnen ihre friedensstiftende 
Aufgabe situationsbedingt zuge-
wachsen ist und wie ihnen am Ende 
die Überwindung des Bürgerkrieges 
durch zielstrebiges Vorgehen gelun-
gen ist.

Das Vorgehen von Sant’ Egidio 
zeigt folgende Aspekte:

Dienst an den Armen.

Verbundenheit mit Land und Leu-
ten, genaue Kenntnis der Situation.

Gerade die Armen brauchen den 
Frieden am nötigsten!

Dialog mit Allen: Einbeziehen von 
allen Parteien mit Macht, auch der 
„Bösen“.

Gewaltfreier Umgang mit „Anders-
denkenden“: Auch bei den „Bösen“ 
ist eine Entwicklung möglich!

Den Dialog durchhalten, in Ge-
duld, ohne Erwartung schneller 
Lösungen, ohne Druckmittel, aber 
mit großer Zielstrebigkeit und Pro-

•

•

•

•

•

•

fessionalität – und trotz weiterge-
hender Kämpfe und Massaker.

Ohne eigene Machtmittel verhan-
deln, und umso leichter als „fairer 
Makler“ akzeptiert werden.

Vielfalt von Aktionen und Ver-
handlungs-Initiativen: z.B. Post-
karten-Aktion, bei der die Be-
völkerung ihre Meinung zu den 
Waff enstillstands-Verhandlungen 
ausdrücken konnte.

Finanzielle und logistische Hilfe 
von Regierungen national und 
international angenommen.

Vertiefende Aspekte aus dem 
Gespräch:
Zur Art des Konfl iktes: Als die äu-
ßeren Störfaktoren entfallen waren, 
hat sich der bewaff nete Binnen-Kon-
fl ikt nicht von selbst aufgelöst. Er 
hatte sich verfestigt, war von außen 
her nicht mehr abhängig, aber von 
außen auch schlecht zu beeinfl us-
sen. Sant’Egidio war durch jahre-
lange Entwicklungshilfeprojekte zu 
einer inneren Kraft in Mosambik 
geworden, aber mit Verankerung in 
Italien. Beides war hilfreich für die 
Rolle als Vermittler. Diese ergab sich 
anfangs eher zufällig, wurde dann 
aber planvoll ausgefüllt.

Zur Rolle der Gerichte: Der Dialog 
zwischen 2 unbesiegten Gegnern 
verbot es, Tribunale oder Wahr-
heitskommissionen wie in Südafrika 
anzustreben. Man war zur Mei-
nung gekommen, dass der Versuch 
„Gerechtigkeit“ herzustellen, der 
Stabilisierung des Landes geschadet 
hätte. Es gab ein paar Gerichtsver-
fahren gegen Generäle. Aber ganz 

•

•

•

viel Unrecht wird wohl ungesühnt 
bleiben.

Eine Stabilisierung des Landes war 
wegen des enormen Friedenswillens 
der Menschen trotzdem möglich. 13 
Jahre Frieden haben zur weiteren 
Beruhigung beigetragen.

Zu der Rolle der Medien: Sie 
wurden erst spät informiert, da die 
Gespräche Vertrauensschutz benöti-
gten. Trotzdem haben die Medien in 
Portugal (ehemaliger Kolonialherr) 
und in Mosambik (Regierung der 
Befreiungsbewegung) teilweise den 
Dialogprozess gestört.

Die „Zeit des Vergessens“ der 
Schrecken des Krieges und der guten 
Vorsätze hat auch in Mosambik 
bereits wieder begonnen. Die Gesell-
schaft leidet darunter, dass Politiker 
vielfach nicht mehr als glaubwürdig 
empfunden werden, die Wahlbeteili-
gung sinkt drastisch. Was kann man 
da tun?

Die eine Antwort von Sant’ Egidio 
in Mosambik heißt:   Hilfe zum 
Leben. Dazu gehört auch die Be-
kämpfung des größten Übels: Aids. 
Viele Familien werden zerstört, was 
für die Gesellschaft ganz verheeren-
de Auswirkungen hat. Daher betreibt 
Sant’Egidio in Mosambik eine Ta-
gesklinik, in der auch HIV-positive 
Frauen medizinische Hilfe erhalten 
und entbinden können. Dort wurden 
von aidskranken Müttern bereits 
1500 gesunde Kinder entbunden. 
Dies ist ein wichtiger lokaler Beitrag 
für die Stabilisierung der Gesell-
schaft. Für solche Projekte bekommt 
Sant’ Egidio auch hierzulande Hilfe.
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Die andere Antwort ist die Pfl ege 
der Graswurzel-Arbeit: Der Respekt 
vor den Fähigkeiten aller Betrof-
fenen lässt diesen ihre Eigenverant-
wortung und hilft zur Entwicklung 
gemeinsamer, bürgerschaftlicher 
Verantwortlichkeit in Problemge-
bieten. Die Eigenkräfte der Gesell-
schaft können so aufgebaut werden. 
So sind heute bereits ca. 5000 bis 
6000 junge Leute eingebunden in 
die praktische Sorge für die Armen, 
Gefangenen und Kranken.

Und als drittes: Ein regelmäßiger 
Dialog der Religionen über die Lö-
sung konkreter Notsituationen und 
Konfl ikte wäre hilfreich, denn religi-
öse Unterschiede sind oft Grund für 
Gewalt, entfremden die Menschen. 
Alles dies sind Aspekte einer Präven-
tion gegen Gewalt durch den Aufbau 
einer funktionierenden, solida-

rischen Zivilgesellschaft.

„Was tun mit all dem haarsträuben-
den Unrecht um uns herum?“ – diese 
Frage kam aus dem Wissen um die 
vielfältigen Probleme Afrikas (z.B. 
die „Vitaminpräparate gegen Aids“ 
des Dr. Rath in Südafrika!).

Aus Sicht von Sant’ Egidio fordert 
uns dies zu aller erst dazu heraus, 
bei uns selbst anzufangen und ein 
konstruktives Verhalten zu entwi-
ckeln. Schimpfen und bekämpfen 
bringt nicht weiter.

Erst mal versuchen, Afrika zu verste-
hen und ohne viel Ideologie Wissen 
aufzubauen.

Zweitens gibt es gute Projekte, 
für die wir uns einsetzen können. 
Die Botschaft soll sein: Wir mögen 
Afrika, wir lieben den Frieden, wir 

setzen uns ein für Gerechtigkeit und 
wir haben gute Ideen, auch ein kon-
kretes, gutes Projekt. 

Also: Einen großen Traum haben, 
aber realistisch bleiben! Natürlich 
sind dazu z.B. Geldspenden not-
wendig, aber es geht um mehr: Den 
Leuten Hoff nung geben! „Es gibt di-
ese Probleme, aber wir stehen ihnen 
nicht machtlos gegenüber!“ Wichtig 
ist, den Menschen das Gefühl zu 
geben, dass jeder was Gutes beitra-
gen kann. Ob das der Kampf für die 
Menschenrechte ist, oder der Kampf 
gegen Hunger oder für eine bessere 
Bildung, oder der Kampf gegen HIV. 
Das sind alles Bausteine für den 
Frieden.

Um für diese Arbeit zu interessieren, 
gibt es einen guten Weg: Konkrete 
Hoff nung verbreiten!

Diskussionsforum 2: 
Region Kaukasus
mit Roswitha Jarman

Zusammenfassung: Sabine Hahn

Es war Roswitha Jarman ein Anlie-
gen den Teilnehmenden einen Ein-
blick in Ihre Arbeitsweise zu geben. 
Sie begann deshalb zunächst mit 
einem Workshop, der ihre Arbeits-
weise ansatzweise erfahrbar machte. 
Danach war Zeit für Fragen zum 
Vortrag am Vorabend, aber auch 
zu Fragen, die die Einzelnen in die 
Runde mitgebracht hatten.

Mechthild Schreiber hat Roswitha 
Jarman vorgestellt. Roswithas Mo-
tivation für die Arbeit in Russland 
und im Kaukasus resultiert aus dem 
Bewusstsein der deutschen Kriegs-
schuld: ihr Vater war als Soldat an 
der Ostfront. Ihre Eltern sind am 
Ende des 2. Weltkriegs aus Pommern 
gefl ohen.

Friedensarbeit ist für sie eine 

Herzensangelegenheit. Sie betonte 
noch einmal, dass Friedensarbeit 
aus freiem Herzen geschehen sollte, 
absichtsfrei und ebenso wenig 
– überspitzt formuliert – aus schlech-
tem Gewissen wie aus dem Wunsch, 
die Welt zu retten. Erst dann haben 
Friedensarbeiter die innere Freiheit 
und damit die Chance, vorbehaltlos 
auf die Menschen zuzugehen, egal 
welcher Konfl iktpartei sie angehö-
ren. Der Schwerpunkt ihrer Arbeit 
liegt im Zuhören ohne Kommentar, 
ohne Wertung, ohne Verurteilung.

Übung im Zuhören
Die Teilnehmenden haben sich je zu 
zweit (Person A / Person B) zusam-
mengetan. Jeweils eine der beiden 
Personen hatte dann die Möglich-
keit, ca. drei Minuten lang aktives 
Zuhören zu üben.

Vorgabe war: A ist wichtig, A 
spricht. Der, der spricht, soll sich in 
seine Gedanken, Gefühle ungestört 
vertiefen können.

Person B sollte beim Zuhören auf 
sich achten: Wie geht es mir beim 
Zuhören in dieser speziellen Situa-
tion?

Die konkrete Frage bezog sich auf 
den vorhergegangenen Abend: Was 
beschäftigt mich noch, worüber 
möchte ich mehr wissen? Nach drei 
Minuten wechselten A und B die 
Rollen.

(Aus meiner Erfahrung mit diesem klei-
nen Projekt „Zuhören“ kann ich sagen, 
dass erstaunlich viel Raum war in den 
drei Minuten für Refl exion über das 
am Vorabend Gehörte und die erlebten 
Gefühle, einfach dadurch, dass eine/r 
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zuhörte, die/der nicht kommentierte, 
nicht argumentierte, nicht unterbrach.)

Roswitha Jarmans psycholo-
gischer Arbeitsansatz für die 
Trauma-Arbeit
Es folgte die Arbeit mit den Fra-
gen und Gefühlen, die nach den 
Gesprächen im Raum standen. 
Roswitha Jarman machte damit 
ihren psychologischen Zugang 
deutlich: Ein zentraler Punkt war die 
Aggression und was sich hinter ihr 
verbirgt.

Die immer wieder gestellte Frage, 
was man in konkreten Gewaltsitua-
tionen tun kann, kam von verschie-
denen Teilnehmenden. Da war auch 
die konkrete Erfahrung eines Teil-
nehmers, der in eine gewalttätige 
Auseinandersetzung einer Gruppe 
mit einem Einzelnen geraten war.

Roswitha Jarman stellte eine Schlan-

ge aus Personen auf. Die erste Per-
son stellte Aggression dar, dahinter 
reihte sich, was den Teilnehmenden 
einfi el, was hinter der Aggression 
stecken könnte: Angst, Verunsiche-
rung, mangelndes Selbstwertgefühl, 
die Überzeugung, nichts wert zu 
sein, etc. Der personifi zierten Ag-
gression stand eine Person gegenü-
ber, die off en, ohne Angst zu zeigen, 
zugewandt und freundlich lächelnd 
da stand. Bei diesem Gegenüber fi el 
es der „Aggression“ schwer, den 
emotionalen Zustand „ich will an-
greifen, weh tun, zerstören“ aufrecht 
zu erhalten, die Energie verfl og.

Die zweite akute Frage an dem Tag 
war: wie können wir mit der Gewalt-
bereitschaft, die vom „Internationa-
len Block“ ausgeht, umgehen. 

Roswitha Jarman sagt ganz klar, 
dass es hierauf keine Antwort gibt, 
Selbstverteidigung und Flucht, das 

heißt Sorge für das eigene Leben 
und die eigene Gesundheit sind 
Pfl icht. Eine Gruppe kann nur 
aufgebrochen werden, wenn man 
die Möglichkeit hat, die einzelnen 
Personen in den Blick zu nehmen, 
sich um sie zu kümmern, wenn er 
oder sie (sich) nicht in der Masse 
(ver)steckt. Die eigene Haltung sollte 
sein, auch im „Block“ den/die Ein-
zelne/n zu sehen mit seinen/ihren 
Ängsten und Defi ziten.

Im Anschluss war Gelegenheit, 
Fragen zur konkreten Arbeit von 
Roswitha Jarman in Ossetien, Ingu-
schetien und Tschetschenien zu stel-
len. Mit verschiedenen Beispielen, 
die sie z. T. auch in ihrem Vortrag 
genannt hat, gelang es ihr, uns einen 
Einblick zu geben in den Kulturraum 
Kaukasus, und ihre tiefe Sympathie 
für die Menschen dort deutlich zu 
machen.

Diskussionsforum 3: 
Region Kongo/Angola
mit Emanuel Matondo

Zusammenfassung: Johanna Pfeff er

Emanuel Matondo ist vor 17 Jahren 
aus Angola gefl ohen, da ihm damals 
die Zwangsrekrutierung drohte. Er 
ist Mitbegründer der antimilitaristi-
schen Menschenrechtsinitiative An-
golas und aktives Mitglied des Rates 
der „War Resisters` International“. 
Er arbeitet als freier Journalist und 
setzt sich für ein umfassendes Recht 
auf Kriegsdienstverweigerung ein.

In Zaire habe sich in den 70ern als 
Gegenpol zur militaristischen Politik 
Mobutus eine Zivilgesellschaft for-
miert, die seit Jahren für die Einhal-
tung von Menschenrechten und für 
einen „afrikanischen“ Dialog eintrat. 
Der pazifi stische Ansatz der Zivil-
gesellschaft sei von den Industrie-
nationen nicht unterstützt worden. 
Westliche Unterstützung habe viel-

mehr die mit Waff engewalt agieren-
de Rebellenbewegung, die 1997 den 
neuen Diktator Laurent Kabila an die 
Macht brachte, erhalten. Kabila habe 
nach seiner Machtübernahme alle 
Oppositionsparteien verboten und 
sei mit harten Repressionen gegen 
die Zivilgesellschaft vorgegangen.

Erstmals im Jahr 2002 - nach der 
Ermordung Kabilas 2001 - sei die Zi-
vilgesellschaft in Friedensgespräche 
miteinbezogen worden. Zuvor hätten 
aber etwa 4 Millionen Kongolesen 
in dem seit 1998 geführten Krieg 
zwischen den kongolesischen Regie-
rungstruppen und ihren Verbünde-
ten (Angola, Simbabwe und Nami-
bia) einerseits und den von Burundi, 
Ruanda und Uganda unterstützten 
Rebellenbewegungen auf der ande-
ren Seite ihr Leben verloren.

Dieser seit 2002 geführte Dialog 
habe inzwischen zu einer Übergangs-
phase geführt, in der freie Wahlen in 
Aussicht gestellt worden seien. Bis 
dato sei der Wahltermin jährlich um 
ein Jahr verschoben worden - ak-
tuell sind Wahlen für den 25.03.06 
anberaumt.

Ziviles Engagement
Als Beispiel für die Vorgehensweise 
der Zivilgesellschaft beschrieb Ma-
tondo eine Aktion vom 03.12.2004. 
Damals habe Ruanda mit der Be-
setzung einer Provinz gedroht und 
diese schon begonnen, als tausende 
von Frauen mit Fanfaren und Gesän-
gen auf die Straße gegangen und in 
einem großen Marsch bis zur Grenze 
von Ruanda gezogen seien mit der 
Forderung, die Besatzungstruppen 
sofort abzuziehen.
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Diese Aktion habe international 
Aufmerksamkeit erregt. Ruanda 
stehe seither unter internationa-
ler Beobachtung. Schweden habe 
Entwicklungshilfegelder für Ruanda 
ausgesetzt.

In Angola habe die Zivilgesellschaft 
bemerkenswerte Erfolge durch den 
Aufruf zur massenhaften Kriegs-
dienstverweigerung erzielt. Die 
Weigerung der Bevölkerung, sich für 
Kriege „missbrauchen“ zu lassen, ist 
nach Matondo das eff ektivste Mittel, 
dem Krieg den Boden zu entziehen.

Einfl uß von Außen
In Angola sei der seit 1975 mit 
Unterbrechungen geführte Bürger-
krieg zwischen Regierungstruppen 
und der Rebellenbewegung Unita 
1998 erneut aufgefl ammt. Der Bür-
gerkrieg  sei jahrelang von außen 
angeheizt worden, da es letztlich 
um die Ausbeutung der Öl- und 
Diamantenvorkommen des Landes 
gehe. Die rechtsgerichtete Unita sei 
von den USA unterstützt worden, die 
linksgerichtete MPLA von Russland, 
Kuba und China. Die Erdölvorkom-
men Angolas seien in texanischer 
Hand. Es bestünden also einerseits 
geschäftliche Beziehungen zwischen 
der linksgerichteten Regierung und 
den Amerikanern wegen des Öls. 
Andererseits unterstützen die USA 
die Rebellen, die die Regierungspar-
tei bekämpften. Auf Regierungsseite 
kämpften kubanische Soldaten gegen 
die Rebellen und damit auch für den 
Schutz der Ölförderung durch die 
amerikanische Firma Chevron.

Die angolanische Regierung habe 
jedes Jahr im Januar einen Einberu-
fungserlass verfügt, der alle kriegsfä-
higen Männer aufrief, sich registrie-
ren zu lassen.

Wer registriert war, sei dann auch 
einberufen worden; wer sich nicht 
habe registrieren lassen, sei sozial 
ausgegrenzt, indem er z.B. keine Stu-
dienbescheinigung erhalten könnte 
ohne Registrierungsnachweis, keine 
Möglichkeit auf einen guten Arbeits-
platz hätte und kaum eine Möglich-
keit hätte, eine Ausreisegenehmi-
gung aus dem Land zu erhalten.

Wurde die jährlich „erforderliche“ 
Rekrutenregistrierung zahlenmäßig 
nicht erreicht, so habe die Regie-
rung ein Dekret zur Zwangsrekru-
tierung erlassen. Um wehrfähige, 
nicht registrierte Männer ausfi ndig 
zu machen, seien Straßensperren 
errichtet und Hausdurchsuchungen 
durchgeführt worden, wobei oftmals 
ganze Stadtviertel zuvor abgeriegelt 
worden seien. Es habe Kontrollen 
an Flughäfen und Bahnhöfen etc. 
gegeben.

Kriegsdienstverweigerung
Viele auf diese Weise ausfi ndig 
gemachte nicht registrierte Män-
ner, die versucht hätten, sich der 
Zwangsrekrutierung durch Flucht zu 
entziehen, seien auf off ener Straße 
erschossen worden.

Seit 1999 sei von der Zivilgesell-
schaft gezielt über Zeitungen und 
- der katholischen Kirche nahe ste-
hende - Radiosender zur Verweige-
rung des Militärdienstes aufgerufen 
worden. Die Aufrufe waren begleitet 
von Berichten über Kriegsverbre-
chen. Die Bevölkerung sei über ge-
schehene Zwangsumsiedelungen und 
Deportationen aufgeklärt worden.

Bereits in 1999 hätten die Informati-
on der Bevölkerung und die Aufrufe 
zur Kriegsdienstverweigerung dazu 
geführt, dass die Rekrutierungsquo-
te nicht erreicht worden und die 
Regierungstruppen in Bedrängnis 
gekommen sei. Die Regierung habe 
mit verstärktem Druck u. a. auf die 
Presse reagiert; es sei Journalisten 
wegen „Beleidigung des Militärs“ 
und/oder wegen Landesverrats der 
Prozess gemacht worden. Weiter 
sei ein Dekret an die Botschaften 
und diplomatischen Vertretungen 
Angolas ergangen, welches eine 
weitergehende Kooperation mit po-
tentiellen Asylstaaten verlangte - um 
zu erreichen, dass dort abgelehnte 
Asylbewerber nach Angola abge-
schoben würden. Da Desertion nach 
wie vor kein anerkannter Asylgrund 
sei, habe  dieses Dekret zu verstärk-
ten Rückschiebungen nach Angola 
geführt und dazu, dass viele der ab-
geschobenen in „geheimen Gefäng-
nissen“ verschwunden seien.

Aus diesen Maßnahmen der Regie-
rung habe man aber ablesen können, 
dass die Regierung durch die Kriegs-
dienstverweigerungswelle in ernster 
Bedrängnis war, wenn sie darauf 
angewiesen war, ihr „Kanonenfut-
ter“ unter denen zu suchen, die aus 
dem Land gefl üchtet waren.

Trotz verschärfter Repressionen 
sei die Antirekrutierungskampagne 
verstärkt worden und habe dazu 
geführt, dass sich im Jahr 2000 nur 
noch 20% der kriegsfähigen Männer 
registrieren ließen.

Als daraufhin die Zwangsrekrutie-
rung begann, sei vehementer zi-
viler Widerstand geleistet worden. 
Beispielsweise habe es Aktionen von 
Müttern gegeben, die sich in Scharen 
vor den „Rekrutierern“ aufgestellt 
und sich als Ausdruck ihres Wider-
standes vor ihnen entblößt hätten.

Diese Form des Protestes bzw. der 
„Gefahrabwehr“ gehe auf einen in 
der angolanischen Tradition verwur-
zelten Glauben an die Wirksamkeit 
des „Verfl uchens“ zurück und werde 
dort von jedermann verstanden: 
Wenn eine Mutter sich bzw. ihr Kind 
bedroht fühle und sich vor dem 
Angreifer entblößt und diesen „ver-
fl ucht“, könne  die Gefahr - so die 
traditionelle Überzeugung - abge-
wendet werden.

Tatsächlich seien diese Aktionen 
wirksam gewesen. Die Zwangsrekru-
tierungen seien vielerorts eingestellt 
worden. Allerdings seien die Frauen 
z. T. brutal verprügelt worden.

Zivilgesellschaftlicher Wider-
stand
Letztlich habe der zivile Widerstand 
gegen den Militärdienst zu einer 
Schwächung des Militärs geführt 
und damit die Regierung zu ver-
stärkter Gesprächsbereitschaft ge-
zwungen. Nach der Ermordung des 
Unita-Chefs sei ab 2001 zwischen 
Unita und der Regierung verhandelt 
worden. Als Vermittler hätten kirch-
liche Kreise und Abgesandte meh-
rerer europäischer Länder fungiert. 
Die Zivilgesellschaft, die auch von 
der UNO als politische Kraft bis dato 
nicht anerkannt sei, sei nicht mitein-
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bezogen worden.

Im April 2002 sei es zu einem Waf-
fenstillstandsabkommen zwischen 
Unita und Regierung gekommen; 
die rechtsgerichtete Unita sei an 
der Regierung beteiligt; ein „Demo-
kratisierungsprozess“ habe nicht 
stattgefunden und die Menschen des 
Landes seien letztlich nicht in das 
Geschehen miteinbezogen worden.

Dieser „Friedensschluss“ habe zu 
einer Spaltung innerhalb der Zivilge-
sellschaft geführt. Ein Teil habe den 
Widerstand aufgegeben, nachdem 
Waff enruhe eingekehrt ist. Ein Teil 
der Zivilgesellschaft kämpfe weiter 
mit zivilen Mitteln gegen die Armut 
und Ausbeutung der Bevölkerung 
und für ein Angola der Bürger. Der 

noch aktive Teil der Zivilgesellschaft 
wolle den  Zustand, dass die Erdöl-
vorkommen und die Diamantenvor-
kommen weiterhin an der Bevölke-
rung vorbei verschachert werden, 
während 70% der Bevölkerung unter 
der Armutsgrenze leben, nicht hin-
nehmen.

Insbesondere in der Erdölregion Ca-
binda, in der auf 300.000 Einwohner 
40.000 Soldaten und 5000 Elitesol-
daten kämen, fänden immer größer 
werdende Demonstrationen mit bis 
zu 60000 Teilnehmern statt.

In den Jahren 2004 und 2005 hätten 
mehrere Streiks der Arbeiter der Fa. 
Chevron stattgefunden. Im Anschluss 
an die Streiks habe Chevron zahl-
reiche Gewerkschaftsmitglieder 

entlassen.

Am 29.01.2006 seien zahlreiche 
Aktivisten unter Hausarrest gestellt 
worden, um eine angekündigte 
Demonstration zu verhindern. Die 
Demonstration habe trotzdem statt-
gefunden. Dabei sei eine schwangere 
Frau ermordet worden.

Die Zivilgesellschaft Angolas werde 
weiterhin mit zivilen Mitteln für den 
Abbau des Militärs (zur Zeit seien 
45% der Staatsausgaben Militäraus-
gaben), für eine Beteiligung der Be-
völkerung am Rohstoff reichtum des 
Landes und für einen dauerhaften 
und selbst organisierten Frieden in 
Angola eintreten, da sie trotz allem 
an die Veränderbarkeit der Dinge 
glaube.

Workshop 2: 
Friedensarbeit praktisch: 
die Kampagne „Schritte zur Abrüstung“
mit Thomas Rödl
„Schritte zur Abrüstung“ ist eine 
Kampagne mit dem Ziel, tatsächliche 
Abrüstungsschritte durchzusetzen. 
Diese Forderungen sind formuliert 
im zentralen Text der Kampagne:

Krieg darf kein Mittel der Politik 
sein. Krieg ist die falsche Antwort auf 
Terrorismus und andere Bedrohungen. 
Militärische Mittel lösen keine Pro-
bleme. Wir wollen die Bearbeitung und 
Lösung von Konfl ikten mit gewaltfreien 
und zivilen Mitteln.

Daher fordern wir Schritte zur Ab-
rüstung:

Keine Auslandseinsätze der Bun-
deswehr

Eine deutliche Verkleinerung der 
Bundeswehr und die Abschaff ung 
der Wehrpfl icht

Abzug aller Atomwaff en aus der 
BRD

Kürzung der Rüstungsausgaben um 
mindestens 5% jährlich

•

•

•

•

Keine Rüstungsexporte

Förderung ziviler Konfl iktbearbei-
tung und der Friedensforschung 
mit 500 Mio. Euro jährlich

Entmilitarisierung der Europä-
ischen Union

Die Verwirklichung jeder einzelnen 
Forderung wäre ein richtiger Schritt 
in Richtung Abrüstung.

Ausgangslage
Die politische Ausgangslage für 
diese Kampagne war einerseits: 
Die Friedensbewegung in den 90er 
Jahren war bedeutungslos - sie hat 
auf aktuelle Kriege und Entwick-
lungen reagiert. Die Erfahrung war 
andererseits: Die radikale Forderung 
„Bundeswehr Abschaff en“ fi ndet in 
der Friedensbewegung keine breite 
Zustimmung. Die Frage war für uns: 
Wie kann die Friedensbewegung 
Abrüstung als Kerngedanke einer 
wirklichen Friedenspolitik durchset-
zen?

•

•

•

Zunächst einmal muss deutlich ge-
macht werden, dass viele Menschen 
dieser Friedenspolitik bereits zustim-
men. Ihre Zustimmung zum Aus-
druck bringen können sie z.B. durch 
unterschreiben des Forderungska-
taloges auf einer Unterschriftenliste 
oder durch Unterstützungserklärung 
auf der Homepage. Dazu muss die 
Kampagne erst einmal bekannt ge-
macht werden.

Ersten Phase einer Kampagne 
Durch viele UnterstützerInnen 
müssen im Lauf der Zeit Mittel mo-
bilisiert und Strukturen aufgebaut 
werden, die unsere Möglichkeiten 
verbessern, auf die öff entliche 
Meinung Einfl uss zu nehmen, in die 
Massenmedien zu gelangen und wei-
tere UnterstützerInnen zu gewinnen.
Die mittelfristige Perspektive ist 
dann, mit Hilfe vieler neuer Un-
terstützerInnen auch größere und 
öff entlichkeitswirksame Aktionen 
durchzuführen, wobei an das ge-



FK 2006 - 33

samte Spektrum herkömmlicher und 
ggf. neuer gewaltfreier Aktionen 
gedacht werden kann. Aber das ist 
Zukunftsmusik. - Wir konzentrieren 
uns derzeit auf die erste Phase.

Für die Gestaltung einer Kampagne 
brauchen wir viele Elemente:

Inhaltliche Elemente, das Bündel 
politischer Forderungen, der Text 
der unsere Ziele beschreibt - wie 
oben erwähnt.

Ein Schlagwort, eine Parole, oder 
Slogan, eben „Schritte zur Abrüs-
tung“

Dazu gehört ein bestimmtes 
Erscheinungsbild der Kampagne, 
z.B. das Logo der Kampagne, das 
in allen Veröff entlichungen und 
auf allen gedruckten Informations- 
und Aktionsmaterialien erscheint. 

Wir brauchen eine zentrale Ge-
schäftsstelle, die Informations- und 
Aktionsmaterialien verschickt; 
einen virtuellen Ort im Internet, 
die Homepage www.schritte-zur-
abruestung.de, wo alle Informati-
onen verfügbar und abrufbar sind, 
die Unterstützung der Forderungen 
erklärt, ein Newsletter abonniert 
und Materialien bestellt werden 
können.

Und wir brauchen natürlich die In-
frastruktur, Geld und Personal, um 
eine zentrale Geschäftsstelle be-
treiben, die Homepage entwickeln 
und Aktionsmaterialien erstellen 
zu können.

Das wichtigste aber: Menschen 
die uns unterstützen. Die über die 
nötige Kombination von Idealis-
mus, Optimismus, Freizeit und ein 
bisschen Geld verfügen.

Was wir weiterhin brauchen, 
sind gute Ideen für Aktionen, um 
unsere Kampagne bekannt zu 
machen. Es war von vorneherein 
klar, dass wir mit den wenigen 
aktiven Menschen, die derzeit bei 
uns mitmachen, in kurzer Zeit 
keine Zehntausende Unterschriften 
sammeln werden.

So greifen wir ein einzelnes Thema 
aus dem Forderungskatalog heraus, 

•

•

•

•

•

•

•

machen Aktionen für eine Forderung 
und damit gleichzeitig das gesamte 
Paket und die Kampagne bekannt.

Dieses Schwerpunktthema war in 
den letzten Jahren die Forderung: 
„Rüstungshaushalt Senken!“
Über das Schwerpunktthema 
„Rüstungshaushalt Senken“ wurde 
dann mit einer Videodokumentation 
(DVD, 15 Minuten) informiert, die 
neben dem Bericht über eine Akti-
on am Berliner Reichstagsgebäude 
Interviews mit Eugen Drewermann, 
Horst Schmitthenner, Jürgen Gräss-
lin, Gesine Lötsch und Thomas Rödl 
enthielt.

Bilanz, Ausblick, Vorschau
Ein weiteres Beispiel für Methoden, 
die Kampagne bekannt zu machen: 
Wir schalten aus aktuellem Anlass 
eine Anzeige in Zeitungen, verknüp-
fen den Anlass mit den Forderungen 
unserer Kampagne.

Zum 8. Mai 2005 - 60. Jahrestag der 
Befreiung vom Nationalsozialismus 
und Kriegsende in Europa - haben 
wir eine Anzeige in der Frankfurter 
Rundschau, im Neuen Deutschland 
und in der TAZ geschaltet. Motto: 
Kriege ächten - zivil handeln - abrüs-
ten! Für diese Anzeigenserie konnten 
wir über 360 UnterstützerInnen und 
ca. 8900 € an Spenden einwerben. 
Die gesamte Leserschaft der aufge-
führten Zeitungen beträgt 400 000 

Menschen (nach Angaben der Medi-
endienste).

Beim Deutschen Evangelischen 
Kirchentag im Mai 2005 in Hanno-
ver haben etwa ein Dutzend Aktive 
der DFG-VK 3400 Unterschriften für 
eine Resolution des Kirchentages ge-
sammelt. Die Forderung der Resolu-
tion war „Rüstungshaushalt jährlich 
um mindestens 5% senken“. Wie in 
dieser Resolution vorgesehen, hat 
die Leitung des Kirchentages einen 
Brief an den damaligen Bundestags-
präsident Thierse geschickt.

Daran können wir anknüpfen, wenn 
wir voraussichtlich im Mai während 
der Beratungen des Bundeshaus-
haltes wieder mit der Forderung 
„Rüstungshaushalt senken“ an die 
Öff entlichkeit gehen wollen.

In den Jahren 2005 und 2006 haben 
wir ca. 300 000 Karten bundesweit 
Zeitschriften beigelegt bzw. verteilt. 
Die Postkarten sollen ein Element ei-
ner öff entlichen Aktion im Mai 2006 
in Berlin werden - damit soll sicht-
bar werden, dass viele Menschen die 
Aktion unterstützen.

Ausblick für 2006: Die Friedensfahr-
radtour zu Standorten von Militär 
und Rüstungsindustrie ist eine 
weitere Form, „Schritte zur Abrüs-
tung“ bekannt zu machen. Wir for-
dern einerseits von Parlament und 
Regierung, den Rüstungshaushalt 
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zu senken, wir suchen andererseits 
das Gespräch mit Menschen, die 
scheinbar von Rüstung und Militär 
leben. Wir sprechen dabei auch 
Themen an wie Rüstungsexporte und 
Atomwaff en. Wir haben im Sommer 
2005 z.B. einen Bombenabwurfplatz 
besucht (Siegenburg), an dem auch 
der Abwurf von Atombomben geübt 
wird; oder eine Produktionsstätte 
von Raketen und Lenkwaff en (bei 
Schrobenhausen), wo der Marsch-
fl ugkörper „Taurus“ hergestellt wird, 
der möglicherweise Atomar bestückt 
werden kann.

Die Friedensfahrradtour 2006 wird 
uns von den EADS - Standorten 
in München über Friedrichshafen, 
ebenfalls EADS, und Oberndorf 
(Heckler und Koch) nach Ludwigs-
burg führen. Dort treff en wir uns mit 

der pace-makers-Fahrradtour, die 
für die Abschaff ung der Atomwaff en 
wirbt.

Unter dem Titel „Friedensarbeit 
praktisch“ haben wir jetzt von vielen 
Aktionen erzählt, das Konzept tritt 
dabei scheinbar in den Hintergrund. 
Mit den eingangs genannten Ele-
menten werden die einzelnen Akti-
onen verknüpft. Parallel zu diesen 
Aktionen diskutieren wir auch das 
Konzept weiter - es ist nicht statisch, 
sondern in Entwicklung.

Schwerpunkte der Diskussion im 
Rahmen des Workshops:

Ausgangslage für die Friedensbe-
wegung der 80er Jahre

Bedingungen und Chancen für 
soziale Bewegungen allgemein

•

•

Möglichkeiten gewaltfreier Akti-
onen im Rahmen der Friedensbe-
wegung

Einzelne Elemente der Kampagne, 
wie z.B. Gestaltung der Homepage, 
Entwicklung von Werbemateri-
alien.

Aus dem Workshop entstand eine 
kleine Arbeitsgruppe, die sich seither 
dreimal getroff en hat und derzeit 
neue Werbematerialien für die 
Kampagne entwickelt. Kontakt über: 
muenchen@dfg-vk.de.

Aktuelle Infos zur Kampagne, u.a. 
über die Friedensfahrradtour 2006: 
www.schritte-zur-abruestung.de.

•

•

Workshop 3: 
Chancen für einen Friedensprozess in 
Tschetschenien
mit Imran Escheev
Vortrag von Imran Escheev, Leiter 
der Gesellschaft für russisch-tschet-
schenische Freundschaft in Grosny

„Die Menschen sterben wie die 
Fliegen, weil sie den Druck nicht 
mehr aushalten“
Krieg und Umweltzerstörung in 
Tschetschenien, so lautete der Titel 
einer Veranstaltung im Rahmen der 
Aktivitäten der Friedensbewegung 
gegen die NATO-Sicherheitskonfe-
renz in München am vergangenen 
Wochenende. Dazu sprach Imran 
Escheev, ein tschetschenischer Men-
schenrechtler, der bereits 18 Mal in 
seiner Heimat festgenommen, ver-
haftet und schwer gefoltert wurde. 
Letztes Jahr konnte sein Leben durch 
eine breite Kampagne von Amnesty 
International gerettet werden und er 
aus einem der berüchtigten Erdlö-

cher herausgeholt werden - zurzeit 
befi ndet er sich auf Einladung von 
Amnesty International in Düsseldorf 
und wird dort von ihnen betreut.

„Tschetschenien ist heute wie eine 
Konservenbüchse“, mit diesen 
Worten eröff nete Imran Escheev die 
Veranstaltung, „keiner bekommt 
überhaupt noch etwas mit von drau-
ßen, was dort passiert. Menschen, 
die versuchen, mit Informationen 
über die Lage an die Öff entlichkeit 
zu gelangen, werden verfolgt, gefan-
gen genommen und inhaftiert. Dabei 
geht es doch nur darum, das rus-
sische Recht, die Verfassung durch-
zusetzen - aber das wird verwehrt.“

Bezeichnend ist der aktuelle Vor-
stoß von der russischen Regierung, 
die Gesetze für die Arbeit von 
Nichtregierungsorganisationen zu 

verschärfen und sie damit verbieten 
zu können. In Inguschetien wurde 
bereits der deutschen Hilfsorgani-
sation „Help“ die weitere Arbeits-
möglichkeit verweigert und auch die 
Organisation, in der Imran Escheev 
arbeitet, ist vom Verbot bedroht. 
„Offi  ziell jedoch arbeiten in Tschet-
schenien 418 Hilfsorganisationen 
und Nichtregierungsorganisationen,  
jedoch die meisten sind nur auf dem 
Papier. Diese werden dann immer 
aufgeführt, wenn offi  zielle Delegati-
onen oder Menschenrechtsbeauftrag-
te wie Jil Robles nach Tschetsche-
nien kommen. Ihnen wird gesagt: 
„Seht, wir sind interessiert an einer 
gesellschaftlichen Arbeit. Diejeni-
gen jedoch, die sich wirklich mit 
gesellschaftlichen und menschlichen 
Angelegenheiten auseinandersetzen 
und aktiv sind, sind stets Repressa-
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lien ausgesetzt.“

Wie dramatisch die Lage tatsächlich 
ist, schilderte Imran Escheev an 
einigen Fakten.

60 % der männlichen Bevölkerung 
seien mittlerweile ausgerottet wor-
den - und nicht nur das ist eines der 
Resultate des andauernden Krieges. 
„Die Menschen sterben wie die Flie-
gen“, sagte Imran Eschejew, „viele 
sterben einfach, weil sie den Druck 
nicht mehr aushalten“.

Hinzu kommt der schleichende 
Tod, der nicht von Granatsplittern 
oder Herzversagen herkommt: der 
Tod durch die enorme radioaktive 
Verschmutzung und der sich ab-
zeichnenden ökologischen Katas-
trophe. Am 16. 12. 2005 meldete 
überraschend selbst die dpa, dass in 
Tschetschenien eine starke radio-
aktive Strahlung entdeckt wurde- 
58.000-fach stärker als der zulässige 
Höchstwert. Die Ursachen dieser Ra-
dioaktivität, so Escheev, liegt u.a. in 
radioaktiven Endlagern, die im zwei-
ten Tschetschenienkrieg bombardiert 
wurden. „Wir fragten uns schon 
immer in der Zeit vor dem Krieg, 
was das für Materialien sind, die sie 
nach Tschetschenien brachten.“ Der 
ganze radioaktive Müll wurde prak-
tisch einfach nach Tschetschenien 
gekarrt:  930 Kubikmeter lagen z.B. 
in einem der Kombinate in einem 
Industriebezirk in Grosny. Durch die 
Bombenangriff e strömte das alles 
aus. Kaum einer der Zivilisten wuss-
te über diese Gefahren Bescheid und 
so ist u. a. auch zu befürchten, dass 
z.B. hochverstrahlte herumliegende 
Baumaterialien einfach weiterver-
wendet wurden.

Das Resultat dieser Katastrophe 
wertete vor kurzem ein Professor auf 
dem Umweltgebiet im onkologischen 
Institut in Rostow-am-Don aus und 
vermittelte schreckliche Zahlen. Im-
ran Escheev hat mit ihm gesprochen 
und war in dieser Zone. Vor drei 
Monaten wurden Zahlen genannt, 
welche 32 % des gesamten Gebiets 
in Tschetschenien als verseucht 
bezeichneten, die neuesten Zahlen 
des Professors sind schon bei 43 %. 
Über 36 % der Zivilbevölkerung ha-

ben den TBC-Virus im Körper. Jedes 
zweite junge Mädchen ist an der 
Schilddrüse erkrankt, d.h. die akute 
Gefahr einer Kropfbildung droht. 
Sie ist ein Ausdruck der Zerstörung 
des Immunsystems: die Schilddrüsen 
sind vergiftet.

Vor kurzem wurden auch in einer 
ehemaligen Kurortszone radioaktive 
Abfälle gefunden und man kann 
davon ausgehen, dass es noch viel 
mehr Stätten gibt, wo solche Funde 
zum Vorschein kommen.

Des Weiteren wurden Fakten ge-
nannt, wie z.B. der Vorfall vor 
kurzem in einer Schule in Grosny. 
Über 100 Mädchen sind bis heute in 
einem Krankenhaus. Vor wenigen 
Wochen wurden sie mit Brechreiz, 
Atemnot, Vergiftungserscheinungen 
aus der Schule in die ärztliche 
Betreuung gegeben. Man sprach in 
Tschetschenien davon, es seien auf 
der Mädchentoilette Kapseln mit 
einem Nervenkampfstoff  gefunden 
worden. Die betroff enen Mädchen 
werden ihr Leben lang Schäden da-
von haben - und es ist zu befürchten, 
dass ihre Fähigkeit, selbst einmal 
Kinder zu gebären, zerstört wurde. 
Keine internationale Organisation 
ist da, die diese Vorfälle verfolgt 
und untersucht. Man erfährt keine 
Diagnose, bis heute werden die Mäd-
chen völlig abgeschirmt.

„Tschetschenien gleicht einem 
riesengroßen Friedhof“, so Imran 
Escheev, „ganze Stadtviertel sind 
verschwunden, stattdessen gibt es 
überall Friedhöfe und ständig neue 
Beerdigungen“. Leute sterben wäh-
rend des Schlafes, es tauchen Haut-
krankheiten auf, die keiner kennt. 
80 % des Wassers in Tschetschenien 
ist überhaupt nicht genießbar. 50 
% der Geburten aus der letzten Zeit 
waren Totgeburten. Kinder, die zur 
Welt kommen, haben physische 
Deformierungen wie die sog. Hasen-
scharte oder den Wolfsrachen oder 
haben nur ein Bein, ein Auge, einen 
riesigen Kopf mit einem winzigen 
Körper so groß wie ein Finger. Um 
all diese Probleme zu lösen, muss 
dringend die Umwelt analysiert 
werden.

„All das, was Russland anführt als 
Problem mit Terrorismus ist mir völ-
lig unklar“, so Escheev. „Wie viele 
Menschen müssen denn noch sterben 
oder umgebracht werden, damit 
internationale Gremien sich dieser 
Situation annehmen? Alles wird 
völlig zugedeckt“ - und  „man muss 
heutzutage einen bürgerlichen Mut 
besitzen, Gefühle der reinsten Seele 
haben, um etwas zu tun“.

Imran Escheev berichtete, von seiner 
Organisation seien zwei Mitarbeiter 
bis heute einfach verschwunden, 32 
seiner Familienangehörigen seien 
tot, er selbst wurde nicht nur selbst 
Opfer schwerer Folterungen. Mit 
leiser Stimme berichtete er - fügte 
hinzu, dass er das eigentlich gar 
nicht erzählen möchte, so furchtbar 
ist dies - wie er Zeuge im russischen 
Filtrationslager wurde, wo einem 
vielleicht 16-jährigen Jungen bei le-
bendigem Leibe die Haut abgezogen 
wurde und die Soldaten dabei noch 
lachten. „Ich werde immer wieder 
gefragt, woher ich die Kraft nehme, 
weiterzuarbeiten - und ich antworte 
darauf: aus dem Glauben.“ Und sei-
ne Hoff nung seien all die einzelnen 
Menschen, die sich für Tschetscheni-
en engagieren, sich interessieren und  
sich einsetzen.

„Ich spreche als Mensch, der auf die-
ser Erde lebt, und der möchte, dass 
die Menschheit in Frieden und Zu-
sammenarbeit leben können“. Imran 
Escheev beendete seinen Vortrag mit 
den Worten, er wäre selbst bereit, 
seinen Folterern zu verzeihen, wenn 
sie doch nur endlich zur Vernunft 
kommen würden. Die russischen 
Menschenrechtsorganisationen und 
andere Hilfsorganisationen stehen 
heute in der kritischsten Situati-
on, in welcher sie jemals waren 
- und wenn man hier in den Medi-
en von dem Fall eines 19-jährigen 
russischen Rekruten liest, der von 
seinen eigenen Leute so geschlagen 
wurde, dass man ihm beiden Bei-
ne und die Genitalien amputieren 
musste, um sein Leben zu retten, so 
kann man sich vorstellen, was diese 
Soldaten mit den Tschetschenen ma-
chen. Aber darüber wird hier nicht 
berichtet.
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Podiumsdiskussion: 
Wie ist der Krieg gegen den Iran abwendbar?
mit 
Dr. Katajun Amirpur (Islamwissenschaftlerin, Bonn)
Prof. Dr. Mohssen Massarat (Hochschullehrer, Osnabrück)
Andreas Zumach (Journalist, Genf)
Moderation: Dr. Angelika Holterman, München

Veranstaltung im Grossen Saal des 
DGB-Hauses am 4. Februar 2006

Abschrift vom Band: Peter Voß. 

Holterman: Guten Abend, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Freundinnen und Freunde. Am 
zweiten Tag der Friedenskonferenz 
möchte ich Sie hier im DGB-Haus 
ganz herzlich begrüßen. Viele von 
Ihnen sind gekommen, weil eine 
große Sorge um den Frieden in 
der Welt Sie umtreibt, eine Sorge, 
die gerade durch heutige Entschei-
dungen stündlich ernster geworden 
ist. Wir haben einen Iran-Konfl ikt, 
täuschend ähnlich dem vor drei 
Jahren um den Irak. Vieles kommt 
einem beim Thema westliche Welt 
gegen den Iran und umgekehrt so 
unglaublich bekannt vor. Der Atom-
verdacht, die Eskalation, die Über-
weisung des Problems an die UNO, 
mit der bis jetzt gedroht wurde, und 
die seit heute Mittag Realität ist. Im 
Irak marschierten schließlich 2003 
die US-Amerikaner zusammen mit 
ihrer Koalition der Willigen ein. Das 
Ergebnis: Bis heute vergeht kein Tag 
ohne eine Attentatsmeldung dort.  
Ich frage mich wie das alles möglich 
ist, und dann noch diese Eskalation 
jetzt. Also es vergeht kein einziger 
Tag ohne ein Attentatsmeldung. 
Mehr als 2000 amerikanische Solda-
ten sind gestorben, die Zahlen der 
irakischen Toten übertreff en diese 
Zahl um ein Vielfaches. Sie aber 
werden nicht gezählt, zumindest in 
unseren Zeitungen nicht. Der Krieg 

der Worte ist jetzt wie damals im 
Vorfeld des Irakkrieges schon weit 
fortgeschritten. Das können wir am 
Fernsehen beobachten, im Moment 
bei der Sicherheitskonferenz. Bereits 
am 26. Januar schrieb Lord Weiden-
feld, das ist ein Deutscher, Leiter 
eines einfl ussreichen Münchner 
Think-Tanks, in der ‚Welt‘ sinnge-
mäß: Ein Atomschlag würde zwar 
mehr Tote kosten als der 1. oder 2. 
Weltkrieg, doch ein Triumph des 
Terrors würde an Grässlichkeit alles 
überbieten.

Eine solche Äußerung auf westlicher 
Seite liegt in der gedanklichen Fort-
setzung von Chiracs Atomdrohung, 
wie sie heute von Frau Alliot-Marie, 
der französischen Verteidigungs-
ministerin, wiederholt wurde (auf 
der Konferenz für Sicherheitspolitik 
in München, Red.). Die Äußerungen 
des iranischen Präsidenten Ahma-
dinedschad zum Holocaust und zu 
Israel stellen eine vergleichbare 
Drohgebärde dar. Heute nun hat sich 
die Situation weiter verschärft. Der 
Gouverneursrat IAEA, der Internatio-
nalen Atombehörde hat mit 27 Stim-
men bei fünf Enthaltungen und drei 
Gegenstimmen den Iran-Konfl ikt an 
den Sicherheitsrat verwiesen. Darauf 
folgte unmittelbar die angekündigte 
und zu erwartende Reaktion Irans 
– man wusste also, was man tat - 
dass man die - freiwillig eingeräum-
ten - Sonderkontrollen der Atombe-
hörde nicht mehr zulassen wolle und 
nun ”tonnenweise Uran” anreichern 
werde. Was wird im Iran geschehen? 
Droht auch hier eine kriegerische 

Auseinandersetzung? Wie kann man 
die Explosion des Konfl iktes verhin-
dern? Und: Noch mal einen Schritt 
zurück, um das gedanklich besser zu 
erfassen: Worum geht es da eigent-
lich wirklich? Was können wir tun? 

Vielleicht fi nden wir gemeinsam ein 
paar Antworten auf diese Fragen. 
Wir beginnen mit einem Gespräch 
auf diesem hochkarätig besetzten 
Podium. Wir freuen uns ja immer, 
wenn wir den Bayerischen Hof (als 
Ort der Konferenz für Sicherheitspo-
litik, Red.), wenn schon nicht an 
Macht, so doch in punkto Kompe-
tenz und Wahrheit übertreff en.

Nach einer Weile sind dann Sie dran, 
Fragen zu stellen und Antworten zu 
fi nden - vielleicht. Ich werde dieses 
Gespräch moderieren, mein Name ist 
Angelika Holterman. Ich habe lange 
für das Bayerische Fernsehen Doku-
mentarfi lme und Beiträge gemacht 
und folglich die Friedensinitiative 
Medien 1983 mitgegründet. Das ist 
keine zwangsläufi ge Folge, aber für 
mich war das damals die zwangs-
läufi ge Folge. Manche von Ihnen 
werden mich von der Moderation 
der Eröff nungskonferenz im letzten 
Jahr kennen. Damit neben fundierter 
Information auch Luft für ein leben-
diges Gespräch da ist, haben wir 
uns auf eine einzige Statementrunde 
geeinigt, die etwa plusminus 15 Mi-
nuten pro Person nicht überschreiten 
soll.

Frau Dr. Katajun Amirpur wird 
beginnen und uns das politische und 



FK 2006 - 37

gesellschaftliche Spektrum im Iran 
skizzieren, auch in Bezug auf die 
Haltung der Bevölkerung zur Atom-
frage und zur Entwicklung nach den 
Wahlen im Iran.

Herr Professor Mohssen Massarat 
schließt sich mit einer Beleuchtung 
der deutschen Verantwortung für 
den drohenden Krieg und einer Dar-
stellung des gesamten Atomkonfl ikts 
an. Es zirkuliert bereits eine Petition, 
die Herr Professor Massarat formu-
liert hat, auf die er dann auch Bezug 
nehmen will.

Herr Andreas Zumach wird das 
letzte Wort dieser Darstellungsrunde 
haben und sich mit der Rolle der EU 
und der UNO befassen. Tut die EU, 
tut die UNO etwas zur Kriegsver-
meidung und was tun sie? Hier wie 
schon bei Professor Massarat spielt 
zwangsläufi g auch die USA wieder 
eine wichtige Rolle.

Danach ist dann ein 30 – 45-minü-
tiger Austausch auf dem Podium 
vorgesehen. Im Anschluss daran 
freuen wir uns auf Ihre Fragen und 
Beiträge. Und dabei bitte ich Sie 
jetzt schon herzlich um die Benut-
zung des Saalmikrofons, das einst-
weilen noch hier vorne steht.

Eine resümierende Schlussrunde auf 
dem Podium schließt unsere Diskus-
sion ab.

Nun beginnen wir mit der Runde der 
Statements. Ich stelle Sie zunächst 
immer vor.

Frau Dr. Amirpur ist als Tochter 
eines iranischen Vaters und einer 
deutschen Mutter in Köln geboren. 
Als Islamwissenschaftlerin und 
Politologin können Sie eine Art Basis 
für unser heutiges Gespräch schaf-
fen. Der kundige iranische Blick-
winkel, auch und besonders Ihre 
Kenntnis der jungen Internet- und 
Weblog-Szene im Iran – eine sehr 
interessante Szene – die uns von 
allen Vorurteilen befreien könnte, 
kann uns bei einer entschieden 
nicht-kolonialen Einstellung helfen. 
Dazu gehört auch Ihre Auseinander-
setzung mit dem schiitischen Islam, 
denn auch wenn sie selbst vom Be-
deutungsverlust der Religion im Iran 

sprechen, so stellt er immer noch 
die Grundlage der Argumentation 
der Herrschenden dar. Als Wissen-
schaftlerin haben Sie an der Bonner 
Universität einen Lehrauftrag, als 
Publizistin veröff entlichen Sie in 
der Süddeutschen Zeitung, im WDR 
und im Deutschlandfunk. Aus Ihrem 
Buch über die iranische Nobelpreis-
trägerin Schirin Ebadi habe ich viel 
über das Land Ihres Vaters erfahren, 
und besonders hat mich beeindruckt 
Ihr Aufsatz über das Jahrhundert der 
Schia, also das gegenwärtige Jahr-
hundert – als Jahrhundert des Schi-
itentums sozusagen. Frau Amirpur, 
ich darf Sie nun bitten, zum Thema 
des politischen und des gesellschaft-
lichen Spektrums im Iran, gerade in 
Bezug auf die atomare Frage und auf 
die jüngste Entwicklung nach den 
Wahlen, zu sprechen.

Amirpur: Vielen Dank für die 
freundliche Einla-
dung und Guten 
Abend Ihnen 
allen.

Ich würde mich 
gerne im We-
sentlichen zwei 
Fragen widmen: 
Zuerst der Frage, 
was treibt diesen 
Menschen Ahmadinedschad, den 
iranischen Präsidenten, denn nun 
eigentlich an? Wie ist er zu den Äu-
ßerungen gekommen, die er in den 
letzten Monaten von sich gegeben 
hat - in Bezug auf Israel und auf den 
Holocaust? Ahmadinedschad war 
mehr oder weniger ein No-Name 
in Iran. Er war Bürgermeister von 
Teheran, nur wenige kannten ihn. Er 
ist dann irgendwann aufgestellt wor-
den zu der Wahl, die im Juni statt-
gefunden hat, und es gab mehrere 
große Probleme bei dieser Wahl. Es 
haben sich die reformorientierten 
Kräfte zersplittert; sie haben drei 
Kandidaten aufgestellt, was zur Fol-
ge hatte, dass die reformorientierte 
Bevölkerung – die Mittelschicht 
mehr oder weniger – sich auf drei 
Kandidaten aufgeteilt hat. Dement-
sprechend hat keiner der drei Kandi-
daten genug Stimmen erzielt, wobei 
immer noch von Wahlfälschungen 
gesprochen wird, aber so ganz weiß 

man das nicht.

Am Ende lief es auf das Ergebnis 
hinaus, dass Rafsandschani, der 
Ex-Präsident Irans, und Ahmadi-
nedschad zur Stichwahl standen. 
Jemand wie Rafsandschani ist für 
große Teile der Bevölkerung schlicht 
nicht wählbar gewesen. Rafsand-
schani wird assoziiert mit Korrup-
tion, mit Bonzentum, mit Staats-
terrorismus im In- und Ausland. Es 
wurde dann ein Fernsehduell gezeigt 
zwischen Ahmadinedschad  und Raf-
sandschani. Da saß Rafsandschani in 
seinem goldbestickten Talar und im 
Hintergrund fl immerten die Bilder 
seiner sämtlichen Villen – Rafsand-
schani ist der reichste Mann Irans 
– über die Leinwand und dane-
ben saß Ahmadinedschad und hat 
gesagt: ”Ich bin der Straßenkehrer 
des Volkes. Ich werde diesem Volk 
Gerechtigkeit bringen. Ich werde 
die Erdöleinkommen umverteilen. 
Ich werde vor allem für den kleinen 
Mann da sein, der nichts hatte von 
dieser Revolution; für den werde ich 
etwas tun.“ Nach diesem Fernsehdu-
ell hätte sogar ich Ahmadinedschad 
gewählt.

Nun muss ich allerdings in Iran nicht 
zur Wahl gehen; es gibt aber große 
Bevölkerungsteile, die im Iran zur 
Wahl gehen müssen. Studenten müs-
sen wählen. Wenn sie den Stempel 
nicht in ihrem Ausweis haben, dann 
bekommen sie keinen Studienplatz. 
Es gibt Leute in der Administration, 
die wählen gehen müssen, und so 
war es klar, dass er – na, klar kann 
man nicht sagen, aber es ist einiger-
maßen nachvollziehbar - dass er ge-
wählt wurde, gerade gegenüber eben 
diesem Bonzen Rafsandschani. Er ist 
von 17 Millionen gewählt worden. 
Man kann jetzt darüber spekulieren, 
ob es ein bisschen Wahlfälschung 
gab, ein zwei Millionen Stimmen 
werden sie gefälscht haben, aber er 
ist immer noch von einer mehr oder 
minder satten Mehrheit gewählt 
worden.

Nun war dieser Mensch an der 
Macht. Er ist zwar angetreten mit 
dem Wahlspruch “Wir haben die is-
lamische Revolution nicht gemacht, 
um Demokratie einzuführen”, aber 
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diesen ganzen Israel- und Holocaust-
Unsinn, den er jetzt verzapft, den 
hat er damals vor der Wahl nicht 
geäußert. Nach wenigen Monaten 
stellte sich heraus, dass Ahmadined-
schad nicht in der Lage ist, das zu 
tun, was er tun wollte, nämlich u. a. 
die Erdöleinkommen umzuverteilen 
und tatsächlich die gesellschaft-
lich Benachteiligten am Reichtum 
dieses Landes teilhaben zu lassen. 
Daraufhin hat er sich auf eine sehr 
martialische Rhetorik gegenüber 
Israel verlegt. Und ich glaube, dass 
er damit weniger das iranische Volk 
ansprechen wollte, sondern dass er 
sich so die Meinungsführerschaft in 
der islamischen Welt erobern wollte.

Es gibt drei Pfeiler, auf denen die 
islamische Republik Iran aufbaut:

Das ist zum einen das Kopftuchge-
bot,

zum anderen die Herrschaft des 
obersten Rechtsgelehrten und

zum dritten die Feindschaft gegen-
über den USA und Israel.

Ayatollah Chomeini ist angetreten 
- damals vor 27 Jahren - mit der 
Devise oder mit der Idee, dass er 
der Meinungsführer der islamischen 
Welt werden könnte, wenn er alle 
islamischen Völker vereinigen kann 
unter einem Slogan, und dieser 
Slogan war: “Der Kampf gegen 
den Zionismus”. Das ist genau das, 
woran Ahmadinedschad im Moment 
anknüpft. Die Feindschaft gegenüber 
Israel, der Antizionismus, ist nichts 
Neues, Ahmadinedschad sagt im 
Prinzip überhaupt nichts Neues. Die 
Idee von Ayatollah Chomeini, sie 
ist irgendwann mehr oder weniger 
fallengelassen worden; es gab einen 
moderaten Präsidenten, der aus 
sehr pragmatischen Gründen das 
nicht mehr so hinausgeschrieen hat 
in alle Welt wie Ahmadinedschad 
es im Moment tut, aber die Idee ist 
eigentlich eine sehr, sehr alte Idee. 
Ahmadinedschad hat - zum Teil aus 
innenpolitischen, aber eben auch 
aus außenpolitischen Gründen, weil 
er gesehen hat, dass ihm die Felle 
davonschwimmen – an diese Rheto-
rik angeknüpft. Nun konnte man, als 
er das zum ersten Mal formuliert hat 

•

•

•

– und er hat es interessanterweise 
dem arabischsprachigen Dienst eines 
iranischen Senders gesagt, als er 
gesagt hat, Israel muss dem Erdbo-
den gleich gemacht werden – da 
konnte man es vielleicht noch als 
Ausrutscher betrachten. Aber danach 
ist er hingegangen und hat es wieder 
und wieder formuliert. Beim ersten 
Mal hat man sich noch gedacht, der 
Mann ist unglaublich unbedarft. Er 
hat immer noch nicht verstanden, 
dass er inzwischen Staatspräsident 
ist, und dass er nicht mehr wie ein 
Stammtischbruder am Stammtisch 
aus seinem Herzen keine Mördergru-
be machen kann. Inzwischen sind, 
glaube ich, die meisten Experten 
und die meisten Analysten der Mei-
nung, daß es durchaus ein taktisches 
Kalkül ist, aus dem heraus er das 
sagt. Und man muss sagen, wenn 
Ahmadinedschad hingeht und sagt: 
„Die Deutschen haben das Problem 
doch produziert, die Deutschen sind 
doch dafür verantwortlich, dass es 
den Staat Israel gibt. Dann sollen 
doch bitte die Deutschen dieses Pro-
blem lösen, indem sie die Juden in 
Deutschland wieder ansiedeln“.

Das ist etwas, was die meisten 
Iraner, glaube ich, nicht besonders 
interessiert. Iraner blicken auf Ara-
ber eher herab. Es gibt keine norma-
le Solidarität zwischen Iranern und 
Arabern. Aber, man spricht ungefähr 
neunzig Prozent der arabischen Be-
völkerung auf den Straßen aus dem 
Herzen, wenn man sagt:” Ihr habt 
das Problem produziert; dann löst es 
doch bitte, ihr Deutschen.” Also das 
halte ich für ein Beispiel dafür, dass 
er wirklich versucht, die Meinungs-
führerschaft in der islamischen Welt 
zu erkämpfen. Und das, fi nde ich, 
erklärt ein wenig die martialische 
Rhetorik, mit der er inzwischen 
vorgeht. Hinzu kommt: Ahmadined-
schad würde ein Angriff  von außen, 
wenn denn jetzt wirklich die USA 
hingehen würden, oder wenn die 
Israelis hingehen und einige Atom-
anlagen bombardieren würden – ich 
glaube es würde ihm nützen, innen-
politisch.

Denn in der Nuklearfrage ist sich 
das Volk einigermaßen einig. Die 
meisten Iraner, wenn man sich 

Weblogs anschaut – sie haben dieses 
wunderbare Buch dabei. Da geht es 
u.a. auch um diese Frage – aber die 
meisten Iraner sagen sich: „Warum 
nicht?”. Laut Atomwaff ensperr-
vertrag haben wir das Recht, Uran 
anzureichern. Nach offi  zieller ira-
nischer Staatsideologie oder -raison  
macht der Iran es aus friedlichen 
Zwecken. Man sagt sich, es ist für 
uns viel, viel billiger, Nukleartech-
nologie zu entwickeln für uns selber 
und das Erdöl, das wir haben, zu 
exportieren, als dass wir das Erdöl 
selber zum Teil verbrauchen. Und 
man sagt sich natürlich auch: ”War-
um gibt es eigentlich diese Zweitei-
lung in der Welt?”

Warum gibt es die angeblich Groß-
en, die uns vorschreiben können, 
was wir zu tun haben und was wir 
zu lassen haben. Laut Atomwaff en-
sperrvertrag sind die USA seit Jah-
ren verpfl ichtet, ihre Atomwaff enar-
senale abzubauen. Sie tun es nicht. 
Im Gegenteil. Sie entwickeln ständig 
weitere Bomben. Das macht auch 
normale Iraner relativ zickig. Sie 
sagen: „Warum die und warum wir 
nicht?“. Und, man möchte einfach 
Anschluss fi nden an die westliche 
Welt, und - wir können es. „Wir sind 
das Land von Avicenna, von Omar 
Chajjam und von Hafi s. Wir waren 
schon immer eine Kulturnation. Und 
nun sind wir auch technologisch in 
der Lage, den Anschluss zu fi nden, 
und warum sollte uns das jemand 
verbieten - dass wir es zu friedlichen 
Zwecken nutzen?“

Das ist die eine Variante von Men-
schen, die noch daran glauben, dass 
man das zu friedlichen Zwecken 
nutzt. Und, es gibt den so genannten 
Mossadegh-Komplex in der ira-
nischen Bevölkerung, den ich nicht 
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unterschätzen würde. Im Jahre 1951 
wurde ein Mann zum iranischen 
Ministerpräsidenten gewählt, 
Mohammed Mossadegh. Moham-
med Mossadegh hat das getan, was 
ungefähr 98 Prozent der gesamten 
Bevölkerung unterstützt haben - er 
hat das iranische Erdöl verstaatlicht. 
Das iranische Erdöl wurde bis dahin 
von den Briten und den Holländern 
ausgebeutet, und die Iraner haben 
Peanuts bekommen für ihr eigenes 
Öl. Er ist hingegangen und hat ge-
sagt: „Das ist unser Öl. Wir bekom-
men die Erträge.” Der Mann wurde 
zwei Jahre lang boykottiert. Er wur-
de unterstützt von der Bevölkerung. 
Die, die es sich leisten konnten, 
haben Kapitalanleihen aufgenom-
men, um ihn zu unterstützen. Und 
als die westliche Welt gesehen hat, 
dass man diesen Mann auf Boykott-
wegen nicht klein kriegt, ist die CIA 
hingegangen und hat geputscht. Sie 
haben den Mann weggeputscht. Und 
haben Mohammad Reza Pahlawi als 
Schah wieder eingesetzt, der zu dem 
Zeitpunkt schon gefl ohen war - nach 
Rom - vor seinem Ministerpräsi-
denten. Das ist unter anderem einer 
der Gründe gewesen, warum es zur 
islamischen Revolution gekommen 
ist. Das ist, glaube ich, der Mossa-
degh-Komplex, den die meisten Ira-
ner haben. Sobald Einmischung von 
außen droht, schart sich dieses Volk 
hinter dem herrschenden Regime zu-
sammen. Weil man sagt: „Alles, aber 
keine ausländische Einmischung.“

Dieses Phänomen habe ich auch 
beobachtet im iranisch-irakischen 
Krieg. Es gibt nichts, was so sehr 
beigetragen hat zum Überleben 
dieses Regimes wie der iranisch-ira-
kische Krieg. Es gab damals Offi  -
ziere, die im Gefängnis saßen oder 
die ins Gefängnis geworfen wurden, 
weil sie Offi  ziere des Schahs waren. 
Diese Leute haben gesagt: „Lasst uns 
jetzt in den Krieg ziehen, weil nie-
mand anders in der Lage ist, dieses 
Land zu retten. Es ist uns egal, wer 
herrscht. Aber wir werden dieses 
Land befreien von einem Aggres-
sor wie Saddam Hussein. Und die 
meisten Menschen haben sich gesagt 
- also ganz platt auf gut Deutsch 
gesagt: „wir lassen uns lieber von 
Mullahs regieren als von einem 

Araber. -  So nicht!“ Und genau das 
halte ich für das Gefährliche in der 
jetzigen Situation. Wenn tatsächlich 
Iran angegriff en würde, dann schart 
sich die Bevölkerung wieder hinter 
dem Regime zusammen, und das 
wird eigentlich eher zum Bestand 
der islamischen Republik beitragen 
als alles andere. Das ist wirklich eine 
sehr gefährliche Situation. Und ich 
glaube, nach allem, was man liest, 
was man hört, was man sieht aus 
Iran, dass sich die iranische Bevöl-
kerung in der Atomfrage sehr, sehr 
einig ist. Ich habe es Ihnen eben 
beschrieben, was die Argumentation 
der meisten Menschen ist, und das 
könnte wirklich sehr, sehr gefährlich 
werden, wenn jetzt nicht irgendwel-
che Verhandlungswege sich auftun, 
wie man die Frage anders lösen 
könnte.

Zu der Sicherheitsfrage: Ich glaube 
das erklärt besser Herr Professor 
Massarat, was die iranische Herr-
scherclique sich da denkt, was die 
Sicherheitsfrage anbelangt und war-
um es tatsächlich sehr viele Stimmen 
gibt, die auch dafür plädieren, dass 
man die Bombe haben möchte.

Davon abgesehen, wenn man sich 
informieren möchte, über das, was 
die Iraner denken, dann tut man das 
wahrscheinlich am geschicktesten, 
indem man sich iranische Weblogs 
anschaut. Weblogs sind Einträge 
im Internet, anonym, funktionieren 
ungefähr wie ein Tagebuch. Es gibt 
700.000 iranische Weblogs. Es gibt 
sehr schöne Weblogs, z.B. “Irani-
ens for Peace”. Da liest man ganz 
häufi g, dass die Leute sagen: „Wir 
haben Angst vor so einem Angriff . 
Wir haben Angst vor so einem Krieg. 
Uns sind schon einmal Bomben auf 
den Kopf gefallen, wir wollen das 
nicht, wir wollen es absolut nicht.“ 
Aber, man liest eben auch das, was 
ich Ihnen eben gerade beschrieben 
habe, dass man der westlichen Welt 
vorwirft, dass sie mit zweierlei Maß 
messe. Dass sie hingeht und sagt: 
„Wir dürfen Atomwaff en haben, wir 
dürfen Atomtechnologie haben und 
ihr dürft eben nicht.“ Und das, was 
den Iranern bisher angeboten wurde, 
nämlich Uran in Russland anzurei-
chern, das sind Peanuts.

Die Iraner sagen sich: „Warum sollen 
wir uns abhängig machen von einer 
ausländischen Macht?“ Es ist ja nun 
nicht so, als hätte Russland in der 
Vergangenheit nicht versucht, sehr 
viel Einfl uss zu nehmen auf ira-
nische Politik. Warum sollte ausge-
rechnet Russland jemand sein, dem 
wir vertrauen können. Wieso sollte 
man das tun? Wir wollen unabhän-
gig sein, wir wollen eine autarke 
Nation sein, die genau das tut, was 
sie laut Atomwaff ensperrvertrag 
darf. Und insofern fühlt man sich 
sehr, sehr ungerecht behandelt. Und 
mit dieser Argumentation schaff t 
man es nicht nur - wie ich es gera-
de angedeutet habe - dass sich die 
iranische Nation hinter dem Regime 
versammelt, sondern man spricht 
sehr viele Staaten in der Dritten 
Welt an, die auch auf diese Argu-
mentation vollkommen abfahren. 
Die sich auch sagen: Wieso gibt es 
die Großen in dieser Welt, die alles 
dürfen und die den Kleinen in einer 
quasi - wie hat Rafsandschani das 
formuliert, vor zwei Wochen in einer 
sehr interessanten Freitagspredigt 
- er hat gesagt: „Das ist eine koloni-
ale, arrogante Attitüde des Westens 
uns gegenüber.“ Und obwohl Raf-
sandschani nicht mein persönlicher 
Freund ist und wahrscheinlich auch 
nicht der große Freund der ira-
nischen Bevölkerung, hatte er damit 
ein Ressentiment angesprochen, das 
nicht nur die Iraner unterschreiben 
würden, sondern eben auch weite 
Teile der Dritten Welt, der block-
freien Staaten.

Holterman: Ganz herzlichen Dank, 
Frau Amirpur, und Sie haben so 
wunderbar alles frei gesprochen. 
Ich fi nde das ganz toll und ich 
fi nde es auch ganz besonders toll, 
dass Sie einen Teil einem anderen 
Referenten, den sie für diesen Teil 
für kompetenter halten, übertragen. 
Und das ist Herr Professor Massa-
rat, unser nächster Referent. Auch 
Sie, Herr Professor Massarat, haben 
beide Kulturen geistig verfügbar, 
die iranische ebenso wie den deut-
schen und den europäischen Blick-
winkel. In Teheran geboren, kamen 
sie bereits mit neunzehn Jahren 
in die Bundesrepublik. Ihr wissen-
schaftliches Spektrum reicht über 
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das Bergbaustudium zur Politologie 
bis zu den Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaften, seit 1978 an der 
Universität Osnabrück. Mit diesem 
interdisziplinären Ansatz haben Sie 
sich eine breite Grundlage geschaf-
fen für die Friedens- und Konfl ikt-
forschung – Spezialgebiet Mittlerer 
und Naher Osten – und für Ihr 
Engagement in der unabhängigen 
Friedensbewegung, zum Beispiel 
als Mitbegründer der “Koalition für 
Leben und Frieden”. Ihre Internet-
seite verzeichnet mehrere hundert 
wissenschaftliche Publikationen und 
seit 1977 fi ndet sich auch immer 
wieder Iran im Titel. Einige aktu-
elle Veröff entlichungen lassen sich 
herunterladen, so zum Beispiel ein 
elfseitiger Aufsatz über den 11. Sep-
tember mit dem Untertitel “Globali-
sierung, Kampf der Kulturen, Öl und 
Geostrategie“. Ich möchte Sie nun 
bitten, zu Ihrem heutigen Thema: 
“Der Atomkonfl ikt im Iran und 
einige Motive der USA sowie die 
deutsche und europäische Ver-
antwortung für den drohenden 
Krieg“ zu sprechen.

Massarat: Meine Damen und 
Herren, liebe 
Freundinnen 
und Freunde, 
herzlichen Dank 
für die Gele-
genheit, die ich 
hier erhalte, zu 
einem hoch bri-
santen und mich 
persönlich auch 
bewegenden Punkt zu reden.

Ich habe den Vorschlag gemacht, die 
deutschen Motive beziehungsweise 
die deutsche Verantwortung zum 
Hauptschwerpunkt des Vortrages 
zu machen. Ich fange damit an und 
höre auch damit auf. Dazwischen 
werde ich viele andere Fragen be-
rühren.

Meine Damen und Herren, das ira-
nische Atomprogramm ist eine deut-
sche Erfi ndung. Vor dreißig Jahren, 
als die Ölpreise nach oben stiegen 
und Iran über Petrodollar verfügte, 
stürzten sich im Prinzip alle Länder 
auf diese Petrodollar; wie können 
wir die Petrodollar wieder zurück-

holen? Ungeheure Mengen von 
Rüstungsgütern wurden gekauft, 
die zu einem Krieg geführt haben, 
dem iranisch-irakischen Krieg, und 
zu Atomprogrammen. Das Regime 
des Schahs hat sich darauf einge-
lassen, hat von vornherein genau 
das, was die Mullahs jetzt vorhaben, 
schon damals proklamiert: 20 AKWs 
langfristig, der gesamte Brennstoff -
kreislauf plus allen Komponenten, 
die durchaus auch zur Atomwaff en-
herstellung erforderlich waren. Das 
alles ist aus Deutschland importiert 
und dafür die Infrastruktur, Planung, 
Ausbildung geschaff en worden. 
Insofern ist Deutschland schon aus 
dem Grunde besonders mitverant-
wortlich.

Meine Damen und Herren, nachdem 
Iran und Irak einen Krieg geführt 
haben – das war Anfang der 80er 
Jahre bis 87 - nachdem die Iraner 
im Krieg gespürt haben: Es gibt 
Massenvernichtungswaff en, die auch 
im Krieg eingesetzt werden, näm-
lich Chemiewaff en – und Saddam 
Hussein hat diese Waff en eingesetzt 
- hat die neue iranische Regierung 
1985 beschlossen, das alte Pro-
gramm, das eingemottet worden 
war, wieder aufl eben zu lassen, 
zumal der Einsatz von Chemiewaff en 
nicht nur eine irakische Angelegen-
heit war, sondern eine westliche. 
Denn die Chemiewaff en kamen auch 
aus Deutschland, und vor allem aus 
den USA. Das ist der Hintergrund für 
das erneute Aufl eben und Aufbauen 
des Atomprogramms, nachdem im 
Prinzip nach der Revolution viele 
der Meinung waren, wir brauchen 
die Atomkraftwerke nicht, das war 
Quatsch, aber die Meinung ist unge-
kippt auf Grund dieser Erkenntnisse 
und Erfahrungen. Iran hat aus der 
Sicht der Militärs, und man kann, so 
weit man sich auf diese Logik einlas-
sen kann, sagen, Iran hat tatsächlich 
ein Sicherheitsproblem.

 Iran als eine regionale Mittelmacht 
fühlt sich bedroht, atomar, nicht nur 
durch Pakistan, das mit dem Iran 
gute Beziehungen hat auf der Ebene 
der islamischen Nähe, sondern vor 
allem von Israel, mit dem Iran einen 
ideologischen Konfl ikt auslebt, und 
natürlich auch einen regionalen 

Konfl ikt. Israel hat bekanntlich die 
Atomwaff en und in der Tat die Po-
tentiale, die regionalen Staaten mit 
Atomwaff en zu bedrohen, notfalls 
auch diese Atomwaff en einzuset-
zen. Verständlich auf Grund der 
israelischen Unterlegenheit, einfach 
demographisch, dass da eine Sicher-
heitsgarantie vorhanden sein muss. 
Nun, sie haben sich für Atomwaff en 
entschieden. Ich weiß aber nicht, ob 
das die Sicherheitsgarantie ist, die 
vor allem von Dauer ist, ob das nicht 
genau eine Art von Garantie ist, die 
nach innen die Menschen permanent 
zittern lässt. Und ich bin der Mei-
nung, dass die Menschen mit dieser 
Sicherheitsgarantie, die sie haben, 
nämlich Atomwaff en, immer wieder 
zittern und zittern müssen, weil die 
anderen, nämlich arabische Staaten 
und Iran, schon seitdem bekannt ist, 
dass Israel diese Waff en hat, perma-
nent darauf aus sind, Ähnliches zu 
machen - um das Gleichgewicht des 
Schreckens herzustellen.

Dieses Gleichgewicht des Schreckens 
ist auch eine westliche Erfi ndung. Es 
ist nicht eine Sache, die Mullahs er-
funden haben. Die Mullahs handeln 
genauso rational oder irrational, wie 
es die westliche Sicherheitsdoktrin 
schon seit dem Beginn des Kalten 
Krieges auf der Ebene der atomaren 
Abschreckung als Politik verfolgt. 
Ich bin überzeugt, dass die Militärs 
der Meinung sind, Iran muss die Fä-
higkeit zumindest erlangen, zu den 
Atomwaff en zu greifen, bzw. Bom-
ben herzustellen. Das ist meine per-
sönliche Überzeugung. Dafür habe 
ich wenig Belege, weil das ist nicht 
die offi  zielle Politik Irans, sondern 
Militärstrategen sagen das hin und 
wieder. Man kann es denen auch gar 
nicht übel nehmen auf Grund dieser 
Situation. Hinzu kommt, zu die-
sem Sicherheitsdilemma, dass Iran 
im Moment nicht nur von Israel, 
sondern auch von den USA bedroht 
wird. Die USA sind auf allen Seiten, 
im Norden, im Süden, im Westen, 
im Osten durch die Besetzung von 
Irak, durch die Anwesenheit in Af-
ghanistan, im Süden haben sie ihre 
Seefl otte, von der aus sie Iran immer 
angreifen können, und im Norden in 
den kleinen asiatischen Staaten. Eine 
Mittelmacht fühlt sich eingekreist  
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und das versteht die Bevölkerung 
- ob nun Moslem oder Nicht-Moslem 
- sehr wohl.

Alle sagen das, im Taxi, auf der 
Straße, Verwandte, die sagen: „Wir 
haben keine Sicherheit und das 
darf so nicht bleiben“, obwohl sie 
sich im Prinzip auch andere Wege 
wünschen würden. Viele, viele 
sagen: „Atomwaff en sind schlimm, 
aber was sollen wir machen?“ Im 
Inneren unterstützen sie in der Tat 
die Haltung der Regierung. Inzwi-
schen ist das Projekt auch zu einem 
nationalen Projekt geworden. Eine 
Rolle spielt, wie Frau Amirpur schon 
erwähnte, der Mossadegh-Komplex. 
Das Mossadegh-Programm war ein 
produktives, positives Projekt und 
hat das Volk mobilisiert für eine 
gute Sache, nämlich weg mit kolo-
nialen Beziehungen im Interesse des 
eigenen Rechtes.

Aber dieser Mossadegh-Komplex, 
und dass Iran als Kulturnation auch 
was darstellt, spiegelt sich meines 
Erachtens in tragischer Weise in der 
Unterstützung des Atomprogramms 
wieder. Da treff en sich islamische 
Nacheiferer der islamischen Kultur, 
die verloren gegangen ist, genau-
so wie iranische Nationalisten, die 
natürlich träumen von einem Groß-
Iran. Sie identifi zieren die Möglich-
keit, eine solche Technologie zu 
besitzen, mit Macht, mit Größe, mit 
etwas Positivem, was Iran schon hat-
te, was aber verloren gegangen ist. 
Das geht sehr tief auf die kulturelle 
Ebene in der Debatte, auch wenn 
das nicht so artikuliert wird, aber 
so wird das empfunden. Sie sehen, 
das ist ein sehr breiter Komplex, den 
Iran zu dieser Absicht gebracht hat, 
das Programm tatsächlich umzuset-
zen.

Ich bin überzeugt, dass unter den 
gegenwärtigen Bedingungen, wenn 
es keine Alternativen gibt, die besser 
sind, kein Politiker, keine Partei, 
keine politische Strömung in der 
Lage wäre, auf das Kernstück, - näm-
lich die Uran-Anreicherung - unter 
den gegenwärtigen Bedingungen 
zu verzichten. Es sei denn, wir aus 
dem Westen - vielleicht mit einigen 
Reformern aus dem Iran - fi nden 

die anderen Wege, die international 
mehrheitsfähig werden können. In 
der Beziehung habe ich schon ein 
bisschen Optimismus - und Kraft.

Lassen Sie mich nun zu dem zweiten 
Aspekt meines Vortrages zurück-
kommen: Motive der USA. Und diese 
Motive machen mich wieder pessi-
mistisch. Ich sehe da vier Motive:

1. Die atomare Vormachtstellung 
Israels als verlässlichster Verbün-
deter der USA in der Region. Diese 
Vormachtstellung wollen die USA 
und Israel auf keinen Fall in Frage 
stellen. Das bedeutet: Sie müssen 
auf alle Fälle verhindern, dass Iran 
eine Atommacht wird. Dabei wird 
auf den Atomwaff ensperrvertrag 
genauso verlogen Bezug genommen 
- seitens der USA und inzwischen 
auch seitens der Europäer - wie Iran 
das tut. Im Westen wird gesagt, Iran 
würde den Atomwaff ensperrvertrag 
verletzen, ohne den geringsten Hin-
weis darauf zu geben, dass Iran ein 
Sicherheitsproblem hat, und ohne 
dass man sagt: „Gut, dann müsste 
wenigstens Israel dem Atomwaff en-
sperrvertrag beitreten.“ Aber das 
ist überhaupt kein Thema. Das ist 
doch unglaubwürdig, wenn man hier 
meint, ein Problem lösen zu wollen, 
das es in dieser Form in Wahrheit 
gar nicht gibt, bzw. es gibt das Pro-
blem, aber darum geht es bei dem 
amerikanischen Motiv „Vormacht-
stellung aufrechterhalten“ nicht. Es 
gibt viele technische Lösungen, die 
akzeptabel wären. Aber die Ameri-
kaner lehnen das ab.

2. Motiv - und leider sind es vielen 
Motive, die miteinander verwoben 
sind und im Iran zusammentreff en. 
Iran ist aufgrund der amerikanischen 
Politik zu einer regional wichtigen 
Macht geworden. Das Regime von 
Saddam Hussein wurde durch die 
Amerikaner gestürzt, ebenso wie auf 
der östlichen Seite in Afghanistan 
die Taliban. Sie waren eine Gefahr 
für Iran ebenso wie Saddam Hus-
sein - nicht so stark, aber immerhin 
– auch sie sind weg. Die Amerikaner 
haben auf diese Weise Hauptfeinde 
um den Iran herum durch Krieg 
weggeschaff t. Das haben sie gar 
nicht gemerkt, was das für eine 

Konsequenz haben würde, wenn das 
zu Ende gedacht wird. So wird auch 
jetzt gehandelt, meine Damen und 
Herrn. Glauben Sie ja nicht, dass 
hier rational gehandelt wird.

Genauso irrational wie die seit dem 
Afghanistankrieg vorherrschende 
amerikanische Politik wird auch im 
Falle von Iran gedacht und gehan-
delt. Vertrauen Sie nicht auf die 
Rationalität von irgendwelchen 
Menschen, die kurzfristige Interes-
sen verfolgen. Iran ist dann schon 
zu einer regionalen Mittelmacht 
geworden, zusätzlich durch die schi-
itische Mehrheit im Irak. Iran und 
eine schiitische Mehrheit zusammen, 
das ist eine ganz explosive Mischung 
in der Region, die die USA niemals 
werden kontrollieren können. Es sei 
denn, Iran wird als Militärmacht so 
geschwächt und zerstört, dass dieser 
Fehler, den sie selbst geschaff en 
haben, nun nachträglich militärisch 
gelöst wird. Insofern bin ich einiger-
maßen davon überzeugt, dass die 
Amerikaner, wenn es zu einem Krieg 
kommt - und es wird einen Luftkrieg 
geben und nicht einen Bodenkrieg 
- dass sie gleichzeitig neben den 
zehn oder elf defi nitiv erkennbaren 
Atomanlagen gleich 30, 40 andere 
Anlagen, die militärischer Natur 
sind, mit vernichten. Das ist meine 
Überzeugung. Dass es darum geht 
zu sagen, diese Anlagen haben alle 
irgendwie zu tun mit den Atoman-
lagen. Also müssen sie auch weg. 
Ein militärisch geschwächter Iran 
würde zur Folge haben, dass in den 
nächsten zwei Dekaden Iran wieder 
anfängt aufzurüsten, die Öleinnah-
men für Aufrüstung zu verwenden. 
Genau das passierte im Iran-Irak-
Krieg. Zehn Jahre lang wurden die 
gesamten Einnahmen beider Staaten 
für Wettrüsten benutzt, für Krieg. Sie 
mussten viel mehr Öl produzieren 
als vorher. Überproduktion von Öl 
war das System. Die Preise sanken. 
Das ist das Nebenprodukt. Ange-
sichts der steigenden Preise von Öl 
könnte das auch eine Rolle spielen, 
von der bisher überhaupt noch nicht 
die Rede ist, aber das sind Neben-
eff ekte, die meines Erachtens auch 
eine Rolle spielen.

3. Motiv: Regimewechsel. Regi-
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mewechsel war immer das Ziel der 
amerikanischen Politik. Es wurde 
immer wieder gesagt: Man hoff t, 
in einem chaotischen Zustand -und 
wenn irgendwelche Oppositions-
gruppen, bewaff nete Oppositions-
gruppen, von denen es welche gibt 
zu kämpfen beginnen - dass mit 
ihrer Hilfe im chaotischen Zustand 
eine Revolte entsteht. Das sind 
fantastische Überlegungen, die sie 
sich überlegt haben. Es kann sein, 
es ist wahrscheinlich, dass es unter 
bestimmten Bedingungen zur Re-
volte kommt. Und vor allen Dingen, 
wenn es gelingt, gleichzeitig bei den 
Luftangriff en ein paar Ölraffi  nerien, 
die für das Inland produzieren, mit 
erledigt werden. Und auf diese Wei-
se das Chaos nach innen getragen 
wird, wo sozusagen das Alltagsle-
ben der Menschen so beeinträchtigt 
wird, dass die Menschen allmählich 
anfangen zu sagen: Wir müssen das 
Regime beseitigen. Regimewechsel 
ist insofern wichtig für Amerika - ein 
neues Regime im Iran, das amerika-
freundlich ist, würde bedeuten, dass 
die USA im Prinzip wieder vollstän-
dig ihre Kontrolle über die Region 
genauso haben, wie es damals war, 
als noch das Schahregime in der 
Region existierte. Da würden sie 
fast dieselbe Situation wie zu Zeiten 
des Schah haben und glauben, für 
die nächsten 20, 25 Jahre keinen 
Störfaktor in der Region mehr zu 
haben. Zumal Iran angekündigt 
hat, eine Ölbörse einzurichten. Die 
Einrichtung einer Ölbörse - das wird 
von Fachleuten unterstrichen - be-
deutet das Ende der Dollarhegemo-
nie, bedeutet das Wegreißen einer 
wichtigen Säule der US- Hegemoni-
alpolitik...

Ein Regimewechsel hätte auch vor 
allem das Ziel, dass es bei der bishe-
rigen Dollarwährung bleibt. Saddam 
Hussein hat damit auch angefangen. 
Er hat das Öl in Euro verkauft, an 
einzelne Staaten. Und eine iranische 
Ölbörse ist viel, viel gefährlicher, als 
wenn ein Land bilateral das Öl für 
andere Währungen verkauft.

4. Motiv -  und dieses ist mögli-
cherweise an wenigstens verständ-
lich, aber ich nenne es trotzdem, 
weil ich Anzeichen dafür auch 

sehe. Meines Erachtens denken die 
amerikanischen Strategen für die 
nächsten drei, vier Dekaden mit. 
Es geht um eine Ära der Nach-Öl-
Produktion und Nutzung. Wenn Öl 
keine Rolle mehr spielt, ist Amerikas 
Hegemonialmacht letztlich auch 
dahin. Denn Öl spielt eine zentrale 
Rolle - nicht die einzige, aber eine 
zentrale. Was machen dann ameri-
kanische Strategen, wenn sie nicht 
wollen, dass in zwanzig Jahren die 
Hegemonialmacht weg ist? Es gibt 
Anzeichen dafür, dass die Atomen-
ergie, dass kleine Atomkraftwerke, 
die durch die USA monopolisiert 
werden könnten, dieselbe Rolle 
spielen könnten wie die fossilen 
Energien von heute. Dieselben Ab-
hängigkeiten von den USA weltweit 
etablieren sollen wie das Öl heute 
an Abhängigkeiten produziert hat. 
Wenn sie an die Rede von George 
W. Bush denken, die er vor ein paar 
Tagen in seiner „State of the Nation“ 
– Proklamation gehalten hat. Da hat 
er einen klaren Absatz defi niert. Es 
gehe darum, für die nächsten De-
kaden für Amerika und – irgendwo 
hört man da auch raus, für die Welt 
– saubere Energien zu entwickeln. 
Er nennt sowohl die Solarenergie als 
aber auch die Atomenergie.

Dass Solarenergie nicht mehr ernst-
haft in Erwägung gezogen wird, 
wissen wir, weil er vor drei oder 
vier Monaten das Gesetz zur Unter-
stützung von erneuerbaren Energien 
gestrichen hat. Das zeigt, das ist gar 
nicht ernst gemeint.

Es geht um Atomenergie in den 
nächsten 20, 30 Jahren, als Ersatz, 
eventuell als sauber zu bezeichnen 
wegen des Klimaschutzes, als Ersatz 
für Fossilien. Iran spielt in dem Zu-
sammenhang insofern eine wichtige 
Rolle, weil man durch einen Krieg 
oder auch ohne einen Krieg de facto 
den Atomwaff ensperrvertrag neu 
defi niert, dahingehend, dass kein 
Land außer den bisher etablierten 
Atommächten oder großen Indus-
trienationen wie Deutschland das 
Recht haben, Uran überhaupt anzu-
reichern. Dieses Recht soll meines 
Erachtens gestrichen werden. Erst 
dann kann Amerika langfristig damit 
rechnen, mit Hilfe ihrer neu ent-

wickelten Atomkraftwerke weltweit 
die gegenwärtigen Abhängigkeiten 
durch Atomenergie zu substitu-
ieren. Insofern kann es in diesem 
Krieg oder im Konfl ikt mit dem Iran 
darum gehen, das Rechtssystem im 
Sinne der Verschärfung zu Unguns-
ten der kleineren und zu Gunsten 
der größeren Mächte neu zu defi nie-
ren.

Meine Damen und Herren, bei sol-
cher Komplexität der Motive, wenn 
ich Sie nicht einfach verschwörungs-
theoretisch in meinem Hirn aneinan-
derreihe, wenn da wirklich Indizien 
dafür da sind - und einige kann 
man belegen – dann kann man sich 
vorstellen, warum die USA akribisch 
seit zwei Jahren - man muss auch 
sagen meisterhaft und ohne große 
Fehler - dabei sind, eine internati-
onale Front aufzubauen, indem sie 
letztlich der letzte handelnde kriegs-
treibende Akteur sind, weil sie es ge-
schaff t haben, dass die ganze Welt, 
vor allem aber die westliche Welt, 
moralisch einen Krieg unterstützen 
würde. Diese Front steht so gut wie 
sicher, wenn Sie sehen, wie sich 
unsere Bundeskanzlerin mit Bush in 
der Pressekonferenz hinstellt und 
sagt: „Wir dürfen auf keinen Fall 
zulassen, dass Iran zu Atomwaff en 
kommt, wir müssen aber dafür eine 
breite internationale Front haben. 
Da müssen wir alles daran setzen.“ 
Man hat den Eindruck, Frau Merkel 
und die Europäer sind dabei, Hilfs-
sheriff -Funktionen für die USA zu 
übernehmen. Und das tun sie, ohne 
zu realisieren, dass sie einen Krieg, 
der Europa am meisten triff t - aber 
auch die Länder in der Region, am 
wenigsten Amerika -, dass sie einen 
solchen Krieg mit voran bringen 
bzw. legitimieren. Und dieses mora-
lische Bündnis - heute war auch da-
von die Rede, die haben ein breites 
Bündnis, das muss gehalten werden 
- das war in der Sicherheitskonfe-
renz eine der zentralen Fragen.

Meine Damen und Herrn, dieses 
moralische Bündnis ist auf der einen 
Seite Voraussetzung für einen Krieg 
gegen den Iran, im Unterschied 
zu dem Bündnis im Irak-Krieg. Im 
Irak-Krieg brauchten die USA eine 
solche Bündnisbreite, ein solches 
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internationales Bündnis nicht. Aber 
jetzt, aufgrund des innenpolitischen 
Drucks und des Desasters im Irak, 
werden die USA nur dann einen 
Krieg anzetteln, wenn sie der ganzen 
Welt - zumindest Amerikanern und 
Europäern - vermitteln: „Iran ist 
gefährlich, die ganze Welt ist dafür, 
dass Iran daran gehindert wird.“

Also müssen wir letztlich ein wahr-
nehmbares Zeichen gegen diesen 
Krieg setzen. Wenn die bisherige 
Meinung bestehen bleibt, dann 
wird ein Krieg sehr wahrscheinlich, 
ziemlich sicher. Und genau an dem 
Punkt, meine Damen und Herrn, 
darauf wollte ich hinaus und mache 
dann gleich auch Schluss, an dem 
Punkt, glaube ich, dass wir unsere 
Stärke gewinnen können, um einen 
Krieg zu verhindern. Denn mora-
lische Bündnisse, die nicht legitim 
sind, die nicht überzeugend sind, 
kann man durchaus durch Mobili-
sierung in Frage stellen. Und ich bin 
der Meinung, dass wir unsere Bun-
deskanzlerin herausfordern müssten 
und sie in die Situation bringen 
müssten, zu antworten, warum sie 
sich bis jetzt von der ausdrücklichen 
Option von George W. Bush, auch 
Krieg führen zu können in diesem 
Bündnis, warum sie sich davon noch 
nicht distanziert hat. Sie muss sich 
meines Erachtens davon distanzie-
ren. Und wir müssen eine Situation 
schaff en, in der eine Distanzierung 
vom Krieg eine völlig neue Situation 
schaff t, die dann im Anschluss einen 
Krieg möglicherweise, vielleicht 
sogar mit großer Wahrscheinlich-
keit, verhindert. Ich glaube nämlich, 
meine Damen und Herrn, genau an 
diesem Punkt haben wir viele Mög-
lichkeiten. Wenn es der Friedensbe-
wegung gelingt, dieselbe Stärke zu 
gewinnen wie am 15. Februar 2003, 
dann könnten wir diesen Krieg ver-
hindern. Ich kündige hiermit auch 
schon an:

Nach der Diskussion will ich einige 
Überlegungen vorstellen, wie die 
Friedensbewegung sich auf einen 
Aktionsplan verständigen könnte. 
Ich werde diese Überlegungen dann, 
nachdem wir die Thesen hier kri-
tisch diskutiert haben, hier einbrin-
gen. Vielen Dank.

Holterman: Ganz herzlichen Dank, 
Herr Professor Massarat. Das war 
ein sehr bewegender und bedrän-
gender Vortrag und ich hoff e, dass 
wir weiter darüber sprechen kön-
nen. Sie haben uns sehr beeindruckt 
durch diesen Vortrag,  aber auch 
durch ihre Bewegung, die uns ganz 
stark vermittelt hat, wie drängend 
und wie schlimm dieses Problem 
im Moment ist. Jetzt kommen 
wir zu Andreas Zumach. Mit Frau 
Amirpur hat Andreas Zumach den 
Geburtsort Köln gemeinsam, mal 
was ganz Normales, - auch man-
ches andere sicher – aber das ist 
off ensichtlich. Mit Herrn Massarat 
verbindet Sie das Engagement in der 
Friedensbewegung, ein Engagement 
der ersten Stunde. Seitdem sind 
Sie auch mir, wie wahrscheinlich 
vielen von Ihnen, ein Begriff . Ein 
Begriff  für klare und entschiedene, 
wohl abgewogene und unaggressive 
Stellungnahmen zu Friedensfragen 
in den Medien. Das fand ich immer 
besonders wohltuend. Nach zweijäh-
riger praktisch-politischer Tätigkeit 
in den USA und in der Bundesre-
publik studierten Sie Sozialarbeit, 
Journalismus und Volkswirtschaft an 
der Bonner Universität und starteten 
eine Karriere im Journalismus, die 
Sie noch einmal für sieben Jahre 
zu Gunsten einer Tätigkeit in der 
Friedens- und Dritte-Welt-Bewegung 
unterbrachen. Heute arbeiten sie 
von Genf aus als Korrespondent der 
TAZ wie für eine Reihe regionaler 
und nationaler Zeitungen und Radi-
ostationen. Ihre Spezialgebiete sind 
dabei unter anderem EU, UNO und 
andere multilaterale Organisationen, 
Sicherheitspolitik und internatio-
nale Entwicklungen seit dem 11. 
September. Von Ihrer Internetseite 
lassen sich eine ganze Reihe Ihrer 
Artikel herunterladen. Besonders 
empfehle ich einen längeren unter 
den Titel: „ Die kommenden Kriege“. 
Und ich nehme an, dass dies eine 
Kurzfassung Ihres Buches unter dem 
gleichen Titel darstellt, 2005 er-
schienen. Auch hier ist der Untertitel 
- jetzt als Einstieg in Ihr Statement 
gedacht - besonders aufschlussreich 
und aktuell, nämlich „Ressourcen, 
Menschenrechte, Machtgewinn. Prä-
ventivkrieg als Dauerzustand?“ Bitte 

Herr Zumach, zur Rolle von EU und 
UNO und zur Kriegsvermeidung.

Zumach: Ganz herzlichen Dank. 
Guten Abend.

Mein Job ist 
so ein bisschen 
auch hier die 
Brosamen 
noch aufzu-
sammeln, also 
zu den Punk-
ten auch was 
zu sagen, zu 
denen meine beiden hervorragenden 
Vor-Rednerinnen und Redner noch 
nichts gesagt haben. Fast alles, was 
sie gesagt haben, unterstreiche ich 
voll, werde es deswegen nicht wie-
derholen, aber an einigen Punkten 
doch vielleicht ein paar zusätzliche 
oder auch andere Akzente setzen.

Mohssen Massarat hat eben aufge-
hört mit einem Appell. Ich will da 
anschließen. Ich halte die Situati-
on, die Diskussionslage bei uns in 
Deutschland und auch international 
für ungleich schwieriger als im Jahr 
2002 vor den drohenden Irak-Krieg. 
Und das ist – Frau Holterman hat 
am Anfang über die täuschenden 
Ähnlichkeiten zur Vorkriegsitua-
tion 2002 gesprochen – das ist für 
mich ein wesentlicher Unterschied. 
Damals gab es zwischen den po-
litischen Eliten in den USA und 
zumindest weiten Teilen Europas 
einen starken Dissens. Das war der 
Dissens über die Bedrohungsbe-
hauptung. Diesen Dissens gibt es 
heute nicht. Das haben die ersten 
Stunden dieser Konferenz im Münch-
ner Brauhaus heute noch mal sehr 
deutlich gemacht. Diesen Dissens 
gibt es nicht, was immer die Gründe 
für die Bedrohungsbehauptung sein 
mögen. Aber hier geht im Moment 
kein Spalt Papier dazwischen, wenn 
ich das richtig gehört habe. Andere, 
die da waren und das gehört haben, 
mögen mich hier korrigieren.

Zweitens: Es gibt, verbunden damit 
– mal vordergründig, mal hinter-
gründig, mal off en, mal nicht zu of-
fen – eine antiislamische Stimmung 
in diesem Land. Und die Art und 
Weise, wie diese Debatte über die 
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Karikaturen geht, ist dafür ein Beleg. 
Ich habe heute Mittag auf dem 
Marienplatz dazu was gesagt. Ich 
mache das nachher gerne auch noch 
mal bei Bedarf in der Diskussion. Ich 
lasse das jetzt aus Zeitgründen weg. 
Das gab es damals bei aller Feind-
bild-Produktion und aller berech-
tigten Kritik am Regime von Saddam 
Hussein im Irak nicht.

Und drittens: Lungert da doch 
irgendwo im Hintergrund zuneh-
mend bedrohlich die Angst, dass wir 
vom Öl abgeschnitten werden oder 
auch, dass nur die Preise noch viel 
höher werden, als sie das bereits im 
Laufe des letzten Jahres geworden 
sind. Also, ich will den Teufel nicht 
an die Wand malen, aber ich wür-
de mal behaupten, wenn im März 
dieses Jahres, wie ja einige befürch-
ten, militärische Schläge losgehen, 
werden weit weniger Menschen in 
diesem Land und in Europa dagegen 
demonstrieren. Und so mancher, der 
noch gegen den Irak-Krieg demons-
triert hat, wird militärische Schläge 
gegen Iran für richtig halten. Ich 
habe solche Stimmen schon auf Ver-
anstaltungen der Friedensbewegung 
erlebt, zuletzt vorgestern Abend in 
Ulm. Und da genügt es mir nicht, 
nur über Frau Merkel zu reden, 
Mohssen. Ich weiß, dass du das nicht 
singularisieren wolltest, aber ich will 
hier noch einmal deutlich sagen: Ich 
glaube, hier tut sich die Haltung, die 
der frühere Außenminister Fischer 
eingenommen hatte, und das, was 
uns Frau Merkel heute gesagt hat, 
nicht sehr viel. Und wenn ich dann 
noch erlebt habe – und Bettina Gaus 
von der TAZ war auch im Saal – ich 
habe es draußen erlebt, wie Angeli-
ka Beer in der Diskussion nach der 
Rede von Frau Merkel ans Mikro 
gegangen ist und sie voll und ohne 
jede Einschränkung unterstützt hat 
in ihren Aussagen zur künftigen 
Rolle der NATO und zur Zusammen-
arbeit mit den USA, dann hat das 
noch mal deutlich gemacht, dass wir 
hier in einer sehr, sehr schwierigen 
Ausgangssituation sind.

Katajun Amirpur und Mohssen 
Massarat haben beide über die 
Doppelstandards geredet. Und ich 
unterstreiche das alles. Die Doppel-

standards im westlichen Reden und 
Tun. Aber ich sage trotzdem: „Eine 
atomare Bewaff nung Irans wäre 
eine fatale Entwicklung in jeder 
Hinsicht, Punkt!“ Und ich wünschte 
mir, dass dieser Satz überall in der 
Friedensbewegung klar und ohne 
Einschränkung gesagt wird. Die-
ser Satz wird für mich auch nicht 
eingeschränkt durch die richtige und 
dringend notwendige scharfe Kritik 
am israelischen Atomwaff enarsenal. 
Sie wird auch nicht eingeschränkt 
durch die richtige Kritik an den 
nicht erfüllten Abrüstungsverpfl ich-
tungen der fünf offi  ziell anerkannten 
Atomwaff enmächte, und sie wird 
auch nicht eingeschränkt durch 
den Hinweis auf die Tatsache, dass 
mit Hilfe dieser fünf Atommächte 
Indien und Pakistan sich inzwischen 

auch atomar bewaff nen konnten. 
Ich sage das auch deswegen, weil 
ich nicht völlig ausschließe, dass 
wir nach der Periode Bush, die ja 
2008 zu Ende gehen wird, selbst in 
Washington eine politische Führung 
bekommen, die plötzlich sagt: Also 
ein Iran mit einer kalkulierbaren 
Führung und einem off enen kleinen 
Atomwaff enarsenal ist vielleicht 
doch ganz vernünftig, auch für die 
Stabilität, jedenfalls vernünftiger als 
die derzeitige Situation. Der ehema-
lige Sicherheitsberater von Präsident 
Jimmy Carter Zbigniew Brzezinski 
hat genau dieses in einem langen 
Interview vor vier Monaten, das in 
Deutschland der „Freitag“ dankens-
werterweise abgedruckt hat, gesagt. 
Er ist ansonsten ein rechter Falke 
der amerikanischen Außenpolitik 

gewesen, kein neoliberaler Ideologe, 
scharfer Kritiker des Krieges gegen 
den Terrorismus. Aber er kommt 
halt zu diesem Ergebnis. Und hier, 
fi nde ich, kann man nur klar Nein 
sagen aus Gründen, die ich - glaube 
ich - in diesem Saal nicht erläutern 
muss.

Zu Israel
Ich denke, die Friedensbewegung 
wird nur eine klare und vielleicht 
eines Tages auch erfolgreiche 
Haltung zu dem Iran-Problem 
entwickeln, wenn sie endlich aus 
der Defensive rauskommt, was die 
Israel-Thematik betriff t, die uns ja 
immer wieder, und wir erleben es 
im Moment auch wieder nach den 
Äußerungen von Herrn Ahmadined-
schad, in die Defensive bringt. Ich 
denke, die richtige Antwort kann 
nur heißen: Ja, wir Deutschen haben 
eine besondere Verantwortung für 
die Existenz Israels. Und wir haben 
- und das ist auch Beschlusslage 
deutscher und anderer europäischer 
Regierungen -  auch eine Verant-
wortung für die Schaff ung eines 
politisch und wirtschaftlich überle-
bensfähigen Staates Palästina. Aber, 
gerade aus der besonderen Verant-
wortung für die Existenz Israels, er-
gibt sich, dass wir scharfe Kritik an 
der derzeitigen Politik der Regierung 
Scharon und künftig möglicherweise 
Netanjahu und allen, die diese Po-
litik mittragen, üben müssen. Weil, 
nichts gefährdet die Existenz Israels 
mittel- und langfristig mehr als eine 
Fortsetzung dieser Politik. Das ist 
die Logik. Und wenn wir das so klar 
sagen, kommen wir endlich auch 
aus den elenden Debatten zu diesem 
Thema heraus.

Jetzt komme ich zum Stichpunkt EU. 
Die EU hat zwar vor zwei Jahren 
gesagt, sie verhandle, was besser 
aussah als die konfrontative Haltung 
Washingtons. Aber die EU hat dann 
in ihren Verhandlungen von Iran 
Dinge verlangt – und Frau Amir-
pur hat das schon angedeutet – die 
diskriminierend waren, die auf einen 
teilweisen Souveränitätsverzicht 
Irans abzielten und die von daher 
von vornherein zum Scheitern ver-
urteilt waren. Das Scheitern dieser 
Verhandlungen im Juli letzten Jah-
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res war absehbar. Es ist von einigen 
wenigen auch vorausgesagt worden. 
Und es ist genauso gekommen, und 
seitdem liegt die EU voll auf dem 
Kurs der USA und ist diejenige, die 
heute oder gestern in Wien bei der 
Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation und auch schon letztes Jahr 
im September den Antrag auf die 
Überweisung dieses Themas an die 
UNO gestellt hat. Und die USA brau-
chen eigentlich nur noch daneben zu 
stehen und sich die Hände zu reiben. 
Und meine Befürchtung ist, dass 
das mit Russland und dem Kompro-
missvorschlag zur Auslagerung der 
iranischen Urananreicherung auf 
russisches Territorium genauso geht. 
Wenn ich die iranischen Vertreter 
heute Nachmittag in Wien und auch 
hier in München richtig verstanden 
habe, ist dieser Vorschlag tot. Er ist 
obsolet, weil Iran nächste Woche 
seine Urananreicherung in indus-
triellem Ausmaß wieder auff ahren 
wird, und dann gibt es für diese 
Verhandlungen mit Russland keinen 
Spielraum mehr. Und dann wird 
Russland, wird die russische Füh-
rung - auch unter Druck der USA 
– voll auf die amerikanische Linie 
einschwenken. Das ist meine Be-
fürchtung.

Die EU verkauft ihre Position immer 
noch mit zwei - ich sage ganz be-
wusst – Lügen. Die eine Lüge haben 
wir heute wieder von Frau Mer-
kel, aber vor drei Tagen auch von 
sozialdemokratischen und grünen 
Politikern gehört - das ist die Lüge, 
Iran habe Vereinbarungen mit der 
EU gebrochen. Es geht hier nicht um 
Verstöße gegen den Atomwaff en-
sperrvertrag. Die gibt es allerdings 
seitens Irans, und hier gibt es nach 
wie vor Aufklärungsbedarf aus den 
letzten 18 Jahren. Gemeint ist die 
Vereinbarung zwischen Iran und 
der EU vom November 2004, die so 
genannte Pariser Vereinbarung, in 
der sich Iran, um die eigentlichen 
Substanzverhandlungen mit der EU 
zu erleichtern, zu einer freiwilli-
gen, zeitlich begrenzten vorläufi gen 
Suspendierung seines Urananreiche-
rungsprogramms verpfl ichtet hat, als 
Geste des guten Willens. Und die EU 
tut so, als sei das ein Vertrag gewe-
sen und Iran habe Vertragsbruch 

begangen, als es dann im Juli dieses 
Jahres diese Urananreicherung bzw. 
die Vorstufe wieder angefahren hat 
mit der Begründung, dass die Ver-
handlungen mit der EU eben in der 
Sache nichts gebracht haben.

Und hier liegt das zweite Problem 
der EU Behauptung - auch von Frau 
Merkel heute wiederholt - die EU 
hätte doch zahlreiche weit reichende 
Angebote und Kompromissvorschlä-
ge gemacht. Und die seien alle von 
Teheran abgelehnt worden. Das ist 
schlicht nicht wahr. Und man kann 
sich die 38 Seiten, die die EU im 
Juli letzten Jahres Teheran vor-
gelegt hat, im Internet angucken 
und wird feststellen, die entschei-
denden Dinge, die Teheran bräuchte, 
militärische Sicherheitsgarantien, 
Nichtangriff s-Garantien, hat es nicht 
gekriegt. Aber auch keine verläss-
lichen Angebote für die Versorgung 
mit Brennstäben oder anderem 
Nuklearmaterial aus EU-Staaten, 
wenn es denn seinerseits auf die 
Urananreicherung verzichten würde. 
Das hat es deswegen nicht gegeben, 
weil die Regierungen in Berlin, Paris 
und London Angst hatten, dass dann 
europäische Konzerne - Siemens 
oder andere - , die diese Lieferungen 
nach Iran tätigen, von Washington 
unter Sanktionsdruck gesetzt wer-
den, und die EU-Länder waren noch 
nicht einmal bereit, dieses Risiko 
einzugehen. Und ich fi nde es wich-
tig, in der Aufklärung in den nächs-
ten Wochen und Monaten auf diese 
Punkte hinzuweisen, damit diese 
Mythen irgendwann vielleicht nicht 
mehr existieren.

Irans strategische Bedeutung
Mohssen Massarat hat darüber gere-
det, wie die USA dazu beigetragen 
haben, Iran stark zu machen, indem 
sie seine Nachbarn und potenziellen 
Rivalen klein gemacht haben, 
nämlich Irak und Afghanistan. Ich 
würde weitergehen, Mohssen. Selbst 
wenn das mit Irak und Afghanistan 
nicht passiert wäre, ist Iran in dieser 
ganzen Region, die Herr Brzezin-
ski etwas despektierlich als „eura-
sischen Balkan“ bezeichnet, also die 
fünfundzwanzig Länder zwischen 
Russland, Türkei, China und in-
dischem Ozean, da ist Iran wahr-

scheinlich das wichtigste Land, das 
Land mit der größten strategischen 
Bedeutung. Aus fünf wesentlichen 
Gründen:

- Es besitzt die drittgrößten Ölreser-
ven in dieser Welt und die zweit-
größten Gasreserven nach Russland.

- Kein Land hat so viele Grenzen 
mit anderen Staaten der Region, 
darunter sehr sensible Grenzen. Drei 
Grenzen zu ex-sowjetischen Repub-
liken, wo inzwischen amerikanisches 
Militär steht. Eine 1000 - Kilometer-
Landgrenze zum Irak. Die gesamte 
Ostgrenze des Persischen Golfs, was 
ja eine strategisch wichtige Wasser-
straße ist, auch für den Ölhandel, ist 
die iranische Südwestküste.

- Es ist ein Land mit einer Tausende 
Jahre alten Kultur.

- Es ist das Land mit der jüngsten Be-
völkerung dieser Erde, also nirgend-
wo ist die demografi sche Kurve so 
fl ach, gibt es einen so hohen Anteil 
der Bevölkerung unter-zwanzig- und 
unter-dreißig-Jähriger.

- Und, ob dieses Land, wie dieses 
Land sich künftig weiterentwickelt, 
ob es eine funktionierende Demokra-
tie in einem islamischen Staat wird, 
ist von so ungeheurer Relevanz eben 
auch für die gesamte Nachbarschaft 
und wird Ausstrahlung haben auch 
auf die zentralasiatischen Repub-
liken, die inzwischen - derzeit auch 
mit Hilfe amerikanischer Ölkonzerne 
- nach wie vor eher diktatorische 
Zustände haben.

Ich denke, das allein begründet ein 
erhebliches strategisches Interesse, 
aber nicht nur der USA, sondern 
auch der EU.

Und jetzt komme ich zu dem Öl-
punkt, den du angedeutet hast. Ich 
denke, man muss ihn kurz noch mal 
erläutern, weil man nicht voraus-
setzen kann, dass er allen wirklich 
klar ist. 1947 bei der Begründung 
der Bretton Woods-Organisation, 
also der Weltbank, internationaler 
Währungsfonds, haben die USA dem 
Rest der Welt das Versprechen gege-
ben, dass alle Dollars, die irgendwo 
international zirkulieren, gegen Gold 
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aufgewogen würden. Jederzeit. Also 
die Golddeckung des Dollars. Und 
als die Franzosen dann 1973 mit 
einem Schiff  voller Dollarnoten in 
Baltimore ankamen, bei Washing-
ton, und verlangt haben, das bitte 
doch in Gold erstattet zu bekom-
men und dann gleichzeitig auch die 
erste große Ölkrise stattfand, hat 
die US Regierung über Nacht dieses 
Versprechen der Golddeckung des 
Dollars rückgängig gemacht, und 
seitdem ist die Deckung halt das 
schwarze Gold: Öl. Und das wurde 
damals so etabliert, dass die USA 
Saudi-Arabien genötigt haben, in 
einem Abkommen zuzusagen, dass 
Saudi-Arabien, das Land mit den 
größten Reserven und damals auch 
größter Exporteur, Öl immer nur 
und ausschließlich und überall auf 
der Welt zu Dollar verkauft. Und die 
anderen Ölstaaten, was ja damals 
vor allem die arabischen Staaten 
waren, haben sich dem angeschlos-
sen, sowohl Kuwait wie auch Irak 
und die kleinen Emirate. Seitdem 
gilt das, und das ist der wesentliche 
Grund dafür, warum der Dollar die 
Weltleitwährung ist.

In einer Volkswirtschaft, die mit 
über 1,8 Billionen Dollar inzwischen 
verschuldet ist, seit Präsident Bush 
an der Macht ist, einer Volkswirt-
schaft, die normalerweise längst 
zusammengekracht wäre mit einem 
solchen Defi zit - und dieses Defi zit 
lässt sich eben nur aufrechterhal-
ten, weil es auf den Rest der Welt, 
auf unser aller Schultern abgewälzt 
wird. Und das geht eben über diesen 
Mechanismus, dass alle anderen 
Länder, die Öl brauchen - und das 
sind so ziemlich alle 190 UNO Staa-
ten neben den USA - sich zunächst 
Dollar besorgen müssen, um das Öl 
dann zu kaufen.

Und genau dieses hat Saddam Hus-
sein im Jahr 2000 als Erster heraus-
gefordert mit seiner Entscheidung, 
das Öl, das er noch unter dem „Öl 
für Nahrungsmittel“-Programm der 
UNO verkaufen durfte, in Euro zu 
fakturieren. Hugo Chavez hat das für 
Venezuela auch angekündigt. Selbst 
Russland denkt in die Richtung. Und 
wie Mohssen gesagt hat, möglicher-
weise im März dieses Jahres soll in 

Teheran eine Ölbörse eingerichtet 
werden, die es den Käuferländern 
freistellen würde, in welcher Wäh-
rung sie bezahlen. Es würde erwar-
tungsgemäß darauf hinauslaufen, 
dass die meisten dann in Euro zah-
len. Und man kann sich das weiter 
fortdenken.

Der Euro würde zunehmend - nicht 
über Nacht - den Dollar ablösen in 
dieser Rolle der Weltleitwährung, 
aber er würde es möglicherweise 
eine Zeit lang parallel mit dem Dol-
lar sein und dann irgendwann den 
Dollar ausstechen. Und dann ließe 
sich natürlich diese Defi zitwirtschaft 
der amerikanischen Volkswirtschaft 
nicht aufrechterhalten. Hier liegt 
das große Problem. Nur aus die-
ser Analyse ergeben sich natürlich 
möglicherweise auch Widersprüche 
zwischen den USA und der EU, über 
die wir dann reden müssten. Das ist 
off ensichtlich.

Kommt es zum Krieg?
Wenn man die Frage stellt, in 
Washington und in anderen westli-
chen Hauptstädten, in den Macht-
strukturen, wird ja im Moment meis-
tens abgewunken. Es gibt zwar den 
Satz: „Wir halten uns jede Option 
off en,“ aber dann wird gesagt: „Es 
gibt erhebliche politische Gründe, 
die dagegen sprechen.“ Die Frage 
der militärischen Machbarkeit ist 
ungeklärt und die Frage der Erfolgs-
aussichten und der Reaktion in der 
islamischen Welt sprechen auch da-
gegen. Ich kann nur sagen, auch im 
Jahre 2002 hat man in den Macht-
strukturen, auch in Washington bis 
in die höchsten Ränge des Militärs 
genau diese vielen Bedenken und 
Einwände gegen einen Krieg gegen 
Irak gehört und trotzdem ist dieser 
Krieg geführt worden.

Und, was mir Sorgen macht, ist, 
dass im Moment an vielen entschei-
denden Punkten überall schwache 
Präsidenten und Figuren sitzen. Herr 
Bush in Washington, Herr Ahmadi-
nedschad in Teheran, Herr Chirac 
in Paris, die derzeitige Regierung 
in Israel und der kommende Be-
werber Netanjahu. Sie alle haben 
die Versuchung - sind ihr zum Teil 
schon erlegen - durch eine Zuspit-

zung des Streits mit Iran innenpo-
litisch Punkte zu machen und um 
Unterstützung zu werben. Und darin 
liegt die Gefahr einer Eskalation, die 
vielleicht gar nicht gewollt ist, einer 
Eskalation des Krieges der Worte hin 
zu militärischen Schlägen. Die Alter-
nativen, Mohssen hat sie angedeutet, 
ich will sie kurz sagen. Ich glaube:

- Es wird keine isolierte Lösung des 
iranischen Problems geben. Punkt! 
Wer uns das vormacht, spricht 
entweder wider eigene Erkenntnis 
oder hat schlicht keine Ahnung. Es 
wird eine dauerhafte, befriedigende 
politische Lösung des iranischen Pro-
blems nur geben im Kontext einer 
regionalen Gesamtlösung, bei der 
auf jeden Fall auch die israelischen 
Atomwaff en mit auf den Verhand-
lungstisch müssen, d. h. übersetzt, 
eine Konferenz im Nahen und Mitt-
leren Osten mit dem Ziel einer Zone 
frei von atomaren, biologischen, 
chemischen Massenvernichtungswaf-
fen als erstem Ziel. So ähnlich, wie 
wir Europäer das ab 1975 mit der 
KSZE in Europa gemacht haben. Und 
das hieße natürlich – und impliziert 
sehr klar – eine Anerkennung Israels 
durch Iran, sonst kann man nicht 
miteinander verhandeln. Und diese 
Forderung sollte man auch so klar 
an Teheran richten.

- Klare und verlässliche Nichtan-
griff sgarantien der USA an Iran.

- Iran muss das Recht auf Uranan-
reicherung offi  ziell zugestanden 
bekommen. Das ist nun mal die 
Rechtslage - ich sage gleich noch 
was zu den Bedenken. Das mag uns 
nicht gefallen, aber jeder Versuch, 
das hier singulär einzuschränken 
und nur dem Iran etwas abzuverlan-
gen, was man anderen Staaten, die 
ähnliche Programme unterhalten, 
nicht abverlangt, wird scheitern. 
Frau Amirpur hat das klar gesagt, 
ich kann es nur unterstreichen, wer 
immer in Teheran an der Regierung 
ist, wird für eine Ablehnung solcher 
Forderungen bis zu 90 Prozent der 
Bevölkerung hinter sich haben. Das 
ist kein Problem Ahmadinedschad. 
Dieser Satz hätte auch schon vor vier 
Jahren gegolten. So, und das führt 
mich zu dem vierten Punkt.
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- Wahrscheinlich viele hier im Saal 
haben Bauchschmerzen dabei, wenn 
man sagt, Iran soll natürlich Uran 
anreichern dürfen - und ich habe di-
ese Bauchschmerzen persönlich auch 
– weil ich es für die falsche Alterna-
tive halte, die Atomenergie, weil es 
die behauptete Trennung zwischen 
so genannter ziviler und militä-
rischer Nutzung eben nicht gibt. Und 
selbst wenn es sie sauber technolo-
gisch gäbe, bliebe immer noch das 
Restproblem in Anführungszeichen 
mit den Kosten und der Sicherheit 
der so genannten zivilen Nutzung 
der Atomenergie. Es ist nicht wirk-
lich eine Alternative, und deswegen 
müssen wir irgendwann mit den Ira-
nern darüber reden, dass sie so viele 
andere Alternativen haben, Sonne, 
Wind, Wasser, Erdwärme usw. und 
diese Alternativen nutzen sollten, 
statt auf die Atomenergie zu setzen. 
Nur, solche Argumente werden in 
Teheran nur eine Chance bekommen 
und auf off ene Ohren stoßen, wenn 
der derzeitige Konfl ikt zunächst 
mal deeskaliert ist, wenn die Bedro-
hungsängste, die legitimen Bedro-
hungsängste, weggenommen worden 
sind und wenn die Urananreiche-
rung zunächst mal klar zuerkannt 
worden ist und damit auch nicht 
mehr diese große Frage des Prestiges 
und der nationalen Souveränität hat. 
Nur nachdem das passiert ist, wer-
den diese Argumente, auf andere, 
alternative, erneuerbare, ökologische 
Energien zu setzen, auch eine Chan-
ce haben. Und dann wäre es wichtig, 
dass Deutschland und die anderen 
europäischen Länder, die inzwischen 
Erfahrungen haben mit diesen er-
neuerbaren Energien, Technologien 
entwickelt haben zu ihrer Nutzung, 
diese Erfahrungen und Technolo-
gien Iran auch wirklich schnell und 
kostengünstig zur Verfügung stellen. 
Vielen Dank.

Holterman: Ganz herzlichen Dank, 
Herr Zumach. Ich fand das wunder-
bar, dass Sie uns auch ein bisschen 
Grundlagenwissen nebenbei noch 
mal vermittelt haben. Das schätze 
ich immer sehr. Ich würde ganz kurz 
ein paar Fragen stellen und bitte 
um kurze Antworten hier auf dem 
Podium. Die Frage, die sich mir bei 
Ihnen, Herr Zumach, vor allen Din-

gen aufgedrängt hat, ist die Frage, 
wie kann man mit Israel über etwas 
verhandeln, von dem sie gar nicht 
zugeben, es überhaupt zu haben?

Zumach: Erste Antwort: Dafür gibt‘s 
Vorerfahrungen in der Geschichte: 
Es gibt auch andere Länder, die es 
zunächst bestritten haben.

Zweite Antwort: Diejenigen, die 
Israel zu diesen Verhandlungen 
drängen müssten, wissen sehr genau 
und bestens, dass Israel diese Fähig-
keiten hat. Ich meine damit nicht 
nur die USA und die Westeuropäer 
und ihre Geheimdienste. Russland 
weiß es auch. Es gibt halt diesen 
Konsens auch in der Erkenntnislage, 
dass es etwa 300 Sprengköpfe gibt. 
Also, wenn der politische Willen da 
wäre auf diesen Seiten, Israel hier zu 
drängen, sehe ich überhaupt nicht, 
dass Israel sich hier widersetzen 
könnte.

Und drittens weiß ich - und das ist 
wichtig, dass wir das auch immer 
dazu sagen - dass es in der isra-
elischen Bevölkerung sehr viele 
Menschen gibt, die die Atombewaff -
nung des eigenen Landes auch für 
völlig falsch halten, sowohl aus den 
eigenen richtig verstandenen Sicher-
heitsinteressen heraus, aber gerade 
auch mit Blick auf die anderen 
Länder der Region. Und ich denke, 
wenn wir diese Forderung hier 
endlich stellen, Israel damit an den 
Tisch zu bringen, stützen wir diese 
Menschen innerhalb von Israel.

Holterman: Eine andere Frage, die 
sich für mich vielleicht am ehesten 
an Sie Herr Massarat richtet, ist, dass 
die Medien die USA als kriegsmüde 
darstellen und dass die Bevölkerung 
nicht mehr mitmacht, dass es also 
ganz schwer ist - habe ich gerade 
wieder einen halbstündigen Beitrag 
gehört - dass es ganz schwer gewor-
den ist, neue Rekruten für die Armee 
zu gewinnen. Das alles scheint mir 
sehr glaubhaft. Wie kann Amerika 
dann in den Krieg ziehen, in ein 
Land, das sich nach allen Aussagen, 
wie sie vor allen Dingen Frau Amir-
pur wieder sehr bestätigt hat, nach 
allen Aussagen hinter seine Führung 
stellen will.

Massarat: Im Unterschied zum Irak-
Krieg geht es hier ausschließlich dar-
um, und das ist auch vorstellbar und 
machbar, dass ein Luftkrieg stattfi n-
det, kein Bodenkrieg, denn alle An-
lagen, alle Ziele sind vor allem über 
Luft zu erreichen - Möglichkeiten, 
Potentiale, die Amerika schon an 
den anderen Grenzen verfügbar hat. 
Sie müssen nicht mobilisiert wer-
den. Innerhalb von wenigen Tagen 
können sie aktiviert werden. Ich 
nehme an, das wird vorher gemacht. 
Das ist durchaus möglich ohne den 
Nachteil, den die USA im Irak-Krieg 
hatten. Außerdem ist es Bestandteil 
der amerikanischen Militärstrategie, 
gleichzeitig an mehreren Fronten in 
der Welt Krieg führen zu können. 
Und dafür haben sie ja die entspre-
chenden Potentiale einschließlich 
Luftabwehr- Waff ensysteme, von 
denen man annimmt, dass sie gar 
nicht Abwehr- Waff ensysteme sind, 
sondern durchaus Komponenten 
von Angriff swaff en haben. Die sind 
schon bereits installiert. Ich glaube, 
dass die Stimmung auch in Amerika 
dahingehend zu interpretieren ist 
- bis vor kurzem haben 70 Prozent 
der Menschen gesagt: Auf keinen 
Fall darf Iran Atomwaff en haben. 
Das heißt, eine Legitimation für 
einen Einsatz, d.h. auch durch Krieg, 
ist bereits in Amerika vorhanden. 
Ich fürchte, das wird in Europa auch 
vorhanden sein.

Holterman: Dann würde ich ger-
ne das Wort an Sie, Frau Amirpur, 
weitergeben und Sie bitten, einfach 
darauf Bezug zu nehmen, wo Sie 
vielleicht Kritikpunkte an oder Dif-
ferenzpunkte zu den Referaten der 
beiden Herren haben oder was Sie 
noch verstärken möchten.

Amirpur: Wir haben gar keine Dif-
ferenzen. Ich wollte nur sagen, dass 
ich Herrn Zumach völlig zustimme, 
wenn er sagt, es darf keinen atomar 
bewaff neten Iran geben. Es würde 
ein atomares Wettrüsten im Nahen 
Osten zur Folge haben, und das kann 
es nicht geben. Die Saudi-Araber 
würden dann ganz, ganz schnell 
versuchen, auch Atomwaff en zu 
haben, und das kann nicht das Ziel 
sein. Ich möchte noch einen Punkt 
ergänzen, an dem wir immer ein 
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bisschen oder an dem ich in meinem 
eigenen Vortrag vorbei geschlittert 
bin, nämlich das Thema Antisemi-
tismus der Iraner. Ich glaube nicht, 
dass Iraner Antisemiten sind. Nach 
wie vor lebt in Iran, abgesehen von 
Israel, die immer noch größte jü-
dische Gemeinde im gesamten Nah-
en Osten, und man hat immer ganz 
stark versucht, einen Unterschied 
zu machen zwischen der Anti-Israel-
, Anti-Zionismus-Propaganda und 
Aantisemitismus. Aber man hat die 
eigenen Juden im eigenen Lande im-
mer versucht, davon auszunehmen. 
Man hat nicht versucht, sie als fünfte 
Kolonne des Feindes zu behandeln, 
und ich glaube, das ist ein sehr, sehr 
wichtiger Punkt. Weil es auch hier 
in der Presse immer wieder auf-
taucht. Gero von Randow hat letzte 
Woche in der Zeit geschrieben, er sei 
im Iran gewesen und es hätte irgend 
jemand die Hand hoch gehoben, als 
er erfahren habe, dieser Mann sei 
Deutscher, gesagt: „Heil Hitler, und 
wir sind ja beide Arier“ und so. Gut, 
das passiert mir auch andauernd. Ich 
fi nde es dann auch nicht mehr wit-
zig. Und sage den Leuten dann auch: 
Ich kann darüber als halbe Deutsche 
nicht lachen. Aber es ist nicht als 
antisemitisches Statement gemeint, 
sondern man hakt ein bisschen rum 
auf diesem: „Wir beiden Völker, ihr 
Deutschen und wir Iraner sind halt 
Arier.“ Aber ansonsten glaube ich 
nicht, dass das iranische Volk ein 
großes Problem mit Juden insgesamt 
hat. Juden sind sehr hoch angese-
hen unter der normalen iranischen 
Bevölkerung - ich will damit nicht 
sagen, dass sie keine Probleme 
haben in Iran - aber die muslimische 
Bevölkerung in Iran hat auch Pro-
bleme mit dem Regime. Es sind sehr 
viele Juden in den letzten 27 Jahren 
aus Iran weggegangen. Aber das 
liegt unter anderem auch daran, dass 
die Juden wissen wohin sie gehen 
können, wenn sie Iran verlassen 
möchten. Das können muslimische 
Iraner inzwischen nicht mehr, weil 
Iran als sicheres Drittland gilt. Das 
ist, glaube ich, ein Punkt. Ansonsten, 
Juden haben die schönste Stadt Irans 
gegründet, Isfahan. Sie sind damals 
vom persischen Kaiser Kyros aus 
der babylonischen Gefangenschaft 

befreit worden, und er hat ihnen ge-
sagt: „Geht irgendwo hin und siedelt 
euch dort an, wo ihr wollt.“ Und sie 
haben sich angesiedelt in Isfahan, 
weil sie dort die Erde gefunden 
haben, die Jerusalem am ähnlichs-
ten war. Deswegen haben die Juden 
in Iran eigentlich einen sehr, sehr 
hohen Stand. Ja ich verwehre mich 
ein bisschen als Iranerin gegen den 
Vorwurf, dass Iraner extrem große 
Antisemiten seien, und dass allein 
schon aus diesem Grunde für Israel 
eine sehr große Gefahr von dem ira-
nischen Volk ausgeht. Es geht eine 
große Gefahr aus vom Iran gegenü-
ber Israel, aber bestimmt nicht, weil 
die Mehrheit dieses Volkes antisemi-
tisch eingestellt ist.

Zumach: Also ich will dazu nur kurz 
sagen: Falls Sie die heutige Süd-
deutsche Zeitung noch nicht gelesen 
haben, tun Sie es. Da gibt es eine 
wunderschöne Geschichte auf Seite 
3 über einen iranischen Weblogger, 
der sich nach Tel Aviv begeben hat 
und von dort über die Situation in 
Israel nach Iran berichtet und umge-
kehrt und was der erlebt auf beiden 
Seiten. Und was für Reaktionen. 
Diese Geschichte ist sehr gut.

Amirpur: Widerspricht die meiner 
These?

Zumach: Nein, die widerspricht 
dem überhaupt nicht. Ich wollte nur 
darauf hinweisen.

Holterman: Hier ist sehr wenig Wi-
derspruch, aber ich frage noch ein-
mal als letzten Herrn Prof. Massarat: 
Haben Sie zum Referat von Herrn 
Zumach noch etwas hinzuzufügen, 
einen Unterschied dazu oder eine 
Randbemerkung?

Massarat: Ja, vielleicht eine Er-
gänzung zu der Perspektive. Wir 
haben, meine Damen und Herren, 
zwei Perspektiven. Die eine Perspek-
tive ist: Wie können wir den Krieg 
verhindern, wie können wir interna-
tional einen Zustand schaff en, dass 
die Eskalation durchbrochen wird? 
Wie können wir in Europa dieses 
moralische Bündnis in Frage stellen? 
Das ist die eine Ebene, die Soforte-
bene. Die andere Ebene: Was folgt 
daraus? Welche Antworten hat die 

Friedensbewegung auf die konkreten 
Probleme, iranische Atomwaff en 
und israelische usw. und sofort? 
Andreas hat die zweite Perspektive 
hier skizziert, und natürlich wird 
sofort kritisiert: Die zweite Per-
spektive, atomwaff enfreie Zone mit 
Israel. Da wird sofort kritisiert, ihr 
seid ja utopisch, ihr seid ja von einer 
andern Welt. Wie soll denn Israel 
sich überhaupt darauf einstellen? 
Kann Israel überhaupt? Ich glaube, 
wir sollten uns diese Perspektive als 
einen Prozess vorstellen, genauso 
wie den KSZE-Prozess, als einen 
Prozess, der beginnt mit einem 
ersten Schritt, dass diese Staaten den 
Willen erklären, über eine andere 
Perspektive zu reden. Dieser erste 
Schritt ermöglicht überhaupt, dass 
ein neuer Dialog entsteht in all die-
sen Staaten, auch in Israel. Erst dann 
können wir davon ausgehen, dass in 
der Tat, sowohl in Iran, aber auch 
in Israel und anderen Ländern, eine 
viel bessere atmosphärische und 
politische Voraussetzung entsteht, 
um die Frage der Abschaff ung von 
Atomwaff en und der Verhinderung 
iranischer Atomwaff en sehr kon-
kret zu diskutieren. So stelle ich 
mir den Prozess vor, der allerdings 
jetzt begonnen werden müsste in 
den nächsten Monaten, zumindest 
angekündigt werden müsste. Das ist 
nicht ein Konzept, das wir abstrakt 
nennen können, sondern wir müs-
sen sagen, wie die nächsten Schritte 
aussehen könnten. Die Friedensbe-
wegung kann dazu, so glaube ich, 
kompetent viel sagen.

Zumach: Frau Holterman hat ja vor-
hin angekündigt, dass ich was zur 
UNO sage, was ich dann nicht ge-
macht habe - es ist vielleicht einigen 
aufgefallen. Ich habe das Wort nicht 
in den Mund genommen. Das hat 
zwei Gründe. Der eine ist, dass die 
Frage, ob das nun formell im Rah-
men der UNO passiert oder außer-
halb, ist nicht so relevant - es sind 
eben inzwischen alle wichtigen Be-
teiligten dabei - auf problematische 
Weise - und von daher, sie würden 
sich innerhalb der UNO nicht anders 
verhalten als jetzt außerhalb, etwa 
im Rahmen der internationalen 
Atomenergieorganisation und ihrem 
Gouverneursrat. Der zweite Grund - 
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und deswegen habe ich es jetzt doch 
noch mal eingebracht: Mit diesem 
UNO-Argument wird jetzt sehr – ich 
sage mal: scheinheilig – um nicht zu 
sagen: verlogen umgegangen. Frau 
Merkel hat heute auf die Kritik des 
stellvertretenden iranischen Außen-
ministers, der ja im Saal war, im 
Brauhaus, hat sie dann gesagt - also 
der hat kritisiert, dass jetzt diese 
Entscheidung Einschalten der UNO 
passiert – und da hat sie gesagt: 
„Was wollen Sie eigentlich? Wir 
fi nden es gut als Deutsche, wenn im 
Rahmen der UNO solche Konfl ikte 
behandelt werden. Wie kann man 
da nur dagegen sein?“ Ich erzähle 
das deswegen hier, weil ich denke, 
dieser Tenor der Debatte wird auch 
in den nächsten Tagen und Wochen 
vorherrschen, und er verleugnet 
völlig, dass das natürlich ein ge-
wollter Eskalationsschritt ist, wenn 
man jetzt diesen Beschluss herbeige-
führt hat, die Sache vor die UNO zu 
bringen. Hier muss man dann auch 
überlegen in der Diskussion als Frie-
densbewegung: Wie verhalten wir 
uns denn zur Einschaltung der UNO? 
Finden wir das nun gut oder richtig, 
dass das nun auf dieser Ebene nach 
New York kommt oder nicht. Darü-
ber müsste man dann vielleicht noch 
reden. Danke.

Holterman: Also ich glaube, es ist ja 
auf jeden Fall eine Eskalation. Es ist 
ja klar, nach dem, was wir mit dem 
Irak-Krieg erlebt haben.

Zumach: Es ist jedenfalls als solche 
gemeint, und gewollt.

Holterman: Als letztes auf diesem 
Podium möchte ich Herrn Prof. 
Massarat nun noch die Gelegenheit 
geben, zu zwei Petitionen, die er 
vorschlägt, kurz was zu sagen. Zu 
der einen möchte ich bemerken, dass 
sie hier zirkuliert und viele Leute 
sie auch in der Hand haben. Sie ist 
verteilt worden. Und wer die nicht 
mehr bekommen hat: Es ist diejeni-
ge, die sich an die UNO wendet, an 
Kofi  Annan.

Massarat: Zunächst einmal nur in 
Bezug auf den Appell an Kofi  Annan: 
Wir haben gerade auch begründet 
bekommen, dass wir uns in einer ge-

wollten Eskalationsphase befi nden, 
in der die UNO, nämlich der UN-
Sicherheitsrat, eine wichtige Rolle 
spielt. Genau in diesem Kontext ist 
der Appell an Kofi  Annan gedacht, 
den Sie hoff entlich alle haben. Es 
geht darum, dass genau gegen diese 
Eskalation, die zugespitzt wird, eine 
deeskalierende Maßnahme erfolgt. 
Wir haben in der Strategiekonferenz 
der Friedensbewegung in Hannover 
diskutiert, dass es Sinn macht, an 
Kofi  Annan zu appellieren für eine 
Mediation, für eine Mediations-
kommission, die er ad hoc immer 
einsetzen kann, auch in Konfl ikt-
situationen – dass wir nun an ihn 
appellieren, eine solche Kommission 
ad hoc einzusetzen und praktisch als 
Gegenmodell zu dem jetzt offi  zi-
ellen Eskalationsmodell, und ihn zu 
bitten, in diese Kommission Men-
schen einzubeziehen, die akzep-
tiert werden von allen Seiten, die 
politisch erfahren sind, aber keine 
Funktion haben, die durchaus einen 
Vorschlag, aus der Sackgasse her-
auszukommen, ausarbeiten können, 
oder mehrere Vorschläge.

Holterman: Das liegt ja dann 
schriftlich vor.

Massarat: Für die nächsten Monate. 
Das ist sozusagen der Hintergrund. 
Ich möchte noch einen Satz dazu 
sagen. Einige aus der Friedensbewe-
gung haben den Appell nicht unter-
schrieben, obwohl dieser Appell von 
über 200 großen Organisationen 
und Einzelpersonen unterschrieben 
worden ist. Einige haben ein Pro-
blem gehabt mit der Person von 
Gerhard Schröder. Meine Damen 
und Herrn, das mag sein, dass man 
die Rolle von Schröder nicht positiv 
defi niert. Schröder hat immerhin ge-
gen den Irak-Krieg Position bezogen. 
Dadurch ist er in der arabisch-isla-
mischen Welt eine sehr angesehene 
Person. Wenn die UNO eine Delega-
tion haben muss, dann kann es doch 
nicht Tony Blair aus Europa sein. Es 
kann auch nicht Chirac sein. Dann 
bleibt nur noch im Prinzip Schröder, 
der auch gewisse Voraussetzungen 
in der islamischen Welt hat. Ich bitte 
Sie darum, Ihre Bedenken in dieser 
Frage zurückzustellen.

Holterman: Herr Prof. Massarat, 
jetzt muss ich nur noch mal eine 
Verständnisfrage stellen. Ich hatte 
Sie so verstanden, dass diesen Appell 
eigentlich hauptsächlich Organisati-
onen unterzeichnen sollten und kei-
ne Einzelpersonen, wohingegen der, 
der sich an Frau Merkel wendet, den 
Sie nachher noch vorstellen werden, 
durchaus bei Ihnen angefordert wer-
den kann, er liegt noch nicht ausfor-
muliert schriftlich vor – wir weisen 
nur darauf hin – dass er unterschrie-
ben werden kann. Ist das so?

Massarat: Das ist teilweise so. 
Dieser Appell wurde von der Frie-
denskooperative und vielen Or-
ganisationen, auch vom Kasseler 
Friedensratschlag herumgeschickt an 
über 1000 Adressen. Die Unterschrif-
tenaktion läuft schon. Und viele 
Einzelpersonen haben auch unter-
schrieben. Das ist überhaupt kein 
Problem. Dieser Appell ist heute der 
Presse übergeben worden, und er 
soll im Laufe der nächsten Woche 
in New York mit Unterstützung von 
internationalen Friedensorganisati-
onen Kofi  Annan direkt übergeben 
werden. Und dann wird die gesamte 
Unterschriftenliste auch der Presse 
noch einmal übergeben. Damit wäre 
diese Sache auf der internationa-
len Ebene und für die Deeskalation 
eigentlich im vollen Gang.

Eine Abschrift bzw. Zusammenfas-
sung der anschließenden Plenums-
diskussion wurde nicht zusammen-
gestellt.
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Appell an Kofi  Annan
Für ein Moratorium und eine hochrangige UN-Mediationskommission 

im Iran-Atomkonfl ikt, um die Eskalation zu unterbrechen
Seit Mitte Januar spitzt sich der Konfl ikt zwischen Iran und dem Westen beängstigend zu. Drohungen und Gegendro-
hungen steigern sich. Bald  kann die Konfrontation aus dem Ruder laufen und in Sanktionen und  Gewalt mit schwer-
wiegenden Folgen für den Weltfrieden einmünden. Um eine weitere Eskalation zu verhindern, muss im Konfl ikt ein 
Moratorium eingelegt werden, um den Konfl iktparteien Zeit zum sorgfältigen Überdenken ihrer Ziele und Verhaltens-
weisen zu geben, und um neue Vorschläge und Verfahren zu entwickeln. Um dieses zu erreichen, schlagen wir vor, 
dass der UN-Generalsekretär von seinem Recht, jederzeit eine UN-Kommission ins Leben zu rufen, Gebrauch macht.
Wir bitten deshalb den UN-Generalsekretär, sobald wie möglich eine internationale UN-Mediationskommission von 
Persönlichkeiten mit hoher und weitreichender Reputation einzuberufen. Sie soll unter seinem Vorsitz Vorschläge 
für eine friedliche Lösung des Konfl ikts ausarbeiten und diese innerhalb eines halben Jahres der Weltöff entlichkeit 
unterbreiten.
Die Kommission sollte mit erfahrenen Politikern ohne Amtsfunktionen sowie mit Persönlichkeiten mit hoher mo-
ralischer Autorität besetzt werden. Wir nennen beispielhaft einige Persönlichkeiten, die unseres Erachtens in diese 
Kommission berufen werden könnten:

Martti Ahtisaari (ehem. Staatspräsident von Finnland)
Gro Harlem Brundtland (ehem. Norwegische Ministerpräsidentin)
Bill Clinton (ehem. Präsident der Vereinigten Staaten)
Michael Gorbatschow (ehem. Präsident der Sowjetunion)
Mohammad Khatami (ehem. Präsident der Islamischen Republik Iran)
Nelson Mandela (ehem. Präsident von Südafrika)
Avi Primor (ehem. Botschafter Israels in Deutschland)
Mary Robinson (ehem. Präsidentin von Irland)
Gerhard Schröder (ehem. Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland)
Großayatollah Sistani (schiitisches Oberhaupt im Irak)

Die Kommission bittet die iranische Regierung, während des Zeitraums ihrer Beratungen im Sinne eines Moratori-
ums, die Anreicherung von Uran und weitere Forschungsarbeiten im Bereich der Nukleartechnologie auszusetzen. 
Alle Konfl iktparteien werden aufgefordert, jegliche Drohungen gegen einander zu unterlassen.
Der Vorschlag eines Moratoriums verbunden mit einer solchen hochrangigen Mediationskommission sollte für alle 
Seiten annehmbar sein, zumal in dieser Zeit keine zusätzlichen Bedrohungselemente entstehen würden.
Unser Vorschlag ist mit der Hoff nung verbunden, dass durch dieses Verfahren nicht nur eine friedliche Lösung für 
den Iran-Atomkonfl ikt erarbeitet wird, sondern darüber hinaus für die ganze Region des Mittleren und Nahen Ostens 
sich Möglichkeiten für multinationale Konsultationen eröff nen, die weit über den jetzigen Nuklearkonfl ikt hinaus 
gehen.
In diesem Sinne bitten die Unterzeichner UN-Generalsekretär Kofi  Annan die Initiative für ein Moratorium und eine 
Mediationskommission zu ergreifen.

Presserechtlich verantwortlich: Andreas Buro, Mohssen Massarrat

•
•
•
•
•
•
•
•
•
•

Erstunterzeichnende Organisationen
Aachener Friedenspreis e. V.; Arbeitsgemeinschaft Dienst für den Frieden (AGDF); Arbeitskreis Darmstädter Signal; 
Bund für Soziale Verteidigung; EIRENE International; Frauennetzwerk für Frieden e.V. (FNF); Gustav Heinemann-
Initiative; Helsinki Citizens Assembly (HCA) - dt. Sektion; Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges 
(IPPNW) - dt. Sektion; Internationale der Kriegsdienstgegner/innen e.V. (IDK Berlin); Internationaler Versöhnungs-
bund, Deutscher Zweig; Komitee für Grundrechte und Demokratie; Kooperation für den Frieden; Koordination 
Gerechtigkeit und Frieden der Franziskaner in Europa; Lebenshaus Schwäbische Alb e. V.; Naturwissenschaftler 
Initiative Verantwortung für Frieden und Gerechtigkeit; Netzwerk Friedenskooperative; Ökumenisches Zentrum für 
Umwelt-, Friedens- und Eine-Welt-Arbeit; Pax Christi - deutsche Sektion.

Außerdem wurde der Appell bisher auch von über 200 weiteren Friedensgruppen und einzelnen Persönlichkeiten 
unterstützt.
Der Appell wird in den nächsten Tagen – mit Unterstützung internationaler Friedensorganisationen in New York Kofi  
Annan überreicht.
           München, 4. Februar 2006
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Dr. Katajun Amirpur

„Ich wollte nur Autofahren“, erinnert sich Katajun Amirpur mit einem breiten Grinsen, als sie kurz nach dem Abitur 
ihren Vater zu einer Lesung nach Köln fuhr. Doch die Ausführungen der jüngst verstorbenen Islamwissenschaftlerin 
Annemarie Schimmel über die Poesie der persischen Sprache ließen sie nicht mehr los. „Tja, und wegen ihr wollte 
ich dann Islamwissenschaften studieren“, gesteht die 32-jährige mit einem Lächeln.

Knapp ein Jahr erforschte sie dann vor Ort Land und Sprache ihres Vaters und resümiert heute: „Neben allem Religi-
ösem und Politischem sind Iraner wunderbare Menschen, für die es sich lohnt, die öff entliche Meinung zu formen.“

Aufgewachsen mit den religiösen Geschichten von Anne de Fries und den adaptierten Korangeschichten gehört Ka-
tajun Amirpur heute zu jenen Expertinnen, die sich kompetent und ohne die Brille einer einseitigen Orientrezeption 
den modernen Islamwissenschaften widmet.

Nachdem sie über „die Entpolitisierung des Islam - Werk und Wirkung von Abdol Karim Soroush in der islamischen 
Republik Iran“ promoviert hatte, widmet sich Amirpur heute - gefördert über ein Emmy-Noeter Jungprofessorensti-
pendium - der schiitischen Koranexegese. An die Förderung konnte sie erst glauben, als man es ihr mehrmals te-
lefonisch und später schriftlich mitteilte - Frauen in den höchsten Rängen der Wissenschaft sind noch immer eine 
Rarität. „Ja, ich unterrichte gern, ich lese gern und schreibe gern“ formuliert die azeristämmige Deutschiranerin in 
ihrer ruhigen und zugewandten Art ihre Forschungsleidenschaft.

Dass die junge Wissenschaftlerin, die an der FU-Berlin lehrt, ein entspanntes Verhältnis zum Islam hat, liegt auch an 
ihrem zu Hause. Neben der katholischen Erziehung durch ihre deutsche Mutter wurden ihr auch persische Traditi-
onen vermittelt.

(aus dem Amirpur-Porträt des„Aktuellen Informationsdienstes zu Fragen der Migration und Integrationsarbeit“ (aid))

Kontakt:
über
AID (Aktueller Informationsdienst zu Migration und Integrationsarbeit)
www.isoplan.de/aid/2003-1/portraits.htm
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Prof. Dr. Hans-Peter Dürr

„Krieg ist heutzutage nicht mehr Krieg, sondern Massaker, und es gibt keine gerechten Massaker. Zu behaupten, es 
gäbe keine Alternative, ist ein Zeichen von Phantasielosigkeit“.

Prof. Dr. Hans-Peter Dürr studierte Quantenphysik und promovierte bei Edward Teller in Berkeley. Er folgte Werner 
Heisenberg als Direktor des Max-Planck-Instituts für Physik in München nach.

Prof. Dürr ist außerdem Gründer und Vorstand von Global Challenges Network (GCN). GCN hat zum Ziel, durch 
Vernetzung von allen gesellschaftlichen Kräften, für die Befriedung auf dem Planeten vorausschauend Weichenstel-
lungen vorzunehmen. Dazu gehört auch die Kooperation mit politischen Institutionen.

Am 11. Juni 2004 zeichnet Innenminister Otto Schily Prof. Dürr in Berlin mit dem Großen Bundesverdienstkreuz aus. 
Für Dürr ist diese „offi  zielle“ Auszeichnung für sein zivilgesellschaftliches Engagement ein weiterer Schritt auf dem 
Weg in ein konstruktives und zukunftsfähiges Zusammenspiel, ein Spiel, für das die Natur seiner Meinung nach ein 
perfekter Lehrmeister wäre.

Für Prof. Dürr, Mitglied des Club of Rome, ist diese Ehrung nicht die erste. So erhielt er u. a. 1987 den Alternativen 
Nobelpreis und mit der wissenschafts- und forschungskritischen internationalen Gruppe Pugwash, der er angehört, 
im Jahr 1995 den Friedensnobelpreis.

Doch für Prof. Dürr liegt in dieser Auszeichnung eine ganz besondere Würdigung: „Ich bin nur ein Stellvertreter für 
die große Menge zivilcouragierter Bürgerinnen und Bürger, die als ‚Dritte Kraft‘ im Staat, neben der Politik und der 
Wirtschaft, auf vielfältige Weise Verantwortung übernommen haben. Diese Kräfte sind nicht mehr wegzudenken aus 
unserer Weltgesellschaft. Mehr noch - sie sind die eigentlichen Garanten für die Entstehung gewaltfreier, gerechter 
und im Einklang mit der Natur operierender Zukunftsoptionen, weil diese das Leben zukünftiger Generationen vor 
Augen haben und nicht nur Gewinnmaximierung und kurzzeitige Wahlerfolge.“

(aus dem Porträt des Global Challenges Network, www.gcn.de/hpd.html)

Kontakt:
Prof. Dr. Hans-Peter Dürr
Max-Planck-Institut für Physik
Werner-Heisenberg-Institut
Föhringer Ring 6
80805 München
Tel. 089 - 323 54 - 280
Fax 089 - 323 54 - 304
hpd@mppmu.mpg.de
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Kai Ehlers

Kai Ehlers wurde 1944 in Brüx bei Prag geboren. Nach dem Abitur studierte er Germanistik, Publizistik und Theater-
wissenschaft in Göttingen und Berlin. Im Zuge der 68er Bewegung ging er in die journalistische und politische Praxis, 
wo er sich seit 1971 als Redakteur des „ak“ auf Themen im Bereich des Antifaschismus und des Kampfes um demo-
kratische Rechte konzentrierte.

Seit Anfang der 80er liegt der Schwerpunkt seiner Arbeit auf den Wandlungen im nachsowjetischen Raum und deren 
konkreten lokalen sowie weltweiten Folgen, denen er seit 1983 durch Untersuchungen, Gespräche und Aktivitäten 
vor Ort nachgeht. Mitte der 90er erweiterte er seine Forschungen unter den Arbeitsvorgaben: „Wie weit reicht der 
Balkan?“und „Öff nung des mongolischen Vorhangs“ auf Zentral- und Mittelasien. Seit dem Sommer 2002 erstrecken 
sich seine Studien auch auf Chinas Rolle für die Neuordnung Eurasiens und den Prozess der Globalisierung.

In den letzten Jahren konzentrierte er sich auf die Entwicklung von Alternativen zur Krise des Industrialismus im 
Osten wie auch im Westen.

In russischer und englischer Sprache liegen Veröff entlichungen von Forschungsprojekten in Russland vor, die von Kai 
Ehlers initiiert wurden.

1992 gründete er mit anderen zusammen den Verein „Nowostroika e.V.“ Der Verein hat sich die „Förderung des Ost-
West-Dialogs“ und die Unterstützung selbst bestimmter Initiativen in den Ländern der ehemaligen Sowjetunion zur 
Aufgabe gestellt.

Seit 1997 gibt Kai Ehlers in unregelmäßigen Abständen „Themenhefte“ zu Schwerpunktfragen heraus.

In Sendern des deutschsprachigen Raums hat er ca. 100 halbstündige Hintergrund-Features publiziert. Zu seinem 
Veranstaltungs-Equipment gehören auch Videovorträge aus eigenen Aufnahmen und O-Ton-Collagen.

Kontakt:
Kai Ehlers
Rummelsburger Str. 78
22147 Hamburg
Tel. 64 789 791
info@kai-ehlers.de
www.kai-ehlers.de
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Dr. Angelika Holterman

Oktober 2003 bis heute Moderationstätigkeit bei politischen Diskussionen, u.a. im Rahmen der alternativen Frie-
denskonferenz und bei einer Diskussion mit Gregor Gysi

Juli 1998 bis Febr.2004 freiberufl iche Tätigkeit u.a. als Textredakteurin, als Autorin und freie Mitarbeiterin bei 
verschiedenen Rundfunksendern, beim Bildungsträger IMBSE e.V. in Mecklenburg-Vor-
pommern, als Sprachtrainerin in Englisch und Deutsch; Mitarbeit als Rezensentin bei www.
politik-buch.de und bei der Referentenagentur www.p-networks.de

1994 bis 1998 Studium der Sozialpsychologie in München, gefördert von der Hans-Böckler-Stiftung, mit 
dem Abschluss Promotion. Dissertation: eine qualitative Untersuchung, erschienen bei 
Leske + Budrich unter dem Titel „Das geteilte Leben. Journalistenbiographien und Me-
dienstrukturen zu DDR-Zeiten und danach“, Opladen 1999.

1991 bis 1993 Koordinatorin eines Bildungsträgers in Mecklenburg-Vorpommern (IMBSE e.V.)

1980 bis 1991 Autorin und Regisseurin von Dokumentarfi lmen (z.B. der Reihe „Lebenslinien“) sowie aktu-
eller Beiträge in Abendschau und Zeitspiegel im Bayerischen Fernsehen

1976 bis 1980 verbeamtete Gymnasiallehrerin bei der Stadt München, zuletzt als Oberstudienrätin

1976 2. Staatsexamen

1974 bis 1976 Referendariat in Würzburg; Zusatzprüfung in Englisch

1973 1. Staatsexamen in Deutsch, Geschichte, Sozialkunde

1966 bis 1973 Studium der Geschichte, Germanistik und Soziologie in Bonn, München, Arkansas/USA, 
München, Aix-en-Provence und wieder München, jeweils mindestens ein Jahr bzw. 2 Se-
mester

1966 Abitur in Neuß/Rhein, am Geburtsort
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Roswitha Jarman

Roswitha Jarman ist Lehrerin und Gesprächstherapeutin sowie Trainerin für Konfl iktfragen und Trauma-Arbeit. Sie 
stammt aus Deutschland und wanderte nach dem zweiten Weltkrieg nach England aus.

Seit 1992 engagiert sich die Quäkerin im Kaukasus. Durch verschiedene Initiativen bemüht sie sich um psychosoziale 
Heilung für vom Krieg betroff ene Menschen und die Versöhnung verfeindeter Volksgruppen. Frau Jarmans Anlie-
gen ist es, den Menschen gegenwärtig zu sein und sie mit Workshops und Seminaren zu unterstützen, um Angst und 
Vorurteile abzubauen und so die Rückkehr der vertriebenen Menschen zu erleichtern. Weiter geht es ihr darum, als 
Gesprächstherapeutin, Menschen aus Tschetschenien auszubilden, um besonders den Kindern zu helfen, die erlit-
tenen Traumata zu verarbeiten und Stress und Ängste zu vermindern.

Aufgrund einer Initiative von lokalen ÄrztInnen und LehrerInnen wurde 1995 in Tschetschenien mit Unterstützung 
von holländischen Kirchen die Nichtregierungsorganisation (NGO) „Agency of Rehabilitation and Development“ 
(ARD-DENAL) gegründet. Roswitha Jarman baute auf Bitten der NGO gemeinsam mit einer Ärztin aus Grosny 1996 
eine Gruppe von Therapeutinnen auf, die sich um die kriegsgeschädigten Kinder kümmerte.

Sie stellt ihr Wissen und ihre Erfahrungen zur Verfügung, um mit ÄrztInnen, LehrerInnen, StudentInnen zu Fragen 
der Konfl ikttransformation zu arbeiten und die Arbeit von NGO’s wie z.B. DENAL zu unterstützen.

Roswitha Jarman erhielt 2005 den Bremer Friedenspreis der Stiftung „Die Schwelle“.

Kontakt:
Roswitha Jarman
6 Mallory Close
New Earswick
York, YO32 4DL, UK
Tel. +44 1904 768 155
Fax +44 1904 752 225
jarmans@gn.apc.org
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Prof. Dr. Mohssen Massarrat

Mohssen Massarrat ist 1942 in Teheran geboren, er lebt seit 1961 in der Bundesrepublik.

Nach Abschluss des Bergbau-Studiums studierte er Wirtschafts- und Politikwissenschaften in Berlin.

1978 Habilitation in Wirtschaftswissenschaften / Internationale Wirtschaftsbeziehungen an der Universität Osnab-
rück, wo er seit 1982 als Professor für Politikwissenschaft am Fachbereich Sozialwissenschaften lehrt.

Forschungsgebiete:

Politische Ökonomie
Sozialökologische Ökonomie/ Theorie Nachhaltiger Entwicklung
Demokratietheorie
Internationale Wirtschaftsbeziehungen/Globalisierung
Friedens- und Konfl iktforschung
Mittlerer und Naher Osten

Universitätsüberschreitende wissenschaftliche Funktionen u. a.:

Geschäftsführender Leiter der interdisziplinären Senats-Arbeitsgruppe Dritte Welt - Umwelt und Entwicklung
Leitung der Veranstaltungsreihe Colloquium Dritte Welt - Umwelt und Entwicklung, die seit 1982 an der Uni-
versität Osnabrück zusammen mit außeruniversitären Einrichtungen durchgeführt wird.
Leitung der interdisziplinären Ringvorlesung Umwelt-Entwicklung-Frieden an der Universität Osnabrück.
Vertrauensdozent der Friedrich-Ebert- und Heinrich-Böll-Stiftung
Koordinator der deutsch-iranischen Kooperation im Bereich Klimaschutz, Energiepolitik und Nachhaltige Ent-
wicklung.

Mitgliedschaft in wissenschaftlichen Gremien u.a.:

Mitglied des International Advisory Council des Toda Institut for Global Peace and Policy Research, 
Cambridge, MA, USA
Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat von attac-Deutschland

Kontakt:
Prof. Dr. Mohssen Massarrat
Universität Osnabrück
FB Sozialwissenschaften
49069 Osnabrück
Tel. 0541/969-4156
Fax 0541/969-4600
Mohssen.Massarrat@uos.de

•
•
•
•
•
•

•
•

•
•
•

•

•
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Emanuel Matondo

Emanuel Matondo, 38 Jahre, ist angolanischer Kriegsdienstverweigerer und Menschenrechtler. Er gründete 1998 die 
Angolanische Antimilitaristische Menschenrechtsinitiative (IAADH), lebt in Deutschland und ist Sprecher des Dritte-
Welt-JournalistInnen-Netzwerkes (DWJN).

Er engagiert sich außerdem im Verein connection e.V., bei der Initiative Mpalabanda, die Anfang 2004 als eine Bür-
ger- und Menschenrechtsorganisation entstanden ist. Sie entwickelte sich aus einer ad-hoc Menschenrechtskommissi-
on aus dem Jahre 2002 und verschrieb sich der Friedensarbeit und dem gewaltfreien Kampf gegen Krieg, Unterdrü-
ckung, Repression und Korruption. Sie veröff entlichte Menschenrechtsberichte über die Jahre 2002 und 2003, was 
die angolanische Regierung zu verhindern versuchte.

Im Juli 2004 rief Mpalabanda zu einer friedlichen Demonstration auf, an der 15.000 Menschen teilnahmen. Da-
mit konnte die Organisation das Thema Menschenrechte, aber auch die Handlungsmöglichkeit von gewaltfreien 
Aktionen, ins Bewusstsein der Bevölkerung bringen. Durch ihre Arbeit gelang es der Organisation zudem, dass die 
Menschen ihre Angst vor der herrschenden Brutalität und Repression überwinden und die Militärs herausfordern 
konnten. Im Januar 2005 mobilisierte Mpalabanda 60.000 Menschen, um für ein Ende der Gewalt, des Krieges und 
der Verbrechen zu demonstrieren.

E. Matondo ist Verfasser der Broschüre „Das andere Afrika - Widerstand gegen Krieg, Korruption und Unterdrü-
ckung“, die bei connection e.V. erschienen ist.

Kontakt:
Connection e.V.
Gerberstr. 5
63065 Off enbach
Tel. 069-82 37 55 34
Fax 069-82 37 55 35
offi  ce@Connection-eV.de 
www.connection-ev.de
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Thomas Rödl

Studium der Philosophie, Politologie und Psychologie an der LMU in München von 1976 bis 1984, Abschluss M.A. 
(Schwerpunkte: Rüstungskontrollpolitik, Sozialpsychologie, Ethik)

Mitbegründer der Arbeitsgem. Friedenspädagogik e.V., (AGFP) München 1974.

1997 - 2001: Freiberufl icher Politologe im Bereich Vermittlung und Aufbereitung von Ergebnissen der Friedensfor-
schung

1998 - 1999: Dozent an der Zivildienstschule Spiegelau

Seit 2002 Projektleiter bzw. Geschäftsführer des „Helmut-Michael-Vogel Bildungswerkes zur Förderung der Friedens-
arbeit der DFG-VK Bayern“.

Verfasser bzw. Herausgeber zahlreicher Publikationen im Rahmen des Helmut-Michael-Vogel-Bildungswerkes.

Ehrenamtliche Funktionen innerhalb der Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen:

Gruppenvorsitzender und faktischer Geschäftsführer der Gruppe München der DFG-VK

Mitglied im Landesvorstand der DFG-VK Bayern

Mitglied im Bundesausschuss und der Programmkommission der DFG-VK

Kampagnenbeauftragter der DFG-VK für „Schritte zur Abrüstung“

Kontakt:
Deutsche Friedensgesellschaft/Vereinte KriegsdienstgegnerInnen
Landesverband Bayern
Schwanthalerstr. 133
80339 München
Tel. 089 - 89 62 34 46
muenchen@dfg-vk.de
www.dfg-vk.de/muenchen
www.h-m-v-bildungswerk.de

•

•

•

•
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Clemens Ronnefeldt

Clemens Ronnefeldt wurde 1960 in Worms geboren. Von 1981 bis 1986 studierte er an der Johannes-Gutenberg Uni-
versität in Mainz und an der Phil.-Theol. Hochschule St. Georgen in Frankfurt/Main. Von 1982 bis 1983 absolvierte 
er eine studienbegleitende Ausbildung zur Friedensarbeit an der Heimvolkshochschule Bückeburg. Bis 1992 war er 
Sprecher der Katholischen Friedensbewegung Pax Christi im Bistum Mainz.

Seit 1992 ist er tätig als Referent für Friedensfragen beim deutschen Zweig des Internationalen Versöhnungsbundes.

Seine Schwerpunkte sind der Nahe und Mittlere Osten und das ehemalige Jugoslawien. Clemens Ronnefeldt hat teil-
genommen an Friedensdelegationen im Irak, Iran, Syrien, Libanon, Israel und Palästina und an Einsätzen in Flücht-
lingslagern. Darüber hinaus hat er sich beteiligt an der Unterstützung von Friedensgruppen in den Nachfolgestaaten 
des ehemaligen Jugoslawien.

Er ist Autor des Buches „Die neue Nato, Irak und Jugoslawien“, herausgegeben vom deutschen Zweig des Internatio-
nalen Versöhnungsbundes, Minden, 2. Aufl age, 2002 sowie zahlreicher Artikel und Hintergrundanalysen.

Kontakt:
Clemens Ronnefeldt
A.-v.-Humboldt-Weg 8a
85354 Freising
Tel. 08161 - 54 70 15
Fax 08161 - 54 70 16
C.Ronnefeldt@t-online.de
www.versoehnungsbund.de
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Dieter Wenderlein

Dieter Wenderlein ist 1966 in Nürnberg geboren und studierte Pharmazie in Würzburg. Er ist in der Apotheke der 
Universitätsklinik Würzburg als Krankenhausapotheker angestellt.

Seit 1989 ist er Mitglied der Gemeinschaft Sant‘Egidio und seit 1991 deren Mitarbeiter bei Entwicklungshilfepro-
jekten. Er ist verantwortlich für die Entwicklungszusammenarbeit der Gemeinschaft Sant‘Egidio als deren Sprecher in 
Deutschland.

Hauptarbeitsgebiete sind Gesundheitsprojekte (v. a. in Afrika), insbesondere das Programm DREAM der Gemein-
schaft Sant’Egidio zur AIDS-Therapie von Patienten mit HIV/AIDS in Afrika; er ist der verantwortlicher Apotheker 
des Programms DREAM.

Im Rahmen der Eine-Welt-Arbeit unternimmt er regelmäßig Reisen nach Albanien, Indien, Mosambik und Tansania.

Die Gemeinschaft Sant’Egidio entstand im Jahr 1968 in Rom. Heute ist sie eine Laienbewegung, zu der mehr als 
50.000 Personen gehören. Sie setzt sich in mehr als 70 Ländern der Welt für die Weitergabe des Evangeliums und im 
Dienst an den Armen ein.

Kontakt:
Gemeinschaft Sant’Egidio
Dieter Wenderlein
Schönthalstraße 6
97070 Würzburg
Tel. 0931/322 940
Fax 0931/3229439
dieterwenderlein@santegidio.de
www.santegidio.org
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Andreas Zumach

Andreas Zumach wurde 1954 in Köln geboren. Seit 1998 bearbeitet er vom europäischen UN-Büro in Genf aus als 
Korrespondent u. a. für die deutsche Tageszeitung „taz“ UN-Themen und andere internationalen Angelegenheiten.

Darüber hinaus ist er für eine Reihe anderer regionaler und nationaler Zeitungen, Magazine und den öff entlichen 
Rundfunk in Deutschland, der Schweiz und Österreich tätig.

Er veröff entlichte zahlreiche Beiträge in deutsch- und englischsprachigen Büchern sowie Fachpublikationen zu The-
men wie Sicherheitspolitik, Rüstungskontrolle und Abrüstung. 1997 wurde Andreas Zumach mit dem Preis des Ver-
bandes der UNO-Korrespondenten in New York ausgezeichnet für die weltweit beste Berichterstattung über die UNO.

Biographisches:

1981-1988: Organisator und Sprecher für verschiedene deutsche Organisationen der Friedensbewegung, u. a. des 
bundesweiten Koordinierungsausschusses der Friedensbewegung

1979-1981: Herausgeber der deutschen Tageszeitung „Die Neue“ für internationale Angelegenheiten, Auslandskorres-
pondent in Südafrika

1975-1978: Studium der Fächer Volkswirtschaft und Journalismus an der Universität Köln und der Kölner Journalis-
tenschule; Organisator der deutschen Kampagne zu Handels- und Werbepraktiken des Nestle-Konzerns und anderer 
Babynahrungsherstellern in Afrika, Asien und Lateinamerika

Kontakt:
Andreas Zumach
Salle de Presses 1
Palais des nations
1211 GENF 10
Schweiz
Tel. +41/22/9173791
Fax +41/22/7342361
andreas.zumach@itu.int
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Dem 1914 gegründeten Internationalen Versöhnungsbund gehören rund 100 000 Menschen in 40 Staaten der Erde 
an. Ihnen gemeinsam ist die Vision einer Welt, in der Menschen geschwisterlich miteinander leben und Konfl ikte 
gewaltfrei gelöst werden. Der Verband hat Beraterstatus bei den Vereinten Nationen. Der Sitz des Deutschen Zweiges 
des Internationalen Versöhnungsbundes ist in Minden.

Kontakt:
Internationaler Versöhnungsbund - Deutscher Zweig e.V.
Schwarzer Weg 8
32423 Minden
Tel. 0571 - 850875
Fax 0571 - 8292387
www.versoehnungsbund.de
vb@versoehnungsbund.de

Netzwerk Friedenssteuer, Region Bayern
Das Netzwerk umfasst interessierte Personen aus der ganzen Bundesrepublik, die sich für ein Zivilsteuergesetz einset-
zen, das den Menschen die demokratische Wahlmöglichkeit gibt, dass ihre Steuern ausschließlich für zivile Zwecke 
verwendet werden. Einige dieser Personen verweigern Militärsteuern aus Gewissensgründen. Allen ist der Grund-
rechtsaspekt und der demokratische Wert eines Zivilsteuergesetzes wichtig.

Spenden: Netzwerk Friedenssteuer e.V. (gemeinnützig),
GLS-Gemeinschaftsbank, Kto. Nr. 700 160 160 0, BLZ 430 609 67

www.netzwerk-friedenssteuer.de
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Deutsche Friedensgesellschaft-Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK), 
Landesverband Bayern
Die DFG-VK ist ein deutscher Zweig der Internationale der Kriegsdienstgegner (War resistors International, WRI, 
gegründet 1921, u.a. von Albert Einstein). Die Grundsatzerklärung der Internationale der Kriegsdienstgegner lautet:

„Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. Ich bin daher entschlossen, keine Art von Krieg zu unterstützen und 
an der Beseitigung aller Kriegsursachen mitzuwirken.“

Kontakt: 
Schwanthalerstr. 133
80339 München
Tel. 089 - 62 34 46
www.dfg-vk.de/muenchen
www.dfg-vk.de
www.wri-irg.org
www.schritte-zur-abruestung.de
muenchen@dfg-vk.de

Helmut-Michael-Vogel Bildungswerk
Das Helmut-Michael-Vogel- Bildungswerk ist der gemeinnützige Verein 
zur Förderung der Friedensarbeit der DFG-VK Bayern, c/o DFG-VK. 

www.h-m-v-bildungswerk.de 

Wir bitten um Spenden: H-M-V- Bildungswerk, Postbank Nürnberg, 
BLZ 760 100 85, Konto No 33 60 68 851 (absetzbar)
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Pax Christi 
Als internationale katholische Friedensbewegung benennt Pax Christi Missstände in Politik und Gesellschaft und 
bezieht klare Positionen, wo Menschenrechte verletzt und Konfl ikte mit Gewalt ausgetragen werden.

Kontakt:
Landwehrstr. 44
80336 München
Tel. und Fax: 089 - 54 38 515
www.paxchristi.de
www.erzbistum-muenchen.de/paxchristi 
paxchristi.muenchen@t-online.de
Spendenkonto: 887 36 - 801 
bei der Postbank München, BLZ 700 100 80

Friedensinitiative Christen in der Region 
München e.V.
Ziel der Friedensinitiative ist die Förderung und Unterstützung der ökumenischen Arbeit für Gerechtigkeit, Frieden 
und Bewahrung der Schöpfung

Kontakt: 
c/o Inge Ammon
Jägerstr. 24
82256 Fürstenfeldbruck
inge@ammon-ff b.de
Spendenkonto 3728 83 - 806, bei der 
Postbank München, BLZ 700 100 80
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NaturwissenschaftlerInnen – Initiative für 
Friedens- und Zukunftsfähigkeit
Wir sind nicht nur verantwortlich für das was wir tun, sondern auch für das, was wir widerspruchslos hinnehmen. 
Was uns bewegt, ist die Verantwortung für Frieden und Abrüstung, das Ökosystem Erde, die Folgen unseres eigenen 
Tuns. Wir wollen das mit Fachwissen und unserem persönlichen Engagement zur Wahrung des Friedens für ethisch 
verantwortlichen Umgang in Wissenschaft und Technik und ihre Folgen bewirken. Unsere Mitgliederzeitung heißt 
„Wissenschaft & Frieden“

Kontakt: 
NaturwissenschaftlerInnen Initiative
Stralauer Platz 34
10243 Berlin
Tel: 030 - 31996686
Fax 030 - 31996689
www.natwiss.de 
Bankverbindung für Spenden: NaturwissenschaftlerInnen-Initiative 
Kto Nr. 393408-504, Postgiroamt Köln, BLZ 370 100 50

Kreisjugendring München-Stadt
Der Kreisjugendring München-Stadt (KJR) ist die Arbeitsgemeinschaft der rund 60 Münchner Jugendverbände und 
-gemeinschaften, sowie Träger von fast 50 städtischen Freizeitstätten. Ziel und Grundlage seines Handelns sind 
Toleranz, Friede, soziale Gerechtigkeit, Völkerverständigung und demokratische Mitbestimmung von Kindern und 
Jugendlichen.

Kontakt:
Kreisjugendring München Stadt
Postfach 151 223
80047 München
Tel. 089 / 514106-10
www.kjr-m.de


